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BMF: Referentenentwurf eines Restrukturierungsfonds-Übertragungsgesetzes (RStruktFÜG) 

Das BMF hat am 10.06.2024 den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Übertragung von Mitteln 

des Restrukturierungsfonds auf den Finanzmarktstabilisierungsfonds (Restrukturierungsfonds-

Übertragungsgesetz – RStruktFÜG) veröffentlicht. 

Der Referentenentwurf sieht vor, die Altmittel des Restrukturierungsfonds (RSF) auf den Finanz-

marktstabilisierungsfonds (FMS) zur teilweisen Tilgung des dort aufgelaufenen Fehlbetrags zu 

übertragen und zudem das steuerliche Betriebsausgabenabzugsverbot für etwaige ab 2024 fest-

zusetzende Bankenabgaben aufzuheben. 

Die Übertragung der Altmittel auf den FMS senke den derzeitigen Fehlbetrag von rund 22 Mrd. € 

um rund 2,3 Mrd. €. Dadurch werde die Belastung der Steuerzahler in Bund und Ländern aus der 

Finanzmarktkrise spürbar gesenkt, und die Banken würden an den infolge der Finanzmarktkrise 

bei Bund und Ländern entstandenen Kosten der Finanzmarktstabilisierung teilweise beteiligt. 

Die Aufhebung des steuerlichen Betriebsausgabenabzugsverbots führe zu einer Angleichung der 

Wettbewerbsbedingungen in der EU und sei daher positiv für den Finanzplatz Deutschland. Auf-

grund der vielfältigen seit 2011 erreichten Verbesserungen der Abwicklungsfähigkeit von Kredit-

instituten und der Erfolge bei der Risikoreduzierung sowie durch das erstmalige Erreichen der 

Zielausstattung des SRF (Single Resolution Fund) im Jahr 2023, die Festlegung erstmals verbindli-

cher Mindestanforderungen an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten zur 

Verlustabsorption und Rekapitalisierung sowie die auch für die deutschen Institute geltende Vor-

gabe der Abwicklungsbehörden, abwicklungsfähig zu sein, sei eine zusätzliche Lenkung des 

Marktverhaltens der Abgabepflichtigen zur Bankenabgabe durch das Betriebsausgabenabzugs-

verbot seit Anfang 2024 entbehrlich geworden. Die Lenkungswirkung werde künftig durch die 

veränderten europäischen Rahmenbedingungen erreicht.  

 

BMF: Lohnsteuerliche Behandlung der Überlassung bzw. Übertragung von Vermögensbeteili-

gungen ab 2024 (§ 3 Nr. 39, § 19a EStG) 

In der letzten Ausgabe war das Thema zunächst nur kurz angesprochen. Die Finanzverwaltung äu-

ßert sich mit BMF-Schreiben vom 01.06.2024 erneut zu Auslegungs- und Anwendungsfragen im 

Zusammenhang mit den Regelungen des § 3 Nr. 39 und § 19a EStG. Das Schreiben ersetzt das 

BMF-Schreiben vom 16.11.2021 und ist ab dem 01.01.2024 anzuwenden. Im Folgenden werden 

die wesentlichen Änderungen und Ergänzungen gegenüber dem Vorgängerschreiben vom 

16.11.2021 dargestellt. 

Thematisiert werden Details zum Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 39 EStG, der auf € 2.000 angeho-

ben wurde. So erläutert das BMF-Schreiben unter anderem die begünstigten Personengruppen 

und Vermögensbeteiligungen, die Möglichkeit der mehrfachen Inanspruchnahme des Freibetrags 

bei mehreren Dienstverhältnissen und Details zur Bewertung. Bezüglich des begünstigten Perso-

nenkreises und mit Blick auf die Teilnahme von international tätigen Arbeitnehmern stellt das ak-

tuelle BMF-Schreiben klar, dass der Ausschluss der Einbeziehung von Arbeitnehmern, die über In-

siderinformationen i.S. der EU-Marktmissbrauchsverordnung oder anderer anwendbarer Gesetze 

verfügen, als vorbeugende Maßnahme zur Verhinderung/Vermeidung von Straftaten und Ord-

nungswidrigkeiten geboten ist und der Inanspruchnahme des Freibetrags bei den übrigen einzu-

beziehenden Arbeitnehmern nicht entgegensteht (Rz. 13). 
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Aus Vereinfachungsgründen muss der Arbeitgeber das Beteiligungsangebot auch nicht an Arbeit-

nehmer richten, die an ein ausländisches Unternehmen entsandt sind oder in einem anderen inlän-

dischen Unternehmen tätig sind, deren Dienstverhältnis deshalb ruht und mit denen das aufneh-

mende Unternehmen einen eigenständigen Arbeitsvertrag abgeschlossen hat oder mit denen 

eine Entsendevereinbarung abgeschlossen wurde (Rz. 14).  

Bei den Fördervoraussetzungen nach § 19a Abs. 3 EStG haben sich folgende Änderungen erge-

ben. Die vorläufige Nichtbesteuerung nach § 19a Abs. 1 EStG ist nur dann anzuwenden, wenn das 

Unternehmen des Arbeitgebers zum Zeitpunkt der Übertragung der wirtschaftlichen Verfügungs-

macht der Vermögensbeteiligung auf den Arbeitnehmer die Schwellenwerte von Art. 4 und 5 des 

Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 06.05.2003 betreffend die Definition der Kleinstun-

ternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.05.2003, S. 36) in 

der jeweils geltenden Fassung nicht überschreitet oder in einem der sechs vorangegangenen Ka-

lenderjahre nicht überschritten hat, und die Gründung des Unternehmens nicht mehr als 20 Jahre 

vor dem Zeitpunkt der Übertragung liegt. 

Hinsichtlich der KMU-Definition gelten derzeit folgende Schwellenwerte: 

› Weniger als 1.000 Mitarbeiter 

› Jahresumsatz höchstens € 100 Mio. oder Jahresbilanzsumme höchstens € 86 Mio.  

Die Besteuerung des geldwerten Vorteils aus der Vermögensbeteiligung erfolgt nach § 19a 

Abs. 4 Satz 1 EStG erst zu einem späteren Zeitpunkt, i. d. R. bei Veräußerung oder unentgeltlicher 

Übertragung, spätestens jedoch nach fünfzehn Jahren oder bei der Beendigung des Dienstver-

hältnisses (Rz. 30). Tritt einer der dort genannten Fälle ein, so unterliegen bisher nicht besteuerte 

Vorteile zu diesem Zeitpunkt der Besteuerung und dem Lohnsteuerabzug. 

Sind seit der Übertragung der Vermögensbeteiligung mindestens drei Jahre vergangen, sind die 

als sonstiger Bezug vor dem 01.01.2025 zufließenden zu besteuernden Vorteile im Lohnsteuerab-

zugsverfahren nach der sog. Fünftel-Regelung ermäßigt zu besteuern (§ 19a Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 

§ 34 Abs. 1 und § 39b Abs. 3 Satz 9 und 10 EStG i. d. F. des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes). 

Im Lohnsteuerabzugsverfahren sind die weiteren Voraussetzungen für die Tarifermäßigung (z. B. 

das Vorliegen einer Zusammenballung) nicht zu prüfen und als erfüllt anzusehen (Rz. 43).  

Für die als sonstiger Bezug nach dem 31.12.2024 zufließenden zu besteuernden Vorteile ist der 

Lohnsteuerabzug ohne Berücksichtigung der „Fünftel-Regelung“ durchzuführen (§ 19a Abs. 4 

Satz 2 i. V. m. § 34 Abs. 1 EStG i. d. F. des Wachstumschancengesetzes). Daher kann die Tarifer-

mäßigung ausschließlich durch den Arbeitnehmer im Veranlagungsverfahren beantragt werden, 

bleibt jedoch im Übrigen unverändert.  

Bei einem Rückerwerb der Vermögensbeteiligung durch den Arbeitgeber, einen Gesellschafter 

des Arbeitgebers oder ein Unternehmen i.S.d. § 18 AktG tritt an die Stelle des gemeinen Werts 

die vom Arbeitgeber, von einem Gesellschafter des Arbeitgebers oder einem Unternehmen i.S.d. 

§ 18 AktG gewährte Vergütung (§ 19a Abs. 4 Satz 4 Hs. 2 EStG). Dies gilt auch für Vermögensbe-

teiligungen, die vor 2024 übertragen wurden. Der Rückerwerb muss nicht an den ursprünglichen 

Veräußerer erfolgen. Ausreichend ist vielmehr, dass an eine der drei benannten Personen veräu-

ßert wird (Rz. 50.1). 

Erklärt der Arbeitgeber unwiderruflich, dass er für die einzubehaltende und abzuführende Lohn-

steuer nach § 42d EStG haftet (§ 19a Abs. 4a Satz 1 EStG), löst anstatt des Ablaufs von 15 Jahren 

oder der Beendigung des Dienstverhältnisses erst die entgeltliche oder unentgeltliche Übertra-
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gung (§ 19a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG) eine Besteuerung aus. Die sonst übliche – haftungsbefrei-

ende – Anzeige (§ 38 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 42d Abs. 2 EStG) ist hier nicht möglich. Durch die un-

widerrufliche Erklärung des Arbeitgebers zur Kennzahl 21 der Lohnsteuer-Anmeldung (BMF-

Schreiben vom 06.09.2023) erfährt das Betriebsstättenfinanzamt von entsprechenden Sachverhal-

ten und kann im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung die zutreffende steuerliche Behandlung 

prüfen. Die Erklärung des Arbeitgebers hat spätestens in der dem betreffenden Ereignis folgen-

den Lohnsteuer-Anmeldung zu erfolgen. Das ist die Lohnsteuer-Anmeldung, mit der die aufgrund 

der Nachversteuerung einzubehaltende Lohnsteuer hätte angemeldet werden müssen (Rz. 51.1).  

Hinweis: Nicht berücksichtigt ist im BMF-Schreiben die im Regierungsentwurf des Jahressteuerge-

setzes 2024 vorgesehene Konzernklausel für § 19a EStG. Daher wird ausgeführt, dass die nachge-

lagerte Besteuerung nicht für Beteiligungen an Konzernunternehmen gilt. Wird das Jahressteuer-

gesetz 2024 beschlossen, muss das BMF-Schreiben in diesem Punkt erneut angepasst werden, zu-

mal die Konzernklausel gemäß dem Regierungsentwurf auch rückwirkend seit dem 01.01.2024 

Anwendung finden soll. 

 

BMF: Entwurf eines Schreibens zur Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung bei 

Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern ab dem 01.01.2025 

Im Hinblick auf die Einführung der elektronischen Rechnung (E-Rechnung) zum 01.01.2025 plant 

die Finanzverwaltung die Veröffentlichung eines begleitenden BMF-Schreibens. Ein diesbezügli-

cher BMF-Entwurf vom 13.06.2024 wurde nun bereits veröffentlicht und zur Stellungnahme an die 

Verbände versendet. Die Veröffentlichung der finalisierten Fassung plant die Finanzverwaltung für 

das 4. Quartal 2024, damit die neuen Grundsätze ab dem 01.01.2025 Anwendung finden können. 

Der BMF-Entwurf erläutert u.a. die Anwendungsvoraussetzungen der E-Rechnung. Gemäß § 14 

Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Hs. 2 UStG ist bei Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern regelmäßig 

eine E-Rechnung auszustellen. Für die Beurteilung, ob der Leistungsempfänger ein inländischer 

Unternehmer ist oder nicht, soll sich der Rechnungsaussteller, bei Beachtung der Sorgfalt eines 

ordentlichen Kaufmanns und sofern ihm keine gegenteiligen Informationen vorliegen, auf die An-

gabe des Leistungsempfängers verlassen dürfen.  

Die verpflichtende Verwendung von E-Rechnungen soll z.B. auch für die Rechnungsausstellung in 

Form einer Gutschrift (§ 14 Abs. 2 Satz 5 UStG), für Rechnungen über Umsätze, die dem Übergang 

der Steuerschuldnerschaft unterliegen (§ 13b UStG) und für von Kleinunternehmern (§ 19 UStG) 

ausgestellte Rechnungen und Reiseleistungen (§ 25 UStG) Anwendung finden. Sie sollen insbe-

sondere auch dann gelten, wenn der Rechnungsempfänger z.B. Kleinunternehmer ist. Der BMF-

Entwurf beschreibt zudem die Besonderheiten, welche für die Erteilung von E-Rechnungen an ju-

ristische Personen des öffentlichen Rechts gelten. 

Die für die Erteilung einer E-Rechnung zulässigen Formate werden im BMF-Entwurf ebenfalls wei-

ter detailliert. Insbesondere Rechnungen nach dem XStandard und nach dem ZUGFeRD-Format 

ab Version 2.0.1 sollen die neuen umsatzsteuerlichen Anforderungen für eine E-Rechnung ab dem 

01.01.2025 erfüllen. Ferner soll die Verwendung elektronischer Rechnungsformate nicht auf natio-

nale Formate beschränkt und die Verwendung von weiteren europäischen Rechnungsformaten 

nach dem vorbezeichneten Standard, z. B. FatturaPA (Italien) oder auch Factur-X (Frankreich), 

möglich sein. Daneben können gem. § 14 Abs. 1 Satz 6 Nr. 2 UStG auch andere Rechnungsfor-

mate genutzt werden. Die umsatzsteuerrechtlich geforderten Informationen aus der Ursprungsda-

tei (Extraktion der Daten aus dem verwendeten Rechnungsformat) müssen hierfür ohne Informati-

onsverlust in das Zielformat (entsprechend der Norm EN 16931) umgewandelt werden können. 
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Ein Informationsverlust liegt vor, wenn sich der Inhalt oder die Bedeutung einer Information än-

dert oder diese nicht mehr erkennbar ist. Welches – zulässige – Format verwendet werden soll, 

stellt eine zivilrechtliche Frage dar, die nur zwischen den Vertragsparteien zu entscheiden ist.  

Insbesondere zur Nutzung des EDI-Verfahrens nimmt die Finanzverwaltung Stellung. Dieses wird 

prinzipiell als „anderweitiges Rechnungsformat“ i.S.d. § 14 Abs. 1 Satz 6 Nr. 2 UStG angesehen. 

Die Weiternutzung bereits etablierter elektronischer Rechnungsformate (z.B. EDI-Verfahren wie 

EDIFACT) soll daher zeitlilch auch über die Übergangsregelungen in § 27 Abs. 38 Nr. 1 und 3 UStG 

hinaus, d.h. auch nach dem 31.12.2027, möglich sein. 

Zum Umfang der E-Rechnung, d.h. deren inhaltlichen Angaben führt die Finanzverwaltung aus, 

dass für eine ordnungsmäßige Rechnung alle umsatzsteuerrechtlichen Pflichtangaben nach §§ 14, 

14a UStG im strukturierten Teil der E-Rechnung enthalten sein müssen. Hinsichtlich der Leistungs-

beschreibung müssen die im strukturierten Teil der E-Rechnung enthaltenen Angaben eine ein-

deutige Identifizierung der abgerechneten Leistung ermöglichen. Jedoch können ergänzende An-

gaben in einem in die E-Rechnung integrierten Anhang aufgenommen werden. Wie schon bereits 

von der Finanzverwaltung angedeutet (vgl. TAX WEEKLY # 35/2023), soll bei hybriden Rech-

nungsformaten (z.B. einer Rechnung im ZUGFeRD-Format, welche zugleich ein PDF-Dokument 

und einen Datensatz im XML-Format beinhaltet), anders als momentan nach Abschn. 14.4 Abs. 3 

Satz 4 UStAE vorgesehen, der strukturierte Teil maßgeblich sein. Im Fall abweichender Angaben 

in den zwei Elementen sollen dann die Daten aus dem strukturierten Teil (der XML-Datei) denen 

aus der Bilddatei (dem PDF-Dokument) vorgehen. Enthält der Bildteil dagegen abweichende 

Rechnungsangaben (z.B. aufgrund manipulativer Eingriffe eine andere Leistungsbeschreibung  

oder einen abweichenden Umsatzsteuerbetrag), kann dies ggf. zu einer Haftung des Rechnungs-

ausstellers nach § 14c UStG führen. Darüber hinaus enthält der BMF-Entwurf Aussagen zum Um-

gang mit Verträgen, welche als Rechnung genutzt werden, und zur Rechnungsstellung bei Dauer-

schuldverhältnissen. 

Die ab dem 01.01.2025 geltende gesetzliche Regelung enthält keine Vorgaben zur Übermittlung 

einer E-Rechnung. Der BMF-Entwurf sieht vor, dass für deren Übermittlung bspw. der Versand per 

E-Mail, die Bereitstellung der Daten mittels einer elektronischen Schnittstelle oder die Möglichkeit 

des Downloads über ein (Kunden-)Portal in Betracht kommen können. Die Übergabe der XML-Da-

tei auf einem externen Speichermedium (z.B. USB-Stick) soll hingegen die Voraussetzungen der 

Übermittlung in elektronischer Form gerade nicht erfüllen. Es soll dem Unternehmer auch freige-

stellt sein, sich zur Erstellung oder Übermittlung von E-Rechnungen externer Dienstleister zu be-

dienen. In diesem Fall hat der leistende Unternehmer sicherzustellen, dass der externe Dienstleis-

ter die Einhaltung der sich aus den §§ 14, 14a UStG ergebenden formalen Voraussetzungen ge-

währleistet. Hinsichtlich der ab dem 01.01.2025 geltenden Verpflichtung zum Empfang von E-

Rechnungen verweist die Finanzverwaltung auf die Möglichkeit des Rechnungsempfängers, hier-

für lediglich ein E-Mail-Postfach zur Verfügung zu stellen. Sollte sich der Rechnungsempfänger 

weigern, eine E-Rechnung anzunehmen bzw. sollte er technisch hierzu nicht in der Lage sein, hat 

der Rechnungsempfänger kein Recht auf eine alternative Ausstellung einer sonstigen Rechnung. 

In diesem Fall sollen die umsatzsteuerrechtlichen Pflichten des Rechnungsausstellers dennoch als 

erfüllt gelten, wenn er eine E-Rechnung ausgestellt und sich nachweislich um eine ordnungsge-

mäße Übermittlung bemüht hat. 

Auch zu den Auswirkungen der E-Rechnung auf den Vorsteuerabzug nimmt die Finanzverwaltung 

Stellung. Sofern die gesetzliche Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rechnung besteht, erfüllt 

nur eine solche die Anforderungen der §§ 14, 14a UStG an eine ordnungsmäßige Rechnung. Wird 

stattdessen eine sonstige Rechnung i. S. v. § 14 Abs. 1 Satz 4 UStG ausgestellt, berechtigt diese 
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nicht zum Vorsteuerabzug. Allerdings soll eine derartig unzutreffende Rechnung durch das Aus-

stellen einer E-Rechnung berichtigt werden können. Diese Berichtigung kann ggf. auf den Zeit-

punkt der Ausstellung der sonstigen Rechnung zurückwirken, auch wenn der Vorsteuerabzug auf-

grund des unzutreffenden Rechnungsformats zunächst nicht möglich gewesen ist. 

Zwar gelten die Vorgaben zur Erteilung einer E-Rechnung grundsätzlich ab dem 01.01.2025. Aller-

dings soll diese Verpflichtung gerade nicht für sog. Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweise 

gelten, wozu sich in dem BMF-Entwurf auch weitergehende Erläuterungen finden. Daneben wer-

den die Voraussetzungen der Übergangsregelungen für die Einführung der E-Rechnung nach § 27 

Abs. 38 UStG durch die Finanzverwaltung präzisiert. Explizit wird diesbezüglich festgehalten, dass 

der Vorsteuerabzug des Rechnungsempfängers nicht alleine wegen der Ausstellung der Rech-

nung in einem falschen Format beanstandet werden soll, sofern der Rechnungsempfänger anhand 

der ihm vorliegenden Informationen davon ausgehen konnte, dass der Rechnungsaussteller die 

Übergangsregelungen nach § 27 Abs. 38 UStG in Anspruch nehmen konnte. 

Abschließend avisiert die Finanzverwaltung, dass aufgrund der Einführung der obligatorischen  

E-Rechnung auch noch eine Anpassung der Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbe-

wahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-

zugriff (GoBD) vorgesehen ist. 

 

BMF: Grundsätze zur Anwendung des Steueroasen-Abwehrgesetzes 

Mit BMF-Schreiben vom 14.06.2024 hat die Finanzverwaltung nun das finale Anwendungsschrei-

ben zum Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb (Steueroa-

sen-Abwehrgesetz – StAbwG) veröffentlicht. Mit Schreiben vom 30.11.2023 hatte das BMF dies-

bezüglich bereits einen BMF-Entwurf zur Anhörung an die Verbände gesandt (vgl. hierzu TAX 

WEEKLY # 42/2023). 

Konkrete Aussagen zur Anwendung des StAbwG auf einzelne, auf der sog. EU-Blacklist geführte 

Staaten enthält das BMF-Schreiben weiterhin nicht. Neben redaktionellen Änderungen sind dem 

finalen BMF-Schreiben im Vergleich zum BMF-Entwurf doch einige Änderungen und zusätzlich auf-

genommene Erläuterungen und Beispiele zu entnehmen. Insbesondere folgende Punkte sind bei-

spielhaft – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – zu erwähnen: 

› Deutlich ausgeweitet und mit zusätzlichen Beispielen versehen wurden in Rz. 13 ff. die Ausfüh-

rungen zu den betroffenen Geschäftsvorgängen (§ 7 StAbwG). Danach kann u.a. insbesondere 

auch eine rechtsfähige Personengesellschaft Geschäftsvorgänge in oder mit Bezug zu einem 

nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet unterhalten. Allein die Ansässigkeit der Teilhaber einer 

rechtsfähigen Personenvereinigung nach § 14a Abs. 2 AO oder eines strukturell vergleichbaren 

Rechtsträgers nach ausländischem Recht in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet führt 

allerdings noch nicht dazu. Erwähnung finden auch öffentlich-rechtliche Leistungspflichten so-

wie mit diesen in einem engen sachlichen Zusammenhang stehende, obligatorische und nicht 

abdingbare Nutzungs- und Dienstleistungsbeziehungen, die keine Geschäftsbeziehungen i.S.d. 

§ 7 StAbwG begründen. 

› Erheblich ausgeweitet und konkretisiert wurden in Rz. 21 ff. auch die Ausführungen zum Verbot 

des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs (§ 8 StAbwG). Beispielsweise wird klarge-

stellt, dass bei Aufwendungen, die aus der Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern 

(insbesondere Absetzungen für Abnutzung) resultieren, für die Frage, ob diese dem Abzugsver-
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bot unterfallen, auf den Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung des Wirtschaftsguts abzu-

stellen ist. War das betreffende Steuerhoheitsgebiet zu diesem Zeitpunkt nicht als nicht koope-

ratives Steuerhoheitsgebiet in der Verordnung nach § 3 StAbwG aufgeführt, unterfallen auch 

Aufwendungen in Zeiträumen nach der Aufnahme des Steuerhoheitsgebiets in die Verordnung 

nicht dem Abzugsverbot nach § 8 StAbwG. Im Gegensatz dazu wird insbesondere bei Dauer-

schuldverhältnissen für die Anwendung des § 8 StAbwG nicht auf den Zeitpunkt der Begrün-

dung des Schuldverhältnisses, sondern auf Zeitpunkt der steuerlichen Berücksichtigung der Auf-

wendungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgestellt. 

› Zur Anwendung der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung (§ 9 StAbwG) wird nur noch auf 

den Anwendungserlass zum Außensteuergesetz (BMF-Schreiben vom 22.12.2023, dort Rz. 201 

bis 209) verwiesen. 

› Zu den Quellensteuermaßnahmen (§ 10 StAbwG) wird nun insbesondere ausgeführt, dass es 

nicht beanstandet wird, wenn bereits vor der regelmäßig zum Ende eines Kalenderjahres erfol-

genden Aktualisierung des § 2 StAbwV keine Quellensteuern nach § 10 StAbwG bei Geschäfts-

vorgängen in oder mit Bezug zu nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten einbehalten und ab-

geführt werden, die nicht mehr in der sog. EU-Blacklist genannt sind. 

 

BMF: Anwendung der Vorschriften über die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuer-

gestaltungen 

Das am 27.03.2024 verkündete Wachstumschancengesetz enthält u.a. verschiedene, teils daten-

schutzrechtlich erforderliche sowie ergänzende Änderungen in § 138f AO.  Aus diesem Anlass hat 

die Finanzverwaltung nun mit BMF-Schreiben vom 07.06.2024 das BMF-Schreiben vom 29.03.2021 

(zuletzt geändert durch BMF-Schreiben vom 23.01.2023) aktualisiert. Die Änderungen betreffen 

die Rz. 78, 93, 97, 100, 198 und 209. 

 

BMF: Bekanntmachung einer finale FKAustG-Staatenaustauschliste 2024 für den automatischen 

Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zum 30.09.2024 

Mit BMF-Schreiben vom 13.06.2024 wurden die Staaten i.S.d. § 1 Abs. 1 FKAustG bekanntgege-

ben, bei denen die Voraussetzungen für den automatischen Austausch von Informationen über 

Finanzkonten mit Stand vom 27.05.2024 vorliegen, mit denen der automatische Datenaustausch 

zum 30.09.2024 erfolgt und für welche die meldenden Finanzinstitute Finanzkontendaten zum 

31.07.2024 dem BZSt zu übermitteln haben (finale FKAustG-Staatenaustauschliste 2024). 

 

BFH: Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Be-

herbergung 

Mit drei Vorlagebeschlüssen vom 10.01.2024 wendet sich der BFH in Sachen Bewertung eines 

umsatzsteuerrechtlichen Aufteilungsgebots erneut an den EuGH. 

Während der BFH zuletzt das Aufteilungsgebot nach § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG für die Überlassung 

von Betriebsvorrichtungen im Zusammenhang mit der Vermietung von Gebäuden zum Gegen-

stand machte (vgl. TAX WEEKLY # 17/2023 und # 32/2023), bittet er nunmehr um Klärung der 
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Frage, ob das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG vorgesehene Aufteilungsgebot unionsrechtskon-

form ist. Bereits im Rahmen eines AdV-Verfahrens hatte der BFH mit Beschluss vom 07.03.2022 (XI 

B 2/21) ernstliche Zweifel diesbezgülich geäußert (vgl. TAX WEEKLY # 17/2022). 

Die Vorlagverfahren betreffen die Besteuerung von Frühstücksleistungen (XI R 13/23 (XI R 7/21)), 

Parkplatzgestellungen (XI R 11/23 (XI R 34/20)) sowie neben der Parkplatzgestellung auch die 

Gestellung von Fitness- und Wellnesseinrichtungen sowie von W-LAN-Zugriff (XI R 14/23 (XI R 

22/21)) im Zusammenhang mit einer ermäßigt besteuerten Hotelübernachtung. Diese Leistungen 

gehören nach der Rechtsprechung des BFH zu den Leistungen, die unter das Aufteilungsgebot 

des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG fallen und sind deshalb von der Steuersatzermäßigung ausge-

nommen. Die deutsche Finanzverwaltung teilt dieses Verständnis, vgl. Abschn. 12.16 Abs. 5 und 8 

UStAE.  

Der BFH erwartet sich vom EuGH eine Klarstellung hinsichtlich der Frage, ob bei einheitlichen 

Leistungen unionsrechtlich Steuersatzunterschiede jeglicher Art verboten sind. Ist dies der Fall, 

könnte auch das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG insoweit unionsrechtswidrig 

sein. Der Grundsatz, dass die unselbständige Nebenleistung stets das Schicksal der Hauptleistung 

zu teilen hat, könnte das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG verdrängen. 

 

BFH: Neue Grundsteuer – Aussetzung der Vollziehung einer Grundsteuerwertfeststellung im 

sog. Bundesmodell 

Der BFH hat mit Beschlüssen vom 27.05.2024 (II B 78/23 (AdV) und II B 79/23 (AdV)) in zwei Ver-

fahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu den Bewertungsregelungen des neuen Grundsteuer- 

und Bewertungsrechts im sog. Bundesmodell entschieden, dass Steuerpflichtige im Einzelfall un-

ter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit haben müssen, einen unter dem festgestellten 

Grundsteuerwert liegenden Wert ihres Grundstücks nachzuweisen. Da deswegen bereits Zweifel 

an der Höhe der festgestellten Grundsteuerwerte bestanden, war vom BFH nicht mehr zu prüfen, 

ob die neue Grundsteuer grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Zweifeln bezüglich der zugrun-

deliegenden Bewertungsregeln unterliegt. 

In beiden Streitfällen hatten die Antragsteller beim Finanzgericht erfolgreich beantragt, die 

Grundsteuerwertfeststellungen für ihre Wohnimmobilien von der Vollziehung auszusetzen. Die an-

gefochtenen Bescheide waren auf der Grundlage der Neuregelung des Grundsteuer- und Bewer-

tungsrechts durch das Grundsteuer-Reformgesetz vom 26.11.2019 ergangen (sog. Bundesmo-

dell), das in der Mehrzahl der Bundesländer Anwendung findet. Danach wird die Bemessungs-

grundlage für die Grundsteuer, die ab dem 01.01.2025 von den Gemeinden erhoben wird, durch 

Feststellung des Grundsteuerwerts auf den 01.01.2022 als einheitlichen Hauptfeststellungsstich-

tag ermittelt. Die für die Feststellung des Grundsteuerwerts maßgeblichen gesetzlichen Vorschrif-

ten enthalten nach der gesetzgeberischen Konzeption aus Gründen der Automatisierung und Be-

wältigung der Neubewertung von über 36 Mio. wirtschaftlichen Einheiten eine Vielzahl von Typi-

sierungen und Pauschalierungen. 

Das Finanzgericht hatte ernstliche Zweifel sowohl an der einfachrechtlichen Rechtmäßigkeit der 

angefochtenen Grundsteuerwertbescheide als auch an der Verfassungsmäßigkeit der zugrunde-

liegenden Bewertungsvorschriften und gewährte deshalb die beantragte Aussetzung der Vollzie-

hung. Die gegen die Entscheidungen des Finanzgerichts erhobenen Beschwerden des Finanzamts 

hat der BFH nun in seinen Beschlüssen als unbegründet zurückgewiesen. 
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Nach Auffassung des BFH bestehen bereits einfachrechtliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 

streitigen Grundsteuerwertfeststellungen in Bezug auf die Höhe der festgestellten Grundsteuer-

werte. Diese Zweifel ergäben sich daraus, dass den Steuerpflichtigen bei verfassungskonformer 

Auslegung der Bewertungsvorschriften die Möglichkeit eingeräumt werden müsse, bei einer Ver-

letzung des Übermaßverbots einen niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen, auch wenn der 

Gesetzgeber einen solchen Nachweis nicht ausdrücklich geregelt habe. Der Gesetzgeber verfüge 

gerade in Massenverfahren der vorliegenden Art über einen großen Typisierungs- und Pauschalie-

rungsspielraum. Das Übermaßverbot könne jedoch verletzt sein, wenn sich der festgestellte 

Grundsteuerwert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweise. Dies setze nach der 

bisherigen Rechtsprechung zu anderen typisierenden Bewertungsvorschriften voraus, dass der 

festgestellte Wert den nachgewiesenen niedrigeren gemeinen Wert um 40 % oder mehr über-

steige. 

In beiden Streitfällen (Einfamilienhaus von 1880 ohne nennenswerte Renovierungen bzw. Hangla-

gen-Grundstück in zweiter Reihe mit Erschließung über Privatweg) kam der BFH zu dem Ergebnis, 

es sei bei summarischer Prüfung nicht auszuschließen, dass die Antragsteller jeweils aufgrund ein-

zelfallbezogener Besonderheiten den erfolgreichen Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts 

ihrer Grundstücke mit der erforderlichen Abweichung zu den festgestellten Grundsteuerwerten 

führen könnten. Eine abschließende Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit des neuen Be-

wertungsrechts ist damit nicht verbunden. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 07.06.2024  

Aktenzei-

chen 

Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C‑243/23 06.06.2024 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Harmonisierung des Steuerrechts – 

Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Vorsteuerabzug – Grundstü-

cke, die als Investitionsgut erworben wurden – Berichtigungszeitraum 

– Nationale Rechtsvorschriften, wonach der Zeitraum bei bestimmten 

Umbauarbeiten 15 Jahre beträgt – Erfordernis, dass ein umgebautes 

Gebäude als neues Gebäude einzustufen ist – Statthaftigkeit – Unmit-

telbare Wirkung 

 

 

Alle am 13.06.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

I R 36/23  

(I R 5/18) 
07.02.2024 

Verfassungsmäßigkeit der Geltung des § 8 Nr. 5 GewStG für 

Auslandsdividenden aus Streubesitz im Erhebungszeitraum 

2001 

II B 78/23 

(AdV) 
27.05.2024 

AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im sogenannten Bun-

desmodell 

II B 79/23 

(AdV) 
27.05.2024 

Inhaltsgleich mit BFH-Beschluss vom 27.05.2024  II B 78/23 - 

AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im sogenannten Bun-

desmodell 

IX R 20/23 20.02.2024 
Änderung eines Einkommensteuerbescheids nach § 175b 

Abs. 1 AO 

VII R 19/20 17.10.2023 Zur Verletzung des Steuergeheimnisses 

XI R 11/23  

(XI R 34/20) 
10.01.2024 

EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steu-

ersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung 

(hier: Parkplätze) 

XI R 13/23  

(XI R 7/21) 
10.01.2024 

EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steu-

ersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung 

(hier: Frühstücksleistungen) 

XI R 14/23  

(XI R 22/21) 
10.01.2024 

EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steu-

ersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung 

(hier: Parkplätze, Fitness- und Wellnesseinrichtungen, W-LAN) 

 

Alle am 13.06.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

I R 30/21 13.03.2024 
Zum wirtschaftlich einheitlichen Erwerb nach § 8b Abs. 4 Satz 

6 KStG 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286857&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=10346938
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410094/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410094/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410095/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410095/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410098/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410097/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410101/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410101/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450097/
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IX B 83/23 29.05.2024 

Nichtzulassungsbeschwerde: Darlegung der grundsätzlichen 

Bedeutung; Verfahrensfehler wegen unterlassener Beiladung 

des Mieters und Verletzung der Hinweispflicht 

VII R 24/20 17.10.2023 
Parallelentscheidung zu VII R 19/20 - Zur Verletzung des 

Steuergeheimnisses 

VII R 28/20 17.10.2023 
Parallelentscheidung zu VII R 19/20 - Zur Verletzung des 

Steuergeheimnisses 

VII R 29/20 17.10.2023 
Parallelentscheidung zu VII R 19/20 - Zur Verletzung des 

Steuergeheimnisses 

VII R 30/20 17.10.2023 
Parallelentscheidung zu VII R 19/20 - Zur Verletzung des 

Steuergeheimnisses 

VII R 31/20 17.10.2023 
Parallelentscheidung zu VII R 19/20 - Zur Verletzung des 

Steuergeheimnisses 

XI R 18/20 18.10.2023 

Steuerfreie ambulante Heilbehandlungen durch ein Kranken-

haus in Räumen eines anderen Krankenhauses (als Subunter-

nehmer) 

 

Alle bis zum 14.06.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

III C 2 - S 

7300/22/10001 

:001 

12.06.2024 

Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand - § 2b Umsatzsteu-

ergesetz (UStG); Vorsteuerabzug bei unternehmerisch tätigen 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

III C 2 - S 

7200/19/10001 

:028 

11.06.2024 
Umsatzsteuer; Umsatzsteuerliche Behandlung von Zuschüs-

sen; Bedeutung des mit Zahlungen verbundenen Zwecks 

IV D 1 - S 

0304/19/10006 

:014  

IV B 1 - S 

1317/19/10058 

:011  

07.06.2024 
Anwendung der Vorschriften über die Pflicht zur Mitteilung 

grenzüberschreitender Steuergestaltungen 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450090/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450091/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450094/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450092/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450093/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450095/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-12-umsatzbesteuerung-oeffentliche-hand.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-12-umsatzbesteuerung-oeffentliche-hand.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-12-umsatzbesteuerung-oeffentliche-hand.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-11-zuschuesse-bedeutung-zahlungen-zweck.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-11-zuschuesse-bedeutung-zahlungen-zweck.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-06-11-zuschuesse-bedeutung-zahlungen-zweck.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-07-grenzueberschreitende-steuergestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Referentenentwurf 


des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung von Mitteln des 
Restrukturierungsfonds auf den Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Restrukturierungsfonds-Übertragungsgesetz – RStruktFÜG) 


A. Problem und Ziel 


Bund und Länder haben während der Finanzmarktkrise ab 2008 in gesamtstaatlicher Ver-
antwortung die Stabilität des Finanzmarkts gewährleistet, indem Stabilisierungsmaßnah-
men zugunsten von Kreditinstituten zur Überwindung von Liquiditätsengpässen und zur 
Schaffung von Rahmenbedingungen für eine Stärkung der Eigenkapitalbasis vorgenom-
men wurden. Zur Finanzierung und Umsetzung dieser Aufgaben wurde das Sondervermö-
gen „Finanzmarkstabilisierungsfonds“ (FMS) geschaffen, bei dem bis zum 31. Dezember 
2022 ein Fehlbetrag in Höhe von rd. 21,5 Mrd. EUR aufgelaufen ist. Bei Endabrechnung 
des FMS ist der dann aufgelaufene Fehlbetrag anteilig von Bund und Ländern zu tragen. 
Bis dahin erfolgt die Finanzierung des FMS durch den Bund. 


Mit Wirkung vom 31. Oktober 2010 wurde in Deutschland mit dem Ziel der Stabilisierung 
des Finanzmarktes ein Sondervermögen „Restrukturierungsfonds“ (RSF) geschaffen, das 
die ab 2011 von deutschen Kreditinstituten zu zahlenden Bankenabgaben akkumulierte. 
Seit Schaffung eines europäischen einheitlichen Abwicklungsfonds für Banken (Single Re-
solution Fund, SRF) ab 2016 waren die von den Kreditinstituten und anderen Abgabepflich-
tigen nach der zugrundeliegenden Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Par-
laments und des Rates (SRM-VO) an den RSF zu zahlenden Abgaben an den SRF abzu-
führen. Nach dem Übereinkommen vom 21. Mai 2014 über die Übertragung von Beiträgen 
auf den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die gemeinsame Nutzung dieser Beiträge 
(IGA) wurden zudem die im Jahr 2015 auf nationaler Ebene vom RSF erhobenen Abgaben 
von Kreditinstituten mit dem Ziel der Beitragsreduktion an den SRF abgeführt. 


Zum 1. Januar 2024 ist der derzeitige Verwendungszweck der für die Jahre 2011 bis 2014 
erhobenen und im RSF verwalteten Bankenabgaben mit einem Volumen von rund 2,3 Mrd. 
EUR, die sogenannten „Altmittel“, entfallen: Diese von den damals abgabepflichtigen Kre-
ditinstituten erhobenen Bankenabgaben werden seit der Einrichtung des SRF für die Zeit 
seiner Aufbauphase vorsorglich zur sog. Brückenfinanzierung für den Fall vorgehalten, 
dass die der deutschen Kammer des SRF zugeführten Bankenabgaben zur Restrukturie-
rung eines deutschen Kreditinstituts nicht ausreichen. Die Aufbauphase endete 2023. Im 
SRF standen Ende 2023 Mittel in Höhe von rund 78 Mrd. EUR zur Verfügung.  


Da die Altmittel in der Form einer Sonderabgabe erhoben worden waren, ist der Bund ge-
halten, alsbald eine neue, verfassungsrechtlich zulässige Verwendung gesetzlich zu be-
stimmen. 


Für die zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen abgabepflichtigen Unternehmen – dies 
sind neben den für den SRF abgabepflichtigen inländischen Kreditinstituten seit 2015 auch 
bestimmte weitere Unternehmen des Finanzsektors, deren Abgaben weiterhin dem RSF 
zufließen – besteht seit Einführung der Bankenabgabe ab 2011 ein steuerliches Betriebs-
ausgabenabzugsverbot für die von ihnen als Bankenabgabe geleisteten Jahresbeiträge. 
Dadurch sollte bewirkt werden, dass die über die risikoangepasste Bemessungsgrundlage 
der Bankenabgabe erreichte Lenkungswirkung zugunsten eines risikoärmeren 
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Geschäftsmodells nicht teilweise neutralisiert wird. Durch die nunmehr geänderten europä-
ischen Rahmenbedingungen bedarf es des Abzugsverbotes zur Beibehaltung der Len-
kungswirkung allerdings künftig nicht mehr. Diese wird künftig auf andere Weise erreicht.  


B. Lösung 


Zur teilweisen Tilgung des Fehlbetrags des FMS werden ihm die Altmittel des RSF übertra-
gen. Dadurch sinkt der künftige Finanzierungsaufwand für Bund und Länder deutlich und 
die Altmittel des RSF werden einer neuen, verfassungsrechtlich zulässigen Verwendung 
zugeführt, wodurch auch das Nachhaltigkeitsziel 8 der Resolution der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 „Transformation unserer Welt: die UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“, dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum zu fördern, verfolgt wird. Da der FMS – ebenso wie die Altmittel des RSF 
bislang – der Stabilisierung des Finanzmarktes dient, wird insbesondere der Anforderung 
einer gruppennützigen Verwendung der seinerzeit als Sonderabgabe erhobenen Mittel Ge-
nüge getan. Der FMS finanziert Maßnahmen, die der Stabilisierung des Finanzmarkts dien-
ten. Hiervon profitierte die Gruppe der Kreditinstitute, die 2011 bis 2014 Bankenabgaben 
zahlten, in ihrer Gesamtheit, da ihre Geschäftsgrundlage nachhaltig abgesichert wurde. 


Ein etwaiger Bedarf an Mitteln zur Finanzierung einer etwaigen künftigen Bankenabwick-
lung wird durch den seit Juli 2023 bereits vollständig befüllten SRF gedeckt und mit Ab-
schluss der Reform des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) zusätzlich um den 
sog. „Common Backstop“ ergänzt werden. Bis dahin verfügt der ESM über das vorsorgliche 
Instrument der direkten Bankenrekapitalisierung. 


Das Betriebsausgabenabzugsverbot wird aufgehoben. Aufgrund der vielfältigen seit 2011 
erreichten Verbesserungen der Abwicklungsfähigkeit von Kreditinstituten und der Erfolge 
bei der Risikoreduzierung sowie durch das erstmalige Erreichen der Zielausstattung des 
SRF im Jahr 2023, die Festlegung erstmals verbindlicher Mindestanforderungen an Eigen-
mittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten zur Verlustabsorption und Rekapitali-
sierung sowie die auch für die deutschen Institute geltende Vorgabe der Abwicklungsbe-
hörden, abwicklungsfähig zu sein, ist eine zusätzliche Lenkung des Marktverhaltens der 
Abgabepflichtigen zur Bankenabgabe durch das Betriebsausgabenabzugsverbot seit An-
fang 2024 entbehrlich geworden. Die Lenkungswirkung wird künftig durch die veränderten 
europäischen Rahmenbedingungen erreicht. Hierdurch werden innerhalb der Europäischen 
Union auch die Wettbewerbsbedingungen in dem für die Wahl des Finanzstandorts beson-
ders relevanten Bereich der Unternehmensbesteuerung angeglichen. 


C. Alternativen 


Eine Rückführung der Altmittel an die Abgabenpflichtigen wird nicht verfolgt: Der Bund und 
die Länder haben in gesamtstaatlicher Verantwortung während der Finanzmarktkrise er-
hebliche Aufwendungen getätigt, um die Finanzmarktstabilität zu sichern und akut dro-
hende Verwerfungen am Finanzmarkt abzuwenden. Hiervon haben insbesondere die ab-
gabepflichtigen deutschen Kreditinstitute in ihrer Gesamtheit in erheblichem Maße profitiert.   


Aus verfassungsrechtlichen Gründen kommt eine Übertragung der Mittel auf den Bundes-
haushalt oder auf ein anderes Sondervermögen nicht in Betracht. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Haushalte von Bund und Ländern werden bei Abwicklung des FMS durch die nachhal-
tige Reduzierung des bei diesem aufgelaufenen Fehlbetrags in Höhe der jeweiligen Haf-
tungsquote, unter Berücksichtigung der Obergrenze für den Anteil der Länder, entlastet. Mit 
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der Verwendung der Altmittel zur Senkung des nicht gedeckten Fehlbetrags des FMS wer-
den dessen Refinanzierungskosten unmittelbar gesenkt. 


Durch die Aufhebung des Betriebsausgabenabzugsverbots entstehen 2024 voraussichtlich 
keine Steuermindereinnahmen, da nicht von einer Erhebung der Bankenabgabe zum Sin-
gle Resolution Fund auszugehen ist. Unter der Prämisse der Fortschreibung gegenwärtiger 
bestimmender Trends ergeben sich auch für die weiteren Jahre der Steuerplanung keine 
Steuermindereinnahmen. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Keiner. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Keiner. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 


Keine. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht fallen geschätzt 7.638 EUR an 
Sonderaufwand bei der Übertragung der Altmittel an. Bei der Bundesrepublik Deutschland 
- Finanzagentur GmbH, die den Finanzmarktstabilisierungsfonds verwaltet, fallen über vier 
Jahre insgesamt Kosten in geschätzter Höhe von 306.271 EUR an.  Diesen stehen ge-
schätzte Einsparungen bei den Kosten der Bundesbank für die Verwaltung des RSF in 
Höhe von fortlaufend jährlich 220.000 EUR gegenüber. Für Länder und Kommunen entsteht 
kein Erfüllungsaufwand. 


F. Weitere Kosten 


Keine. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 


Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung von Mitteln des 
Restrukturierungsfonds auf den Finanzmarktstabilisierungsfonds 


(Restrukturierungsfonds-Übertragungsgesetz – RStruktFÜG) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Artikel 1 


Änderung des Restrukturierungsfondsgesetzes 


Das Restrukturierungsfondsgesetz vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1900, 1921), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 3b wird wie folgt gefasst: 


„§ 3b (weggefallen)“. 


b) Die Angabe zu § 11b wird wie folgt gefasst: 


„§ 11b (weggefallen)“. 


c) Die Angabe zu § 12j wird wie folgt gefasst: 


„§ 12j Vorübergehende Finanzierung von Maßnahmen“. 


d) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst: 


„§ 17 Verwendung der Mittel aus den Beitragsjahren 2011 bis 2014“. 


2. § 3 Absatz 3 und 4 wird aufgehoben. 


3. In § 3a Absatz 1 werden das Wort „befindliche“ jeweils durch das Wort „befindliches“, 
das Wort „ihre“ jeweils durch das Wort „seine“ und das Wort „ihrer“ durch das Wort 
„seiner“ ersetzt. 


4. § 3b wird aufgehoben. 


5. In § 4 Absatz 1 wird die Angabe „bis 12j“ durch die Angabe „bis 12i“ ersetzt. 


6. § 6 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „ihrer“ durch das Wort „seiner“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Wertpapierinsitut“ durch das Wort „Wertpapier-
institut“ ersetzt. 
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7. § 6a wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden die Wörter „ihrer Tochterunternehmen“ durch die Wörter „sei-
ner Tochterunternehmen“ ersetzt.  


bb) In Satz 2 werden die Wörter „eine CRR-Wertpapierfirma“ durch die Wörter „ein 
Wertpapierinstitut“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „eine CRR-Wertpapierfirma“ durch die Wör-
ter „ein Wertpapierinstitut“ ersetzt. 


8. In § 6b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „ihre“ durch das Wort „seine“ ersetzt. 


9. In § 7a Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „diese CRR-Wertpapierfirma“ durch die 
Wörter „dieses Wertpapierinstitut“ ersetzt. 


10. § 10 Satz 2 wird aufgehoben. 


11. § 11a wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 wird das Wort „Wertpapierinstitute“ jeweils durch das Wort „Wertpapi-
erinstituten“ ersetzt. 


b) Absatz 3 wird aufgehoben. 


c) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 


12. § 11b wird wie folgt gefasst:  


„§ 11b weggefallen“. 


13. § 11c wird wie folgt gefasst: 


„§ 11c 


Zuständigkeit für die Ausübung der Befugnisse aus dem Übereinkommen; Informati-
onspflicht 


Zu den Aufgaben der Abwicklungsbehörde zählt das Stellen von Anträgen nach 
Artikel 10 Absatz 2 des Übereinkommens mit dem Ziel, durch den Ausschuss überprü-
fen zu lassen, ob eine andere Vertragspartei des Übereinkommens ihre Verpflichtung 
zur Übertragung von Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds nicht erfüllt hat. 
Für die Ausübung der in Satz 1 genannten Befugnis bedarf die Abwicklungsbehörde 
der Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen. Die Abwicklungsbehörde in-
formiert das Bundesministerium der Finanzen unverzüglich über Umstände, die für die 
Ausübung der in Satz 1 genannten Befugnis von Bedeutung sind.“ 


14. In § 12a werden die Wörter „bis zum 31. Dezember 2024“ gestrichen.  


15. In § 12b Absatz 2 werden die Wörter „CRR-Wertpapierfirmen“ durch das Wort „Wert-
papierinstitute“ ersetzt. 
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16. In § 12e werden die Wörter „einer in Abwicklung befindlichen CRR-Wertpapierfirma 
unter Einzelaufsicht oder“ durch die Wörter „einem in Abwicklung befindlichen Wertpa-
pierinstitut unter Einzelaufsicht oder einer“ ersetzt. 


17. § 12h wird wie folgt geändert 


a) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Vorschriften erhobenen“ durch die Wör-
ter „Vorschriften erhoben“ ersetzt. 


b) Absatz 6 Satz 2 wird aufgehoben. 


18. § 12j wird wie folgt geändert: 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 12j 


Vorübergehende Finanzierung von Maßnahmen“. 


b) Die Absätze 1 und 1a werden aufgehoben. 


c) Der bisherige Absatz 1b wird Absatz 1 und Satz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Die Wörter „Während des Übergangszeitraums nach Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe b des Übereinkommens wird das“ werden durch das Wort „Das“ ersetzt. 


bb) Nach den Wörtern „Bundesministerium der Finanzen“ wird das Wort „wird“ 
eingefügt. 


cc) Die Angabe „15“ wird durch die Angabe „3“ ersetzt. 


dd) Die Angabe „zur Darlehensvergabe für die deutsche Kammer zur Finanzie-
rung von Abwicklungsmaßnahmen im Hinblick auf beitragspflichtige Institute 
aufzunehmen, wenn eine rechtzeitige Deckung des Mittelbedarfs auch durch 
Maßnahmen nach Absatz 1 nicht möglich ist oder die vorhandenen Mittel nicht 
ausreichen.“ wird durch die Angabe „für Maßnahmen des Restrukturierungs-
fonds nach § 3a aufzunehmen, soweit 


1. die erhobenen Jahresbeiträge gemäß § 12b, einschließlich Zinsen, nicht 
ausreichen, um die durch Inanspruchnahme des Restrukturierungsfonds ent-
stehenden Verluste, Kosten oder sonstigen Aufwendungen im Zusammen-
hang mit Maßnahmen gemäß § 3a zu decken, 


2. Sonderbeiträge nach § 12c nicht unmittelbar verfügbar oder nicht ausrei-
chend sind, 


3. Kreditaufnahmen des Restrukturierungsfonds bei Finanzierungsmechanis-
men anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach § 12h Absatz 1 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht zu angemessenen Bedingungen oder nicht in 
ausreichender Höhe möglich sind und 


4. die Maßnahme eine finanzielle Transaktion im Sinne des § 3 des Gesetzes 
zur Ausführung von Artikel 115 des Grundgesetzes vom 10. August 2009 
(BGBl. I S. 2704), das zuletzt durch Artikel 245 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, darstellt.“ ersetzt. 
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d) Der bisherige Absatz 1c wird Absatz 2 und wie folgt gefasst: 


„(2) Die Entscheidung der Anstalt über die Bereitstellung von Mitteln nach Ab-
satz 1 für Maßnahmen des Restrukturierungsfonds nach § 3a bedarf der Zustim-
mung des Bundesministeriums der Finanzen.“ 


e) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 


19. § 13 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 


b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 


(6) „ Für die Verwaltung des Restrukturierungsfonds nach § 1 erteilt der Verwal-
tungsrat der Anstalt mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen dem Prä-
sidenten oder der Präsidentin der Anstalt sowie dem zuständigen Exekutivdirektor oder 
der zuständigen Exekutivdirektorin der Anstalt die Entlastung.“ 


20. § 14 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 


21. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:  


„Es ist befugt, Vertreter der Anstalt und der Organe eines von einer Maßnahme 
des Fonds betroffenen Unternehmens zu laden. Die Vertreter der Anstalt und der 
Organe eines von der Maßnahme des Fonds betroffenen Unternehmens sind zur 
Auskunft vor dem Gremium berechtigt und verpflichtet.“ 


b) Die Angabe „2 und“ wird gestrichen. 


22. § 17 wird wie folgt gefasst: 


§ 17„ 


Verwendung der Mittel aus den Beitragsjahren 2011 bis 2014 


Die für die Beitragsjahre 2011 bis 2014 angesammelten und verfügbaren Mittel 
des Restrukturierungsfonds (Altmittel) dienen der Stabilisierung des Finanzmarktes. 
Die Anstalt hat die Altmittel nach dem [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die 
Verkündung folgenden Monats] unverzüglich innerhalb des Restrukturierungsfonds 
von den übrigen Mitteln zu separieren. Eine Gewinn- und Verlustverrechnung findet 
zwischen den beiden nach der Separierung vorhandenen Vermögensmassen nicht 
statt. Die Altmittel sind dem Finanzmarktstabilisierungsfonds im Anschluss an die Se-
parierung unverzüglich zu übertragen. Die Übertragung erfolgt zu dem Buchwert am 
Tag der Übertragung.“ 
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Artikel 2 


Änderung des Stabilisierungsfondsgesetzes 


Das Stabilisierungsfondsgesetz vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 1982), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 406) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 5 wird wie folgt geändert: 


a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 


b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


(2) „ Die dem Fonds nach § 17 des Restrukturierungsfondsgesetzes übertra-
genen Mittel werden durch den Fonds zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten ver-
wendet. Die Übertragung der Mittel nach Satz 1 erfolgt zu dem Buchwert beim 
Restrukturierungsfonds am Tag der Übertragung.“ 


2. § 13 Absatz 2a wird aufgehoben. 


3. In § 20 Absatz 7 wird die Angabe „§ 5“ durch die Angabe „§ 5 Absatz 1“ ersetzt. 


Artikel 3 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Dem § 52 Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 20 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird folgender 
Satz angefügt: 


„§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 13 ist letztmalig auf Jahresbeiträge für Beitragsjahre, die vor 
dem 1. Januar 2024 enden, anzuwenden.“ 


Artikel 4 


Änderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes 


In § 61 Absatz 2 Satz 1 des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes vom 10. Dezember 
2014 (BGBl. I S. 2091), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 107 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a“ durch die Wörter „§ 107 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b“ ersetzt.  
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Artikel 5 


Änderung der Verordnung über die Satzung der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht 


§ 4 Absatz 1 Satz 2 der Anlage zur Verordnung über die Satzung der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht vom 29. April 2002 (BGBl. I S. 1499), die zuletzt durch 
Artikel 22 des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBl. I S. 959) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 


1. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 


3. „ zur Entlastung des Präsidenten oder der Präsidentin sowie des zuständigen 
Exekutivdirektors oder der zuständigen Exekutivdirektorin nach § 13 Absatz 
6 des Restrukturierungsfondsgesetzes;“. 


2. Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden die Nummern 4 bis 8. 


Artikel 6 


Änderung der Restrukturierungsfonds-Verordnung 


§ 2 der Restrukturierungsfonds-Verordnung vom 14. Juli 2015 (BGBl. I S. 1268), die 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl.  I S. 3171) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 


§ 2„ 


Jahresbeiträge kleiner Institute 


Die Abwicklungsbehörde im Sinne des § 3 Absatz 1 des Sanierungs- und Abwicklungs-
gesetzes (Abwicklungsbehörde) prüft unbeschadet von Artikel 10 Absatz 8 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 2015/63 bei der Berechnung der Jahresbeiträge für kleine Institute im 
Sinne des Artikels 10 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2015/63, ob im Hinblick auf das 
jeweilige Institut der nach Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2015/63 berech-
nete Beitrag oder die in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2015/63 genannte jeweilige 
Pauschale niedriger ist und setzt den niedrigeren der beiden Beträge als Jahresbeitrag 
fest.“ 


Artikel 7 


Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des auf die Verkündung folgenden Monats] in Kraft. 


(2) Artikel 1 Nummer 1, 2 und 4, 10, 11 Buchstabe b und c, Nummer 12 bis 14, 17 
Buchstabe b, Nummer 18 und 22 sowie Artikel 2 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in 
Kraft. 
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(3) Artikel 1 Nummer 20 tritt am [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsten auf 
die Verkündung folgenden Monats] in Kraft. 


(4) Artikel 1 Nummer 19 Buchstabe a tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Die Neuregelungen zielen hauptsächlich darauf ab, die im Sondervermögen „Restrukturie-
rungsfonds für Institute“ (Restrukturierungsfonds, RSF) verwalteten „Altmittel“ aus den auf 
nationaler Basis erhobenen Bankenabgaben 2011 bis 2014 zur teilweisen Tilgung der im 
Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) aufgelaufenen Schulden zu verwenden. Die we-
sentliche derzeit vorgesehene Verwendung im Rahmen der Brückenfinanzierung des Ein-
heitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution Funds, SRF) wird obsolet, da die Aufbau-
phase des SRF zum 31. Dezember 2023 endete. 


Die Altmittel haben weiterhin den Zweck, der Stabilisierung des Finanzmarkts zu dienen, 
weshalb sie auf den FMS übertragen werden sollen, der im Zuge der Finanzmarktkrise ge-
rade zu diesem Zweck geschaffen wurde. Hierdurch wird insbesondere der Anforderung 
einer gruppennützigen Verwendung der seinerzeit als Sonderabgabe erhobenen Mittel Ge-
nüge getan. Der FMS finanziert Maßnahmen, die der Stabilisierung des Finanzmarkts dien-
ten. Hiervon profitierte die Gruppe der Kreditinstitute, die 2011 bis 2014 Bankenabgaben 
zahlten, in ihrer Gesamtheit, da ihre Geschäftsgrundlage abgesichert wurde.  


Im FMS führen die Altmittel zu einer Reduzierung des aufgelaufenen Fehlbetrags aus den 
zum Zwecke der Sicherstellung der Finanzmarktstabilität vorgenommen Stabilisierungs-
maßnahmen, die bis zur Beendigung der Stabilisierungsmaßnahmen weiter zu refinanzie-
ren sind. Ein Fehlbetrag des FMS ist bei einer Schlussabrechnung anteilig von Bund und 
Ländern zu tragen, wobei die Übertragung der Altmittel die künftigen Lasten für Bund und 
Länder deutlich reduziert. 


Die fortentwickelten europäischen Mechanismen zur Absicherung systemrelevanter Insti-
tute erfordern ab 2024 kein zusätzliches steuerliches Betriebsausgabenabzugsverbot 
mehr. Zugleich werden durch die Aufhebung des Betriebsausgabenabzugsverbots für Un-
ternehmen, die zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen abgabepflichtig sind, für die Zu-
kunft Wettbewerbsbedingungen innerhalb der europäischen Bankenunion angeglichen, 
weil die Bankenabgabe überwiegend als Betriebsausgabe abgezogen werden kann. 


Dieser Entwurf steht auch im Kontext der gefährdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele 
der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 
„Transformation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“. Der Ent-
wurf trägt insbesondere zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 8 bei, dauerhaftes, inklusi-
ves und nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu fördern. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Mit den Änderungen des Restrukturierungsfondsgesetzes wird der RSF verpflichtet, die Alt-
mittel nach Inkrafttreten dieses Gesetzes unverzüglich an den FMS zu übertragen. Der Ent-
wurf trägt dabei dem Umstand Rechnung, dass lediglich die von abgabepflichtigen Kredit-
instituten für die Beitragsjahre 2011 bis 2014 erhobenen Mittel übertragen werden sollen. 
Die übrigen, von Abgabepflichtigen gemäß § 2 Nummern 2 und 3 des Restrukturierungs-
fondsgesetzes erhobenen Mittel verbleiben in Übereinstimmung mit Titel VII der Richtlinie 
2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 (BRRD) in 
dem durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) verwalteten RSF.  
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Spiegelbildlich wird im Stabilisierungsfondsgesetz klargestellt, dass die so übertragenen 
Altmittel zur Refinanzierung des FMS, d. h. zur teilweisen Tilgung seiner Schulden, verwen-
det werden.  


Das Betriebsausgabenabzugsverbot nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 13 EStG für die 
Jahresbeiträge nach § 12 Absatz 2 des Restrukturierungsfondsgesetzes ist letztmalig für 
Bankenabgaben für Beitragsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2024 enden.  


III. Alternativen 


Eine Rückführung der Altmittel an die Abgabepflichtigen wird nicht verfolgt: Der Bund und 
die Länder haben in gesamtstaatlicher Verantwortung im Rahmen der Finanzmarktkrise 
erhebliche Aufwendungen getätigt, um die Finanzmarktstabilität zu sichern und akut dro-
hende Verwerfungen am Finanzmarkt abzuwenden. Hiervon haben insbesondere die ab-
gabepflichtigen deutschen Kreditinstitute in ihrer Gesamtheit in erheblichem Maße profitiert.  


Aus verfassungsrechtlichen Gründen kommt eine Übertragung in den Bundeshaushalt oder 
in ein anderes Sondervermögen nicht in Betracht.  


Wettbewerbsbedingungen für zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen abgabepflichtige 
Unternehmen lassen sich unilateral nur durch eine Aufhebung des nationalen Betriebsaus-
gabenabzugsverbots für die Bankenabgabe im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten an-
gleichen.  


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderungen des Restruktu-
rierungsfondsgesetzes und des Stabilisierungsfondsgesetzes sowie des Sanierungs- und 
Abwicklungsgesetzes aus Artikel 74 Abs. 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (Recht der 
Wirtschaft). Der Bund kann die Gesetzgebungskompetenz in Anspruch nehmen, da für als 
Sondervermögen des Bundes eingerichtete Fonds zur Finanzierung von Abwicklungsmaß-
nahmen und die Sanierung und Abwicklung von Banken bundeseinheitliche Regelungen 
bestehen müssen, um die Rechts- und Wirtschaftseinheit zu wahren. Die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes für die Änderung des Einkommensteuergesetzes ergibt sich aus 
Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des Grundgesetzes, da das Steueraufkommen 
aus der Einkommensteuer dem Bund teilweise zusteht. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfGE 137, 1 (Rn. 45); 135, 155 (Rn. 121)) richtet sich für Ab-
gaben, die keine Steuern sind, die Gesetzgebungskompetenz nach den allgemeinen Re-
geln der Artikel 70 ff. GG. Dies gilt auch für eine neue Verwendung der als Bankenabgabe 
erhobenen Altmittel. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des Einkommen-
steuergesetzes (Artikel 3) aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des Grundge-
setzes, da das Steueraufkommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Das Vorhaben ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
vereinbar.  
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VI. Gesetzesfolgen 


Durch die Neubestimmung der Altmittelverwendung werden der Fehlbetrag des FMS und 
damit die künftig von Bund und Ländern zu tragenden Lasten deutlich reduziert.  


Das Betriebsausgabenabzugsverbot für die Jahresbeiträge nach § 12 Absatz 2 des Rest-
rukturierungsfondsgesetzes wird künftig für Jahresbeiträge aufgehoben, die für Beitrags-
jahre nach dem 31. Dezember 2023 festgesetzt werden. 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Die weitere Verwaltung der Altmittel durch die BaFin und die Bundesbank wird nach der 
Verwendung zur Reduktion des Fehlbetrags des FMS wegfallen, sodass Verwaltungsauf-
wand eingespart werden kann. Die Auflösung des RSF im Ganzen und die vollständige 
Aufhebung des hierzu notwendigen Verwaltungshandelns bewirkt das Gesetz hingegen 
nicht, da sich die von Wertpapierinstituten unter Einzelaufsicht und Unionszweigstellen 
nach neuem Recht eingezahlten und weiter einzuzahlenden Mittel weiter im RSF befinden 
und aufgrund europäischer Vorschriften vorgehalten werden müssen. Kurzfristig entsteht 
der angegebene Mehraufwand. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. 


Indem der Entwurf die Stabilisierungsmaßnahmen zugunsten von Kreditinstituten an ver-
änderte Rahmenbedingungen anpasst, leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung von 
Nachhaltigkeitsziel 8 „Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, pro-
duktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern“. Der Entwurf för-
dert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem er durch die Reduzierung des Fehlbetrags 
des Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) als Sondervermögen des Bundes den Gesamt-
schuldenstand des Bundes senkt. Durch Übertragung der Altmittel wird der Refinanzie-
rungsbedarf des FMS gesenkt, wodurch der Bruttokreditbedarf des Bundes entsprechend 
sinkt und der nicht gedeckte Fehlbetrag des FMS abnimmt. Dadurch wird der Betrag ver-
ringert, den Bund und Länder im gesetzlich vorgesehenen Verhältnis künftig aufwenden 
müssen, um diesen Fehlbetrag auszugleichen.  


Damit trägt der Entwurf gleichzeitig zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 10 „Ungleich-
heit in und zwischen Ländern verringern“ bei. Dieses Ziel verlangt mit seiner Zielvorgabe 
10.2, bis 2030 alle Menschen unabhängig von Alter, Geschlecht, Behinderung, Rasse, Eth-
nizität, Herkunft, Religion oder wirtschaftlichem oder sonstigem Status zu Selbstbestim-
mung zu befähigen und ihre soziale, wirtschaftliche und politische Inklusion zu fördern. Der 
Entwurf fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem der Fehlbetrag des FMS bereits 
zeitnah reduziert werden soll, wodurch die Belastung künftiger Generationen sinkt, deren 
politische Gestaltungsmacht durch relativ hohe öffentliche Schuldenstände im Vergleich zu 
gegenwärtigen Generationen eingeschränkt wird.  


Damit berücksichtigt der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen für nachhal-
tige Entwicklung und deren integrierenden Charakter, der für die Erfüllung von Ziel und 
Zweck der UN-Agenda 2030 von ausschlaggebender Bedeutung ist.  


Insofern trägt der Entwurf direkt den folgenden Prinzipien nachhaltiger Entwicklung der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie Rechnung: „(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprin-
zip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden“, „(4.) Nachhal-
tiges Wirtschaften stärken“ und „(5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft 
wahren und verbessern“. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Haushalte von Bund und Ländern werden im Zeitpunkt der Abwicklung des FMS durch 
die nachhaltige Reduzierung des bei diesem aufgelaufenen Fehlbetrags in Höhe der jewei-
ligen Haftungsquote, unter Berücksichtigung der Obergrenze für den Anteil der Länder, ent-
lastet. Mit der Verwendung der Altmittel zur Senkung des nicht gedeckten Fehlbetrags des 
FMS werden dessen Refinanzierungskosten unmittelbar gesenkt. 


Durch die Aufhebung des Betriebsausgabenabzugsverbots entstehen 2024 voraussichtlich 
keine Steuermindereinnahmen, da nicht von einer Erhebung der Bankenabgabe zum 
Single Resolution Fund auszugehen ist. Unter der Prämisse der Fortschreibung gegenwär-
tiger bestimmender Trends ergeben sich auch für die weiteren Jahre der Steuerplanung 
keine Steuermindereinnahmen. 


4. Erfüllungsaufwand 


Bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht fallen geschätzt 7.638 EUR an 
Sonderaufwand bei der Separierung und Übertragung der Altmittel an. Diese entstehen 
einmalig als Personalaufwand für 101,25 Stunden bei einem Tarif von 70,50 EUR für Mit-
arbeiter des höheren Dienstes. Hinzu kommen Sachkosten in Höhe von 500 EUR für ex-
terne Dienstleister.  


Bei der Bundesrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH, die den Finanzmarktstabili-
sierungsfonds verwaltet, fallen über vier Jahre insgesamt Kosten in geschätzter Höhe von 
306.271 EUR an. In Höhe von 27.421 EUR bestehen diese aus jährlich in abnehmendem 
Ausmaß anfallenden Sachkosten in Form von Depotgebühren für das voraussichtlich zu 
übertragende Anleiheportfolio. In Höhe von 278,80 EUR bestehen die Übertragungskosten 
aus Personalkosten, für die der bei der Finanzagentur tatsächlich anfallende Stundensatz 
von 65 EUR zugrunde gelegt wird. Im ersten Jahr erfordert das initiale Aufsetzen der Pro-
zesse zudem 1.716 Stunden. In den folgenden drei Jahren fallen pro Jahr 858 Stunden zu 
gleichen Teilen für die Überwachung der Anleiheemittenten, die tägliche Kontoüberwa-
chung und weitere Hilfstätigkeiten im Rahmen der Rechnungslegung an.  


Diesen stehen geschätzte Einsparungen bei den Kosten der Bundesbank für die Verwal-
tung des RSF in Höhe von fortlaufend jährlich 220.000 EUR gegenüber, die sich aus der 
Reduzierung des RSF-Portfolios ergeben. Für Länder und Kommunen entsteht kein Erfül-
lungsaufwand. 


5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft entstehen weder direkte noch indirekte Kosten, da weder direkt noch indirekt 
kostentreibende Pflichten statuiert werden. Die zu den Jahresbeiträgen nach § 12 des Rest-
rukturierungsfondsgesetzes Abgabepflichtigen werden durch die Aufhebung des Betriebs-
ausgabenabzugsverbots für die Zukunft entlastet. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Der Gesetzentwurf enthält keine gleichstellungsrelevanten Aspekte. Spezifische Auswir-
kungen auf die Lebenssituation von Frauen und Männern ergeben sich nicht. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Eine Befristung des Gesetzentwurfs und eine Evaluierung sind nicht sinnvoll, da die Altmit-
tel des RSF einmalig und abschließend verwendet werden. 
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B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Restrukturierungsfondsgesetzes): 


Zu Nummer 1: 


Anpassung der Inhaltsübersicht an die Änderungen in den Nummern 4, 12, 18 und 22. 


Zu Nummer 2: 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den nachfolgenden Änderungen in den Num-
mern 4 und 22 sowie in Artikel 2 Nummer 2. 


Zu Nummer 3: 


Es handelt sich um sprachliche Korrekturen. 


Zu Nummer 4: 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Nummern 18 und 22. 


Zu Nummer 5: 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Nummer 18. 


Zu Nummer 6 bis Nummer 9: 


Es handelt sich um sprachliche Korrekturen. 


Zu Nummer 10: 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Nummer 2. 


Zu Nummer 11: 


Zu Buchstabe a: Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur. 


Zu Buchstabe b: Mit Ende des Übergangszeitraums wird die Regelung gegenstandslos. 


Zu Nummer 12: 


Mit Ende des Übergangszeitraums wird die Vorschrift gegenstandslos. 


Zu Nummer 13: 


Die Regelungen des § 11c RStruktFG werden weitgehend gegenstandslos, im Übrigen wird 
die Vorschrift zum Zwecke der Konsolidierung neu gefasst und entspricht dem bisherigen 
Inhalt von Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Nummer 3. 


Zu Nummer 14: 


Die Vorschrift wird angepasst, um einen vollständigen Gleichklang mit der Erhebung nach 
der im Wortlaut mit den diesbezüglichen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 
im Wesentlichen übereinstimmenden Richtlinie 2014/59/EU (BRRD) herzustellen. An der 
bisherigen Erhebungspraxis im Einklang mit der Auslegungshilfe der Europäischen Ban-
kenaufsichtsbehörde, Single Rulebook Q&A 2015_2507 vom 21. Januar 2022, wonach die 
Zielgröße des Artikel 102 Absatz 1 Satz 1 der BRRD in Höhe von mindestens 1 % der 
gedeckten Einlagen aller im Hoheitsgebiet des jeweiligen Mitgliedstaates zugelassenen 
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Institute für die Berechnung der risikoangepassten Jahresbeiträge über die Bezugnahme in 
Artikel 4 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 maßgeblich ist, ändert sich 
hierdurch nichts. 


Zu Nummer 15 und Nummer 16 


Es handelt sich um sprachliche Korrekturen. 


Zu Nummer 17: 


Zu Buchstabe a: Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur. 


Zu Buchstabe b. Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Nummer 22. 


Zu Nummer 18: 


Der Umfang der Kreditermächtigung in § 12j Abs. 1b wird von 15 Mrd. EUR auf 3 Mrd. EUR 
reduziert. Die Kreditermächtigung diente neben der nun obsoleten Brückenfinanzierung 
(bisheriger Absatz 1) auch der Finanzierung von Maßnahmen nach § 3a (bisheriger Ab-
satz 1a). Die nun erheblich reduzierte Kreditermächtigung beugt dem Risiko vor, dass für 
Maßnahmen nach § 3a in Bezug auf Wertpapierinstitute unter Einzelaufsicht und inländi-
sche Unionszweigstellen die gemäß §§ 12, 12b erhobenen Jahresbeiträge einschließlich 
Zinsen und die Sonderbeiträge gemäß § 12c möglicherweise nicht ausreichen oder nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stehen und auch Kreditaufnahmen von Finanzierungsmechanis-
men der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union gemäß § 12h Absatz 1 nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht zu angemessenen Bedingungen oder nicht in ausreichender Höhe 
möglich sind. Zugleich wird sichergestellt, dass die Kreditermächtigung nur für solche Maß-
nahmen verwendet wird, die eine finanzielle Transaktion im Sinne des § 3 des Gesetzes 
zur Ausführung von Artikel 115 des Grundgesetzes (Artikel-115-Gesetz – G 115) darstellen. 
Das hiernach maßgebliche Kriterium dürfte insbesondere bei den Maßnahmen nach § 3a 
Absatz 1 Nummer 2, 3, 4, 7 und 8 erfüllt sein oder jedenfalls möglicherweise erfüllt sein, 
was eine Einzelfallprüfung erforderlich macht. Diese bezieht sich im Einzelnen auf den Er-
werb von Vermögenswerten eines in Abwicklung befindlichen Wertpapierinstituts unter Ein-
zelaufsicht, die Gewährung von Darlehen an ein in Abwicklung befindliches Wertpapierinsti-
tut unter Einzelaufsicht, seine Tochterunternehmen, ein Brückeninstitut oder eine Vermö-
gensverwaltungsgesellschaft, die Beteiligung an der Rekapitalisierung eines Brückeninsti-
tuts oder einer Vermögensverwaltungsgesellschaft, die Gewährung von Krediten an andere 
Finanzierungsmechanismen auf freiwilliger Basis sowie die gegenseitige Unterstützung der 
Finanzierungsmechanismen bei einer Gruppenabwicklung in Form von Krediten einschließ-
lich der Erweiterungen nach § 3a Absatz 3 RStruktFG. 


Da vorliegend nur finanzielle Transaktionen im Sinne des § 3 des Artikel-115-Gesetzes in 
Betracht kommen, wird gleichzeitig sichergestellt, dass die Inanspruchnahme der Krediter-
mächtigung keine Auswirkungen auf die Einhaltung der Kreditgrenzen des Artikel 115 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes hat. Finanzielle Transaktionen im Sinne von § 3 Artikel-115-Ge-
setz verändern nicht das Finanzvermögen des Bundes und werden nicht auf die Einhaltung 
der Kreditgrenzen des Artikel 115 des Grundgesetzes angerechnet. 


Liegen die beschriebenen, kumulativ zu erfüllenden Voraussetzungen vor, kann das Bun-
desministerium der Finanzen zugunsten des Restrukturierungsfonds (RSF) Kredite in Höhe 
von bis zu drei Milliarden Euro aufnehmen. Ein Kreditrahmen von drei Milliarden Euro ist 
mit Blick auf den Verwendungszweck allein für Maßnahmen gegenüber Unionszweigstellen 
und Wertpapierinstituten unter Einzelaufsicht gemäß § 3a angemessen. 


Die Kreditermächtigung ist mittelfristig fiskalisch neutral. Ausgereichte Kredite werden 
durch Sonderbeiträge der Wertpapierinstitute unter Einzelaufsicht und inländische Unions-
zweigstellen gem. § 12c so schnell wie möglich vollständig getilgt. Dem Kreditrahmen 
wachsen die Beträge aus getilgten Krediten wieder zu. Abgesehen davon erfolgt zusätzlich 
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eine Rückführung in Form einer Rückzahlung (bei Darlehen) oder einer Vereinnahmung 
eines Veräußerungserlöses (bei Beteiligungen und Vermögenswerten). 


Die Entscheidung der Abwicklungsbehörde über die Bereitstellung von Mitteln nach Ab-
satz 1 (neu) bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen. Hiermit soll 
eine hinreichende politische Kontrolle sichergestellt werden. 


Die übrigen Regelungen in § 12j werden mit Ende des Übergangszeitraums gegenstands-
los. 


Zu Nummer 19: 


Zu Buchstabe a: 


Die gesonderte regelmäßige Berichterstattung über die Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung (GuV) des RSF an den Haushalts- und dem Finanzausschuss des Bundestages 
gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 kann entfallen, da die Bilanzsumme des RSF künftig drastisch 
reduziert sein wird, kaum noch Veränderungen zu erwarten sind und die Informationen für 
die Ausschussmitglieder bereits aus anderen Berichten transparent ersichtlich ist. Der Ver-
zicht auf den Zusatzbericht dient dem Bürokratieabbau.  


Mit der Übertragung der Altmittel vom RSF auf den FMS verringert sich die Bilanzsumme 
des RSF von 2,4 Mrd. EUR auf ca. 120 Mio. EUR. Es verbleiben nur noch die seit 2015 
akkumulierten nationalen Abgaben der Wertpapierinstitute unter Einzelaufsicht und inländi-
scher Unionszweigstellen, für die das Zielvolumen 2024 erstmals erreicht werden soll. Künf-
tig ist allenfalls noch mit geringfügigen Erhöhungen der Bilanzsumme zu rechnen.  


In dem bisherigen Bericht gem. § 13 Abs. 3 Satz 2 waren die mit Abstand größten Positio-
nen der Bilanz des RSF die durchlaufenden Positionen der Ex-Ante-Beiträge zur Erhebung 
der europäischen Bankenabgabe und der Mittelabführungen an den SRF. Diese Positionen 
werden mit dem Ende der Aufbauphase des SRF Ende 2023 entfallen bzw. zumindest stark 
reduziert.  


Zum Aufkommen der europäischen und nationalen Bankenabgabe wird der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages ohnehin weiterhin in einem jährlichen Bericht auf Basis 
des Beschlusses des Rechnungsprüfungsausschusses des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 30. Januar 2015 separat unterrichtet. Das BMF beabsichtigt, 
diesen Bericht künftig auch an den für Fragen der Bankenabgabe federführenden Finanz-
ausschuss des Deutschen Bundestages zu übersenden. Zudem werden die Einnahmen 
und Ausgaben und die Bilanz des RSF schon jetzt in der jährlichen Haushalts- und Vermö-
gensrechnung des Bundes dargestellt. 


Zu Buchstabe b: 


Es handelt sich um eine gesetzliche Klarstellung der Zuständigkeit für die Entlastung des 
Präsidenten oder der Präsidentin der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) sowie des zuständigen Exekutivdirektors oder der zuständigen Exekutivdirektorin 
der BaFin für die Verwaltung des RSF durch den Verwaltungsrat der BaFin mit Zustimmung 
des Bundesministeriums der Finanzen. Der Verwaltungsrat ist bereits für die Entlastung 
des Präsidenten oder der Präsidentin der BaFin nach § 12 Absatz 3 FinDAG zuständig, 
sodass die Aufgabe der Entlastung für die Verwaltung des RSF systematisch ebenfalls dem 
Verwaltungsrat zukommt. 


Zu Nummer 20: 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Nummer 22. 


Zu Nummer 21: 
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Mit Übergang der Verwaltung des RSF von der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung 
(FMSA) auf die BaFin ist Anpassungsbedarf in Bezug auf die Vorschrift entstanden, der nun 
umgesetzt wird. Das zuständige Gremium des Deutschen Bundestages darf sowohl Ver-
treter und Vertreterinnen der BaFin als auch der betroffenen Unternehmen laden. 


Zu Nummer 22: 


Durch die Regelung des neu gefassten § 17 wird klargestellt, dass der gesamte verfügbare 
Bestand an Altmitteln, also die für die Beitragsjahre 2011 bis 2014 von den Abgabepflichti-
gen erhobenen Beiträge, vermehrt um zurechenbare Nutzungen (insbesondere positive 
Zinseinnahmen und vereinnahmte Disagien) und vermindert um zurechenbare Aufwendun-
gen (insbesondere im Rahmen der Verwaltung gezahlte Negativzinsen und Agien), dem 
Zweck der Stabilisierung des Finanzmarkts diente und weiterhin dient. Auch bislang war in 
§ 3 Absatz 3 für den Altmittelbestand eine Zweckbindung an die Stabilisierung des Finanz-
markts vorgesehen. Sie steht in Zusammenhang mit der Regelung in Artikel 2 Nummer 2, 
auf deren Begründung Bezug genommen wird. Die vom Bundesverfassungsgericht (vgl. 
BVerfGE 113, 128) entwickelten Voraussetzungen für Sonderabgaben mit Finanzierungs-
funktion liegen bei der Übertragung der Altmittel auf den FMS vor. Insbesondere werden 
die Altmittel gruppennützig verwendet, da sie Maßnahmen finanzieren, die der Stabilisie-
rung des Finanzmarkts dienten. Hiervon profitierte vor allem die Gruppe der seinerzeit ab-
gabepflichtigen Kreditinstitute in ihrer Gesamtheit 


Die BaFin als Verwalterin des RSF wird dazu verpflichtet, die Altmittel nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes unverzüglich an den Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) zu übertra-
gen. Hierzu sind die Altmittel zunächst von den übrigen Mitteln des RSF innerhalb dessel-
ben zu separieren. Die Separierung ist unverzüglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorzunehmen. Die anschließende Übertragung erfolgt in der Form, in der die Altmittel zum 
Zeitpunkt der Separierung vorhanden sind, also entweder in Form von Buchgeld oder Wert-
papieren. Wertpapiere werden zum Buchwert beim RSF am Tag der Übertragung übertra-
gen. Somit entstehen, anders als bei einer Übertragung zum Marktwert, keine Verluste beim 
RSF. Die Überführung auf den FMS in Höhe des aktuellen Buchwertes beim RSF erfolgt 
als Ertragszuschuss. 


Die im RSF seit 2015 akkumulierten Mittel aus den Abgaben der Beitragspflichtigen gemäß 
§ 2 Nummern 2 und 3 (Wertpapierinstitute unter Einzelaufsicht und inländische Unions-
zweigstellen) werden durch die Separierung und Übertragung der Altmittel nicht berührt. 
Sie werden weiterhin von der BaFin verwaltet. 


Die übrigen Regelungen des § 17 werden aus den zu Artikel 2 Nummer 2 dargelegten 
Gründen nicht länger benötigt. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Stabilisierungsfondsgesetzes): 


Zu Nummer 1: 


Die Refinanzierung des FMS erfolgt auf der Basis der bisherigen und nun in Absatz 1 ge-
fassten Regelung von § 5. Mit der Anfügung des neuen Absatzes 2 können bestehende 
Verbindlichkeiten durch die übertragenen vormaligen Altmittel des RSF getilgt werden. Der 
Bundesrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH (Finanzagentur) als Verwalterin des 
FMS obliegt die administrative Umsetzung.  


Mit der Übertragung entsteht für den FMS ein Ertrag, wodurch sich der in seiner Bilanz 
aufgelaufene Fehlbetrag und in der Folge ein bei Schlussabrechnung des FMS durch Bund 
und Länder auszugleichendes negatives Ergebnis betragsmäßig vermindern. Wertpapiere 
werden dabei zum Buchwert beim RSF am Tag der Übertragung übertragen. Somit entste-
hen, anders als bei einer Übertragung zum Marktwert, keine Verluste beim RSF. Die Über-
führung auf den FMS in Höhe des aktuellen Buchwertes beim RSF erfolgt als Ertragszu-
schuss. 
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Durch den mit dem Restrukturierungsfondsgesetz übereinstimmenden Zweck der Finanz-
marktstabilisierung des FMS ist gewährleistet, dass die sonderabgabenrechtlichen Voraus-
setzungen einer gruppennützigen Mittelverwendung erfüllt werden. Die ursprünglich Abga-
bepflichtigen werden somit teilweise an den dem Bund und den Ländern zum Zwecke der 
Stabilisierung des Finanzmarkts und damit zum Nutzen ihrer Gruppe über den FMS ent-
standenen Kosten beteiligt. Stabilisierungsmaßnahmen des FMS wurden nur zugunsten 
von Kreditinstituten gewährt. 


Zu Nummer 2: 


Nach dem 31. Dezember 2012 wurden durch den FMS keine neuen Stabilisierungsmaß-
nahmen gewährt und dies ist seit dem 31. Dezember 2015 auch nicht mehr möglich (§ 13 
Absatz 1 Satz 1). Daher bedarf es auch keiner Regelung zur Aufteilung von Gewinnen oder 
Verlusten aus solchen Maßnahmen mehr, weshalb Absatz 2a aufgehoben wird.  


Zu Nummer 3: 


Hierbei handelt es sich um Folgeänderungen aufgrund der Änderungen in Nummer 1.  


Zu Artikel 3 (Änderung des Einkommensteuergesetzes): 


Das Betriebsausgabenabzugsverbot ist im Jahr 2010 durch das Restrukturierungsgesetz 
mit dem Ziel eingeführt worden, systemische Risiken im Finanzsektor zu reduzieren. Bank-
geschäfte, von denen systemische Risiken ausgehen können, wurden gezielt durch die auf 
risikobasierter Grundlage festgesetzte Bankenabgabe belastet und damit verteuert (Inter-
nalisierung externer Effekte). Durch eine Änderung ihrer Geschäftspolitik konnten Kreditin-
stitute ihre Abgabenlast reduzieren, wodurch eine vorsichtigere Geschäftspolitik gefördert 
wurde. Die durch die Jahresbeiträge erzielbare Lenkungswirkung, die über die reine Finan-
zierungsfunktion der Bankenabgabe deutlich hinausgeht, konnte in vollem Umfang nur er-
reicht werden, weil ertragsteuerlich die Sonderabgabe als Betriebsausgabe die steuerliche 
Bemessungsgrundlage aufgrund des zeitgleich eingeführten Betriebsausgabenabzugsver-
bots nicht gemindert hat. 


Die durch das Betriebsausgabenabzugsverbot erzielbare Lenkung hängt daher maßgeblich 
von der durch die Berechnungsgrundlage der Bankenabgabe hervorgerufene Lenkungswir-
kung ab. Diese ist umso geringer, je niedriger die Bankenabgabe ist. Mit dem erstmaligen 
Erreichen der Zielausstattung des SRF zum 31. Dezember 2023 werden künftig – abgese-
hen von Abwicklungsfällen – Bankenabgaben nur noch dann erhoben, wenn die gedeckten 
Einlagen der Institute als Bezugsgröße der Zielausstattung anwachsen. Aufgrund der Zins-
wende ist für die Zukunft mit einem vergleichsweise nur noch sehr moderaten Erhebungs-
volumen zu rechnen. Entsprechend treten die Lenkungswirkungen durch das Betriebsaus-
gabenabzugsverbot in der Systematik der Regelungen in den Hintergrund. 


Durch den europäischen Rechtsrahmen wird eine ausreichende Lenkung künftig bereits 
erreicht: Die übrigen Anreize für die Abgabepflichtigen, ihre Geschäftspolitik risikoärmer 
auszugestalten, sind seit 2011 massiv verstärkt worden. Abwicklungsbehörden sind einge-
richtet worden, die für alle Institute eine Abwicklungsplanung und eine Bewertung im Hin-
blick auf ein öffentliches Interesse an einer Abwicklung vornehmen. Der europäische Ab-
wicklungsrahmen (Single Resolution Mechanism, SRM) sorgt für einen innerhalb der euro-
päischen Bankenunion einheitlichen institutionellen Rahmen.  


Bis 2024 müssen die Institute zudem nach den Vorgaben der für Kreditinstitute und grenz-
überschreitend tätige Gruppen zuständigen europäischen Agentur, dem Einheitlichen Ab-
wicklungsausschuss (Single Resolution Board, SRB), und der BaFin Abwicklungsfähigkeit 
hergestellt haben. Außerdem müssen sie erstmals verbindliche finale Mindestanforderun-
gen an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten (MREL) erfüllen und seit 
Anfang 2024 ist der Einheitliche Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund, SRF) erstmals 
vollständig befüllt.  
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Vor diesem Hintergrund kann auf das steuerliche Betriebsausgabenabzugsverbot für ab 
dem Jahr 2024 festzusetzende Beiträge verzichtet werden, weil die damit ursprünglich be-
zweckte Lenkungswirkung in Richtung einer Reduzierung des Risikos der Geschäftsmo-
delle der Banken durch andere Instrumente des europäischen Rechts erreicht wird. 


Auf diese Weise werden zudem die Wettbewerbsbedingungen für deutsche Institute und 
solche Institute anderer Mitgliedstaaten, deren Bankenabgabe zum Betriebsausgabenab-
zug zugelassen wird, angeglichen. 


Zu Artikel 4 (Änderung des Sanierungs- und Abwicklungsgesetzes): 


Die Änderung dient der Korrektur eines redaktionellen Fehlers. 


Zu Artikel 5 (Änderungen der Verordnung über die Satzung der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht): 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in Artikel 1 Nummer 19 b. 


Zu Artikel 6: 


Mit § 2 Absatz 1 RStruktFV wurde auf nationaler Ebene das Wahlrecht nach Artikel 20 
Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 zur Anwendung eines pauschalen Bei-
tragsberechnungssystems in Bezug auf Institute mit einer Bilanzsumme von bis zu 3 Milli-
arden Euro ausgeübt, um den geringeren systemischen Risiken und damit der begrenzten 
Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme des RSF für diese Institute im Vergleich zu gro-
ßen Instituten Rechnung zu tragen (vgl. BR Drucksache 207/15, Seite 12 und 15). Das 
Wahlrecht nach Artikel 20 Absatz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 besteht je-
doch nur während der Aufbauphase des Abwicklungsfinanzierungsmechanismus. Es ist da-
her mit Ende der Aufbauphase aufzuheben. Die neue Fassung des § 2 RStruktFV regelt 
auch weiterhin, dass die Abwicklungsbehörde unbeschadet von Artikel 10 Absatz 8 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 auch ohne Nachweis eines Instituts gemäß Artikel 
10 Absatz 7 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/63 eine Vergleichsrechnung durchführt 
und den niedrigeren der beiden Beträge im Wege einer Günstigerprüfung ansetzt. 


Aufgrund der Aufhebung der Regelung im bisherigen Absatz 1 ist die im Hinblick auf diesen 
geschaffene Klarstellung (vgl. BR Drucksache 207/15, Seite 15) in Absatz 3 ebenfalls auf-
zuheben. 


Zu Artikel 7 (Inkrafttreten): 


Das Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 Nummer 1, 2, 4, 10, 11 Buchstabe b und c, 
Nummer 12 bis 14, Nummer 17 Buchstabe b, Nummer 19 Buchstabe a, Nummer 20 und 
22 und der Artikel 2 am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 20 tritt nach Übertragung der Altmittel des RSF auf den FMS in Kraft, um 
einen Informationsaustausch im Rahmen der Übertragung der Altmittel zu ermöglichen. Ar-
tikel 1 Nummer 19 Buchstabe a tritt am 1. Januar 2025 in Kraft, um die Berichterstattung 
parallel zu den Berichtszeiträumen zu organisieren. Rückwirkend treten Artikel 1 Nummern 
1, 2, 4, 10, 11 Buchstabe b und c, 12 bis 14, sowie 17 Buchstabe b, Nummer 18, 22 sowie 
Artikel 2 mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft. Durch das rückwirkende Inkrafttreten 
werden eine nahtlose Zweckbindung der Altmittel und eine rechtzeitige Erhebung der Ex-
Ante-Beiträge zum nationalen Abwicklungsfonds sichergestellt. 
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Beschluss vom 27. Mai 2024, II B 78/23 (AdV)
AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im sogenannten Bundesmodell


ECLI:DE:BFH:2024:BA.270524.IIB78.23.0


BFH II. Senat


AO § 181 Abs 1 S 1, AO § 182 Abs 1 S 1, BewG § 218, BewG § 218ff, BewG § 252, BewG § 252ff, BewG § 266 Abs 1, FGO
§ 33 Abs 1 Nr 1, FGO § 69 Abs 2, FGO § 69 Abs 3, GrStG 1973 § 36 Abs 1, GG Art 72 Abs 2 S 1 Nr 7, KAG RP § 5 Abs 1
Halbs 2, GG Art 3 Abs 1, GG Art 20 Abs 3


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 23. November 2023, Az: 4 V 1295/23


Leitsätze


Die Bewertungsvorschriften der §§ 218 ff. des Bewertungsgesetzes i.d.F. des Grundsteuer-Reformgesetzes vom
26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) sind bei der im Aussetzungsverfahren gemäß § 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung
gebotenen summarischen Prüfung verfassungskonform dahin auszulegen, dass auf der Ebene der
Grundsteuerwertfeststellung im Einzelfall der Nachweis eines niedrigeren (gemeinen) Werts erfolgen kann. Hierfür ist
regelmäßig der Nachweis erforderlich, dass der Wert der wirtschaftlichen Einheit den festgestellten Grundsteuerwert
derart unterschreitet, dass sich der festgestellte Wert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweist.


Tenor


Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 23.11.2023 - 4 V
1295/23 wird als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.


Tatbestand


A.


 


Die Antragstellerin und Beschwerdegegnerin (Antragstellerin) ist Eigentümerin des Grundbesitzes in X, X-Straße
123, Gemarkung X, Flur 456, Flurstück 789/10. Der Bodenrichtwert für das 351 qm große und mit einem
Einfamilienhaus bebaute Grundstück betrug zum 01.01.2022 125 € pro qm.


1


In ihrer Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts vom 04.09.2022 gab die Antragstellerin als Art des
Grundstücks "Einfamilienhaus" an, das erstmals vor 1949 bezugsfertig gewesen sei und über eine Wohnung mit
einer Wohnfläche von 72 qm verfüge.


2


Mit Bescheid vom 28.12.2022 stellte der Antragsgegner und Beschwerdeführer (Finanzamt ‑‑FA‑‑) den
Grundsteuerwert der wirtschaftlichen Einheit zum 01.01.2022 auf 91.600 € fest. Diesen Betrag ermittelte das FA
gemäß § 250 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, § 252 Satz 1, § 230 des Bewertungsgesetzes (BewG) aus der Summe des
kapitalisierten Reinertrags des Grundstücks und des abgezinsten Bodenwerts.


3


Bei der Bestimmung des kapitalisierten Reinertrags des Grundstücks nach § 253 Abs. 1 BewG setzte es als
monatliche Nettokaltmiete gemäß Anlage 39 zum BewG den für Einfamilienhäuser mit Baujahr bis 1948 und einer
Wohnfläche von 60 qm bis unter 100 qm geltenden Wert von 6,23 € pro qm an und nahm hiervon gemäß § 254
BewG i.V.m. Anlage 39 zum BewG einen Abschlag in Höhe von 10 % aufgrund der Mietniveaustufe 2 vor. Da die
Restnutzungsdauer des vor dem Jahr 1949 bezugsfertigen Gebäudes gemäß Anlage 38 zum BewG weniger als
sieben Jahre betrug, ging das FA von einer gemäß § 253 Abs. 2 Satz 5 BewG i.V.m. Anlage 38 zum BewG fingierten
Restnutzungsdauer des Gebäudes von 24 Jahren (30 % von 80 Jahren) aus. Hieraus ergab sich ein Reinertrag des


4
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Entscheidungsgründe


B.


I.


Grundstücks gemäß §§ 253, 254 BewG i.V.m. Anlage 39 zum BewG in Höhe von 3.635,28 € (= 5,61 € pro qm x
72 qm x 12 abzüglich Bewirtschaftungskosten in Höhe von 25 %) und ein kapitalisierter Reinertrag des Grundstücks
gemäß § 253 BewG i.V.m. Anlage 37 zum BewG in Höhe von 64.998,81 € (= 3.635,28 € x 17,88).


Bei der Bestimmung des Bodenwerts legte das FA gemäß § 257 Abs. 1 Satz 1, § 247 BewG den erklärten
Bodenrichtwert sowie gemäß § 257 Abs. 1 Satz 2 BewG i.V.m. Anlage 36 zum BewG einen
Umrechnungskoeffizienten in Höhe von 1,10 für Grundstücke mit einer Größe von größer gleich 350 qm zugrunde.
Ausgehend von einem Liegenschaftszins von 2,5 % für Einfamilienhäuser gemäß § 256 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BewG
ermittelte es den abgezinsten Bodenwert mit 26.684,34 €, indem es gemäß § 257 Abs. 2 BewG den Bodenwert in
Höhe von 48.262,50 € (= 351 qm x 125 € pro qm x 1,10) mit dem Abzinsungsfaktor gemäß Anlage 41 zum BewG in
Höhe von 0,5529 multiplizierte.


5


Gegen den Bescheid vom 28.12.2022 legte die Antragstellerin Einspruch ein und beantragte die Aussetzung der
Vollziehung (AdV). Den Antrag auf AdV lehnte das FA am 27.01.2023 ab. Den gegen die Ablehnung der AdV
eingelegten Einspruch wies es mit Einspruchsentscheidung vom 25.04.2023 als unbegründet zurück, da der
festgestellte Grundsteuerwert und der Grundsteuermessbetrag zutreffend nach den gesetzlichen Regelungen
ermittelt worden seien. Bei der Bewertung für Grundsteuerzwecke handele es sich um eine typisierte Bewertung, die
keine individuelle Verkehrswertermittlung in Bezug auf das Objekt darstelle.


6


Die Antragstellerin stellte daraufhin einen Antrag auf AdV beim Finanzgericht (FG), den sie im Wesentlichen damit
begründete, dass seit dem Baujahr des Einfamilienhauses im Jahr 1880 keine wesentlichen Renovierungen
vorgenommen worden seien. Der festgestellte Grundsteuerwert sei daher gemessen am Wert des Hauses zu hoch.


7


Das FG hat mit Beschluss vom 23.11.2023 - 4 V 1295/23 die Vollziehung des Grundsteuerwertbescheids ausgesetzt
und die Beschwerde zugelassen. Die Gründe sind in Entscheidungen der Finanzgerichte 2024, 93 mitgeteilt.


8


Gegen die vom FG gewährte AdV wendet sich das FA mit seiner Beschwerde.9


Das FA beantragt, den Beschluss des FG vom 23.11.2023 - 4 V 1295/23 aufzuheben und den Antrag der
Antragstellerin auf AdV abzulehnen.


10


Die Antragstellerin beantragt, die Beschwerde des FA als unbegründet zurückzuweisen.11


Die nach § 128 Abs. 3 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulässige Beschwerde ist unbegründet. Zu Recht hat
das FG den angefochtenen Feststellungsbescheid über den Grundsteuerwert von der Vollziehung ausgesetzt.


12


Zutreffend ist das FG von der Zulässigkeit des AdV-Antrags der Antragstellerin ausgegangen.13


1. Zu Recht hat das FG insbesondere entschieden, dass der Finanzrechtsweg nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO eröffnet ist,
da der Rechtsstreit eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit über eine Abgabenangelegenheit betrifft, die der
Gesetzgebung des Bundes und der Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden unterliegt.


14


a) Der vorliegende Streit über die Feststellung des Grundsteuerwerts betrifft eine Abgabenangelegenheit im Sinne
des § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO (vgl. hierzu Gräber/Herbert, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl., § 33 Rz 19). Dies gilt auch,
soweit sich die von der Antragstellerin erhobenen Einwände auf den für das streitgegenständliche Grundstück
ermittelten Bodenrichtwert beziehen. Denn die Antragstellerin wendet sich nicht isoliert gegen den Bodenrichtwert
als solchen, sondern begehrt die AdV des gegen sie ergangenen Wertfeststellungsbescheids, in den der
Bodenrichtwert lediglich als eine Feststellungsgrundlage Eingang gefunden hat. Dem Rechtsstreit liegt daher, wie
das FG zu Recht ausgeführt hat, bereits in formell-rechtlicher Hinsicht ein in einer Abgabenangelegenheit
ergangener Bescheid zugrunde.


15


Für die Eröffnung des Finanzrechtswegs spielt es keine Rolle, ob die erhobenen Einwendungen gegen den
Wertfeststellungsbescheid und dessen Feststellungsgrundlagen im Ergebnis durchgreifen oder nicht. Das gilt auch
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II.


für die vom FG in diesem Zusammenhang geprüfte Frage, ob und wenn ja welche Einwendungen gegen die vom
Gutachterausschuss festgestellten Bodenrichtwerte im finanzgerichtlichen Verfahren erhoben werden können. Denn
dies betrifft nicht die Zulässigkeit des Rechtswegs, sondern ist eine Frage der Begründetheit des AdV-Antrags oder
der Anfechtungsklage.


b) Die streitige Abgabenangelegenheit unterfällt auch der Gesetzgebung des Bundes im Sinne des § 33 Abs. 1 Nr. 1
FGO. Dem Bund steht nach Art. 105 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) die konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer zu, ohne dass dies an die weiteren Voraussetzungen des Art. 72
Abs. 2 GG geknüpft ist (vgl. BTDrucks 19/11084, S. 6).


17


Art. 105 Abs. 2 Satz 1 GG ist durch das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 72, 105 und 125b) vom
15.11.2019 (BGBl I 2019, 1546) mit Wirkung zum 21.11.2019 und damit noch vor Inkrafttreten des Grundsteuer-
Reformgesetzes vom 26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) eingefügt worden. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang,
dass sich der Gesetzgeber für die Neuregelungen des Grundsteuer-Reformgesetzes in der Begründung zum
Gesetzentwurf auch auf die Gesetzgebungskompetenz aus Art. 125a Abs. 2 Satz 1 GG gestützt hat, weil seiner
Ansicht nach mit dem Gesetzentwurf fortgeltendes Bundesrecht lediglich fortgeschrieben werde und keine
grundlegende Neukonzeption des Grundsteuerrechts beabsichtigt sei (vgl. BTDrucks 19/11085, S. 90).


18


Ebenso wenig steht es der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im vorliegenden Fall entgegen, dass der Bund den
Ländern in Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 GG das Recht zur Abweichungsgesetzgebung eingeräumt hat. Dabei kann
dahinstehen, ob § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO auch dann eingreift, wenn ein Land auf der Grundlage von Art. 72 Abs. 3
Satz 1 Nr. 7 GG abweichende landesgesetzliche Regelungen geschaffen hat (vgl. hierzu Krumm in Tipke/Kruse, § 33
FGO Rz 19a und 19b, m.w.N.). Denn der rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber hat von seiner
Abweichungsbefugnis in Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 GG keinen Gebrauch gemacht, sondern legt der Berechnung der
Grundsteuer vielmehr das sogenannte Bundesmodell zugrunde.


19


c) Die streitige Abgabenangelegenheit unterliegt auch der Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden im Sinne
des § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO. Zwar hat der rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber auf der Grundlage von Art. 108
Abs. 4 Satz 2 GG in § 5 Abs. 1 Halbsatz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) geregelt, dass die Verwaltung der
Grundsteuer den Gemeinden obliegt. Dies gilt jedoch nach § 5 Abs. 1 Halbsatz 2 KAG nicht für die Festsetzung und
Zerlegung der Steuermessbeträge. Damit verbleibt es hinsichtlich der Festsetzung des Grundsteuermessbetrags und
der dieser vorgelagerten Feststellung des Grundsteuerwerts bei der Verwaltungskompetenz der
Landesfinanzbehörden gemäß Art. 108 Abs. 2 Satz 1 GG.


20


2. Der Zulässigkeit des Antrags auf AdV steht auch nicht ein fehlendes Rechtschutzbedürfnis der Antragstellerin
entgegen.


21


Die Gewährung der AdV ist insbesondere nicht deshalb ausgeschlossen, weil der angefochtene
Grundsteuerwertbescheid nach § 266 Abs. 1 BewG i.V.m. § 36 Abs. 1 des Grundsteuergesetzes erst für die
Grundsteuer des Jahres 2025 von Bedeutung ist. Einwendungen gegen den Grundsteuerwert können nur durch
einen Rechtsbehelf gegen den Grundsteuerwertbescheid geltend gemacht werden. Dies ergibt sich daraus, dass für
das Feststellungsverfahren nach § 219 Abs. 1 BewG die Vorschriften über die Durchführung der Besteuerung
sinngemäß gelten (§ 181 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑, vgl. auch Krumm/Paeßens, BewG § 219 Rz 5).
Feststellungsbescheide sind nach § 182 Abs. 1 Satz 1 AO, auch wenn sie noch nicht unanfechtbar sind, für andere
Feststellungsbescheide, für Steuermessbescheide, für Steuerbescheide und für Steueranmeldungen
(Folgebescheide) bindend, soweit die in den Feststellungsbescheiden getroffenen Feststellungen für diese
Folgebescheide von Bedeutung sind. Die Antragstellerin kann ihre Einwendungen, die sich auf die gesonderte
Wertfeststellung beziehen, daher nicht im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen den Grundsteuerbescheid als
Folgebescheid geltend machen (vgl. Beschluss des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 25.09.2018 - II B 13/18, BFH/NV
2019, 25, Rz 8). Ein Sachverhalt, über den im Feststellungsverfahren entschieden worden ist, kann im
Folgeverfahren nicht einer hiervon abweichenden Beurteilung unterworfen werden (vgl. BFH-Urteil vom
14.11.2018 - I R 47/16, BFHE 263, 393, BStBl II 2019, 419, Rz 14).


22


Der Antrag der Antragstellerin auf AdV des Grundsteuerwertbescheids ist, wie vom FG erkannt, auch begründet.23


1. Nach § 69 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 FGO kann das Gericht der Hauptsache die Vollziehung eines angefochtenen
Verwaltungsakts ganz oder teilweise aussetzen. Die Aussetzung soll erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der
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Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts bestehen oder wenn die Vollziehung für den Betroffenen eine
unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte.


Ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines angefochtenen Verwaltungsakts sind zu bejahen, wenn bei einer
summarischen Überprüfung des Bescheids neben für die Rechtmäßigkeit sprechende Umstände, gewichtige gegen
die Rechtmäßigkeit sprechende Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung
der Rechtsfragen oder Unklarheiten in der Beurteilung der Tatfragen bewirken. Die Entscheidung hierüber ergeht
bei der im Verfahren der AdV gebotenen summarischen Prüfung aufgrund des Sachverhalts, der sich aus dem
Vortrag der Beteiligten und der Aktenlage ergibt. Zur Gewährung der AdV ist es nicht erforderlich, dass die für die
Rechtswidrigkeit sprechenden Gründe im Sinne einer Erfolgswahrscheinlichkeit überwiegen (ständige
Rechtsprechung seit dem BFH-Beschluss vom 10.02.1967 - III B 9/66, BFHE 87, 447, BStBl III 1967, 182, unter II.3.;
vgl. auch BFH-Beschlüsse vom 18.06.1997 - II B 33/97, BFHE 182, 379, BStBl II 1997, 515, unter II.1., m.w.N. und
vom 11.08.2014 - II B 131/13, BFH/NV 2015, 5, Rz 10).


25


2. Der Senat hat einfachrechtliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheids vom 28.12.2022 in Bezug auf die
Höhe des festgestellten Grundsteuerwerts.


26


a) Die Zweifel ergeben sich daraus, dass dem Steuerpflichtigen bei verfassungskonformer Auslegung der
Bewertungsvorschriften die Möglichkeit eingeräumt werden muss, bei einer Verletzung des Übermaßverbots einen
niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen.


27


aa) Der angefochtene Grundsteuerwertbescheid vom 28.12.2022 beruht auf den mit dem Grundsteuer-Reformgesetz
im Siebenten Abschnitt des Bewertungsgesetzes neu eingefügten §§ 218 ff. BewG. Die Neuregelung der Bewertung
für Zwecke der Grundsteuer war erforderlich, nachdem das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit seinem Urteil
vom 10.04.2018 - 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/24, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 (BVerfGE 148, 147) die
Einheitsbewertung nach dem Ersten Abschnitt des Bewertungsgesetzes für die Bemessung der Grundsteuer für
unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG erklärt und den Gesetzgeber bis zum 31.12.2019 zum Erlass einer Neuregelung
aufgefordert hatte. Die als unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG festgestellten Regeln über die Einheitsbewertung
durften nach der Entscheidung des BVerfG bis zu diesem Zeitpunkt, nach Verkündung einer Neuregelung für weitere
fünf Jahre ab der Verkündung, längstens aber bis zum 31.12.2024 weiter angewandt werden (sogenannte
Fortgeltungsanordnung).


28


bb) Die vom Gesetzgeber erlassenen Neuregelungen enthalten aus Gründen der Automatisierung und Bewältigung
der Neubewertung von über 36 Millionen wirtschaftlichen Einheiten auf einen einheitlichen
Hauptfeststellungsstichtag eine Vielzahl von Typisierungen und Pauschalierungen (vgl. BTDrucks 19/11085). Das
BVerfG hat dem Gesetzgeber bei der Wahl der Bemessungsgrundlage und bei der Ausgestaltung der
Bewertungsregelungen einen weiten Gestaltungsspielraum zugestanden, solange sie geeignet sind, den mit der
Steuer verfolgten Belastungsgrund zu erfassen und dabei die Relation der Wirtschaftsgüter zueinander realitäts-
und gleichheitsgerecht abzubilden. Der Gesetzgeber verfügt gerade in Massenverfahren der vorliegenden Art über
einen großen Typisierungs- und Pauschalierungsspielraum (vgl. BVerfG-Urteil vom 10.04.2018 - 1 BvL 11/14,
1 BvL 12/24, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12, BVerfGE 148, 147, Rz 168, m.w.N.).


29


cc) Bei der Neuregelung der Grundsteuer hat der Gesetzgeber allein an das Innehaben von Grundbesitz und die
damit verbundene (abstrakte) Leistungskraft angeknüpft, ohne dass es auf die persönlichen Verhältnisse des
Steuerpflichtigen, die Ausdruck seiner subjektiven Leistungsfähigkeit sein können, ankommt. Belastungsgrund ist
nach der gesetzgeberischen Vorstellung die durch den Grundbesitz vermittelte Möglichkeit einer ertragsbringenden
Nutzung, die sich im Sollertrag widerspiegelt und eine objektive Leistungsfähigkeit vermittelt (BTDrucks 19/11085,
S. 84).


30


dd) Eine dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügende und das daraus folgende Übermaßverbot beachtende
Besteuerung ist wegen dieser Belastungsgrundentscheidung des Gesetzgebers daher grundsätzlich nur dann
gewährleistet, wenn sich das Gesetz auf der Bewertungsebene am gemeinen Wert als dem maßgeblichen
Bewertungsziel orientiert und den Sollertrag mittels einer verkehrswertorientierten Bemessungsgrundlage
bestimmt (vgl. auch BTDrucks 19/11085, S. 90). Soweit sich im Einzelfall ein Unterschied zwischen dem gemäß
§§ 218 ff. BewG ermittelten Wert und dem gemeinen Wert ergibt, ist dies aufgrund der typisierenden und
pauschalierenden Wertermittlung des Bewertungsgesetzes, die notwendigerweise mit Ungenauigkeiten verbunden
ist, grundsätzlich hinzunehmen. Verfassungsgemäß ist solch eine typisierende Regelung aber nur solange, wie ein
Verstoß gegen das Übermaßverbot im Einzelfall entweder durch verfassungskonforme Auslegung der Vorschrift
oder durch eine Billigkeitsmaßnahme abgewendet werden kann (vgl. BFH-Urteil vom 02.07.2004 - II R 22/02,
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BFH/NV 2004, 1519, unter II.3.a, m.w.N.). Das Übermaßverbot kann insbesondere dann verletzt sein, wenn sich der
festgestellte Wert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweist. Nach der bisherigen
Senatsrechtsprechung setzt dies regelmäßig voraus, dass der vom Finanzamt festgestellte Wert den
nachgewiesenen niedrigeren gemeinen Wert um 40 % oder mehr übersteigt (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 16.11.2022 -
II R 39/20, BFHE 279, 201, BStBl II 2024, 246, Rz 27 zu § 166 BewG).


ee) Der Senat hat zu verschiedenen typisierenden Bewertungsnormen entschieden, dass bei Ausschluss von
Billigkeitsmaßnahmen in verfassungskonformer Auslegung der betreffenden Vorschriften der Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts zur Vermeidung eines Verstoßes gegen das grundgesetzliche Übermaßverbot
zuzulassen ist, wenn der Gesetzgeber einen solchen Nachweis nicht ausdrücklich geregelt hat (vgl. BFH-Urteile vom
05.05.2004 - II R 45/01, BFHE 204, 570, BStBl II 2004, 1036, unter II.4.; vom 02.07.2004 - II R 22/02, BFH/NV 2004,
1519, unter II.3.a; vom 29.09.2004 - II R 57/02, BFHE 207, 52, BStBl II 2004, 1041, unter II.; vom 08.06.2005 -
II R 8/03, BFH/NV 2005, 2170, unter II.2.; vom 17.05.2006 - II R 58/02, BFH/NV 2006, 1804, unter II.2.; vom
22.01.2009 - II R 9/07, BFH/NV 2009, 1096, unter II.2.b; vom 22.01.2009 - II R 10/07, juris, unter II.2.b und vom
11.12.2013 - II R 22/11, BFH/NV 2014, 1086, Rz 13, jeweils zu § 148 BewG; BFH-Urteile vom 30.01.2019 - II R 9/16,
BFHE 263, 267, BStBl II 2019, 599, Rz 19 ff. und vom 16.11.2022 - II R 39/20, BFHE 279, 201, BStBl II 2024, 246,
Rz 22, jeweils zu § 166 BewG; BFH-Urteil vom 17.06.2020 - II R 43/17, BFHE 269, 364, BStBl II 2022, 13, Rz 21 zu
§ 97 BewG).


32


Besteht die Möglichkeit einer solchen verfassungskonformen Auslegung, sind die pauschalierenden und
typisierenden Bewertungsvorschriften nicht verfassungswidrig. Vielmehr ist dem Einwand möglicher
verfassungswidriger Überbewertungen durch Anwendung dieser Vorschriften grundsätzlich der Boden entzogen
(BFH-Urteile vom 22.01.2009 - II R 9/07, BFH/NV 2009, 1096, unter II.2.b und vom 08.06.2005 - II R 8/03, BFH/NV
2005, 2170, unter II.2.).


33


b) Diese Rechtsprechungsgrundsätze sind bei der im vorliegenden Verfahren gebotenen und zugleich ausreichenden
summarischen Prüfung auf die Bewertung nach dem Siebenten Abschnitt des Bewertungsgesetzes, die eine
abweichende Wertfeststellung aus Billigkeitsgründen nicht vorsieht (vgl. § 220 Satz 2 BewG), zu übertragen, sodass
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids bestehen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass
zur Vermeidung einer Übermaßbesteuerung im konkreten Einzelfall der Nachweis eines niedrigeren gemeinen
Werts in verfassungskonformer Auslegung der §§ 218 ff. BewG im Hauptsacheverfahren gelingt.


34


aa) Die Antragstellerin hat konkrete Umstände des Einzelfalls vorgetragen, die den erfolgreichen Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts für die gesamte wirtschaftliche Einheit mit der erforderlichen Abweichung zu dem im
typisierten Verfahren festgestellten Grundsteuerwert im Hauptsacheverfahren möglich erscheinen lassen (vgl. auch
BFH-Beschluss vom 23.10.2002 - II B 153/01, BFHE 200, 393, BStBl II 2003, 118, unter II.3.).


35


bb) Nach ihren Ausführungen könnte aufgrund des durch das Baujahr 1880 bedingten erheblichen Alters des
Gebäudes und dessen schlechten Instandhaltungszustands infolge der nach dem Vorbringen der Antragstellerin seit
der Erbauung unterbliebenen jeglichen Renovierungen im Rahmen der Ermittlung des Verkehrswerts der gesamten
wirtschaftlichen Einheit dem Gebäude kein erheblicher Mehrwert beizumessen und die wirtschaftliche Einheit
lediglich mit dem Bodenwert gegebenenfalls abzüglich etwaiger Freilegungskosten zu bewerten sein (sogenanntes
Liquidationsobjekt). Die Ausführungen begründen auch Zweifel daran, dass sich mit einem Gebäude, das sich in dem
von der Antragstellerin geschilderten Zustand befindet, die gesetzlich typisierten Mieterträge erzielen lassen. Es
kann deshalb nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass der vom FA in Ansatz gebrachte gesetzlich
typisierte Reinertrag in Höhe von 3.635,28 € beziehungsweise der kapitalisierte Reinertrag in Höhe von 64.998,81 €
den tatsächlich erzielbaren Reinerträgen entspricht.


36


cc) Vor diesem Hintergrund erscheint es bei summarischer Prüfung im Streitfall zumindest möglich, dass der im
angefochtenen Grundsteuerwertbescheid nach dem typisierten Bewertungsverfahren festgestellte Wert erheblich
von dem gemeinen Wert der wirtschaftlichen Einheit abweicht und ein entsprechender Nachweis dieser
Abweichung ‑‑beispielsweise durch ein Sachverständigengutachten‑‑ geführt werden kann.


37


3. Da nach den oben dargestellten Grundsätzen bereits ernstliche Zweifel an der einfach-rechtlichen
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Feststellungsbescheids im konkreten Einzelfall bestehen, war nicht mehr zu
prüfen, ob die AdV auch wegen der vom FG geäußerten weiteren verfassungsrechtlichen Zweifel an der Gültigkeit
der dem Bescheid zugrunde liegenden Bewertungsvorschriften zu gewähren ist.


38


Das gilt insbesondere, soweit das FG ein strukturelles Vollzugsdefizit mit der Begründung bejaht hat, es sei nicht39
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gewährleistet, dass die Gutachterausschüsse bei der Ermittlung der Bodenrichtwerte sämtliche wertbeeinflussenden
Grundstücksmerkmale berücksichtigen würden. Denn da die Antragstellerin die Möglichkeit hat, den Nachweis
eines geringeren gemeinen Werts der gesamten wirtschaftlichen Einheit zu führen, ist die Frage, ob im Bereich der
Bodenrichtwertermittlung in tatsächlicher Hinsicht ein Vollzugsdefizit besteht, für das vorliegende Verfahren nicht
weiter entscheidungserheblich.


Ebenfalls offenbleiben kann, ob verfassungsrechtliche Zweifel hinsichtlich einer gleichheitsgerechten Bewertung
bestehen, weil nach der Ansicht des FG im typisierten Ertragswertverfahren der §§ 252 ff. BewG nur eine
unzureichende Differenzierung nach der Lage der Gebäude und der Größe des Grundstücks erfolgt, denn die
Antragstellerin rügt vorliegend keine lage- oder größenbedingt unzutreffende Wertfeststellung, sondern macht
vielmehr geltend, dass ihrem Gebäude aufgrund des tatsächlichen Instandhaltungszustands kein erheblicher
Mehrwert beizumessen sei. Ob die Nichtberücksichtigung lagebedingter Mietpreisunterschiede zu einer etwaigen
Gleichheitswidrigkeit führt, ist daher auf der Grundlage des Vorbringens der Antragstellerin, auf dessen Prüfung der
Senat im Aussetzungsverfahren grundsätzlich beschränkt ist, nicht entscheidungserheblich. Es bedarf deshalb auch
keiner Entscheidung des Senats zu der Frage, ob ein besonderes berechtigtes Interesse der Antragstellerin an der
Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes besteht, dem der Vorrang gegenüber dem öffentlichen Interesse am Vollzug
des Gesetzes einzuräumen ist (vgl. hierzu BFH-Beschlüsse vom 18.01.2023 - II B 53/22 (AdV), BFH/NV 2023, 382,
Rz 9; vom 20.09.2022 - II B 3/22 (AdV), BFH/NV 2022, 1328, Rz 9 und vom 19.02.2018 - II B 75/16, BFH/NV 2018,
706, Rz 33, m.w.N.).


40


4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.41
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Beschluss vom 27. Mai 2024, II B 79/23 (AdV)
Inhaltsgleich mit BFH-Beschluss vom 27.05.2024  II B 78/23 (AdV) - AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im
sogenannten Bundesmodell


ECLI:DE:BFH:2024:BA.270524.IIB79.23.0


BFH II. Senat


AO § 181 Abs 1 S 1, AO § 182 Abs 1 S 1, BewG § 218, BewG § 218ff, BewG § 252, BewG § 252ff, BewG § 266 Abs 1, FGO
§ 33 Abs 1 Nr 1, FGO § 69 Abs 2, FGO § 69 Abs 3, GrStG 1973 § 36 Abs 1, GG Art 72 Abs 2 S 1 Nr 7, KAG RP § 5 Abs 1
Halbs 2, GG Art 3 Abs 1, GG Art 20 Abs 3


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 23. November 2023, Az: 4 V 1429/23


Leitsätze


Die Bewertungsvorschriften der §§ 218 ff. des Bewertungsgesetzes i.d.F. des Grundsteuer-Reformgesetzes vom
26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) sind bei der im Aussetzungsverfahren gemäß § 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung
gebotenen summarischen Prüfung verfassungskonform dahin auszulegen, dass auf der Ebene der
Grundsteuerwertfeststellung im Einzelfall der Nachweis eines niedrigeren (gemeinen) Werts erfolgen kann. Hierfür ist
regelmäßig der Nachweis erforderlich, dass der Wert der wirtschaftlichen Einheit den festgestellten Grundsteuerwert
derart unterschreitet, dass sich der festgestellte Wert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweist.


Tenor


Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 23.11.2023 - 4 V
1429/23 wird als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.


Tatbestand


A.


 


Die Antragsteller und Beschwerdegegner (Antragsteller) sind jeweils zur Hälfte Eigentümer des Grundbesitzes in Y,
Y-Straße 123, Gemarkung Y, Flur 456, Flurstück 789/10. Der Bodenrichtwert für das 1053 qm große und mit einem
Einfamilienhaus bebaute Grundstück betrug zum 01.01.2022  300 € pro qm.


1


In ihrer Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts vom 10.09.2022 gaben die Antragsteller als Art des
Grundstücks "Einfamilienhaus" an, das erstmals 1977 bezugsfertig gewesen sei und über eine Wohnung mit einer
Wohnfläche von 178 qm verfüge.


2


Mit Bescheid vom 30.12.2022 stellte der Antragsgegner und Beschwerdeführer (Finanzamt ‑‑FA‑‑) den
Grundsteuerwert der wirtschaftlichen Einheit zum 01.01.2022 auf 318.800 € fest. Diesen Betrag ermittelte das FA
gemäß § 250 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, § 252 Satz 1, § 230 des Bewertungsgesetzes (BewG) aus der Summe des
kapitalisierten Reinertrags des Grundstücks und des abgezinsten Bodenwerts.


3


Bei der Bestimmung des kapitalisierten Reinertrags des Grundstücks nach § 253 Abs. 1 BewG setzte es als
monatliche Nettokaltmiete gemäß Anlage 39 zum BewG den für Einfamilienhäuser mit Baujahr zwischen 1949 und
1978 und einer Wohnfläche von 100 qm und mehr geltenden Wert von 6,05 € pro qm an und nahm hiervon gemäß
§ 254 BewG i.V.m. Anlage 39 zum BewG einen Abschlag in Höhe von 10 % aufgrund der Mietniveaustufe 2 vor. Die
Restnutzungsdauer des im Jahr 1977 errichteten Gebäudes ermittelte das FA gemäß § 253 Abs. 2 Satz 3 BewG i.V.m.
Anlage 38 zum BewG mit 35 Jahren. Hieraus ergab sich ein Reinertrag des Grundstücks gemäß §§ 253, 254 BewG


4
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Entscheidungsgründe


B.


I.


i.V.m. Anlage 39 zum BewG in Höhe von 8.998,38 € (= 5,44 € pro qm x 178 qm x 12 zuzüglich der jährlichen
Garagenmiete von 378 € und abzüglich Bewirtschaftungskosten in Höhe von 25 %) und ein kapitalisierter Reinertrag
des Grundstücks gemäß § 253 BewG i.V.m. Anlage 37 zum BewG in Höhe von 208.312,50 € (= 8.998,38 € x 23,15).


Bei der Bestimmung des Bodenwerts legte das FA gemäß § 257 Abs. 1 Satz 1, § 247 BewG den erklärten
Bodenrichtwert sowie gemäß § 257 Abs. 1 Satz 2 BewG i.V.m. Anlage 36 zum BewG einen
Umrechnungskoeffizienten in Höhe von 0,83 für Grundstücke mit einer Größe von größer gleich 1050 qm zugrunde.
Ausgehend von einem Liegenschaftszins von 2,5 % für Einfamilienhäuser gemäß § 256 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BewG
ermittelte es den abgezinsten Bodenwert mit 110.489,82 €, indem es gemäß § 257 Abs. 2 BewG den Bodenwert in
Höhe von 262.197 € (= 1053 qm x 300 € pro qm x 0,83) mit dem Abzinsungsfaktor gemäß Anlage 41 zum BewG in
Höhe von 0,4214 multiplizierte.


5


Gegen den Bescheid vom 30.12.2022 legten die Antragsteller Einspruch ein und beantragten die Aussetzung der
Vollziehung (AdV). Den Antrag auf AdV lehnte das FA am 27.01.2023 ab. Den gegen die Ablehnung der AdV
eingelegten Einspruch wies es mit Einspruchsentscheidung vom 06.06.2023 als unbegründet zurück, da der
festgestellte Grundsteuerwert und der Grundsteuermessbetrag zutreffend nach den gesetzlichen Regelungen
ermittelt worden seien. Bei der Bewertung für Grundsteuerzwecke handele es sich um eine typisierte Bewertung, die
keine objektindividuelle Verkehrswertermittlung darstelle.


6


Die Antragsteller stellten daraufhin einen Antrag auf AdV beim Finanzgericht (FG), den sie unter anderem damit
begründeten, dass sich ihr Grundstück aufgrund der Bebauung in zweiter Reihe und der Erschließung durch einen
Privatweg sowie der Hanglage nur eingeschränkt für eine Bebauung nutzen lasse. Dem festgestellten
Grundsteuerwert liege daher ein zu hoher Bodenrichtwert zugrunde.


7


Das FG hat mit Beschluss vom 23.11.2023 - 4 V 1429/23 die Vollziehung des Grundsteuerwertbescheids ausgesetzt
und die Beschwerde zugelassen. Die Gründe sind in Entscheidungen der Finanzgerichte 2024, 135 mitgeteilt.


8


Gegen die vom FG gewährte AdV wendet sich das FA mit seiner Beschwerde.9


Das FA beantragt, den Beschluss des FG vom 23.11.2023 - 4 V 1429/23 aufzuheben und den Antrag der
Antragsteller auf AdV abzulehnen.


10


Die Antragsteller beantragen, die Beschwerde des FA als unbegründet zurückzuweisen.11


Die nach § 128 Abs. 3 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulässige Beschwerde ist unbegründet. Zu Recht hat
das FG den angefochtenen Feststellungsbescheid über den Grundsteuerwert von der Vollziehung ausgesetzt.


12


Zutreffend ist das FG von der Zulässigkeit des AdV-Antrags der Antragsteller ausgegangen.13


1. Zu Recht hat das FG insbesondere entschieden, dass der Finanzrechtsweg nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO eröffnet ist,
da der Rechtsstreit eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit über eine Abgabenangelegenheit betrifft, die der
Gesetzgebung des Bundes und der Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden unterliegt.


14


a) Der vorliegende Streit über die Feststellung des Grundsteuerwerts betrifft eine Abgabenangelegenheit im Sinne
des § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO (vgl. hierzu Gräber/Herbert, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl., § 33 Rz 19). Dies gilt auch,
soweit sich die von den Antragstellern erhobenen Einwände auf den für das streitgegenständliche Grundstück
ermittelten Bodenrichtwert beziehen. Denn die Antragsteller wenden sich nicht isoliert gegen den Bodenrichtwert
als solchen, sondern begehren die AdV des gegen sie ergangenen Wertfeststellungsbescheids, in den der
Bodenrichtwert lediglich als eine Feststellungsgrundlage Eingang gefunden hat. Dem Rechtsstreit liegt daher, wie
das FG zu Recht ausgeführt hat, bereits in formell-rechtlicher Hinsicht ein in einer Abgabenangelegenheit
ergangener Bescheid zugrunde.


15


Für die Eröffnung des Finanzrechtswegs spielt es keine Rolle, ob die erhobenen Einwendungen gegen den16
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II.


Wertfeststellungsbescheid und dessen Feststellungsgrundlagen im Ergebnis durchgreifen oder nicht. Das gilt auch
für die vom FG in diesem Zusammenhang geprüfte Frage, ob und wenn ja welche Einwendungen gegen die vom
Gutachterausschuss festgestellten Bodenrichtwerte im finanzgerichtlichen Verfahren erhoben werden können. Denn
dies betrifft nicht die Zulässigkeit des Rechtswegs, sondern ist eine Frage der Begründetheit des AdV-Antrags oder
der Anfechtungsklage.


b) Die streitige Abgabenangelegenheit unterfällt auch der Gesetzgebung des Bundes im Sinne des § 33 Abs. 1 Nr. 1
FGO. Dem Bund steht nach Art. 105 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) die konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer zu, ohne dass dies an die weiteren Voraussetzungen des Art. 72
Abs. 2 GG geknüpft ist (vgl. BTDrucks 19/11084, S. 6).


17


Art. 105 Abs. 2 Satz 1 GG ist durch das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 72, 105 und 125b) vom
15.11.2019 (BGBl I 2019, 1546) mit Wirkung zum 21.11.2019 und damit noch vor Inkrafttreten des Grundsteuer-
Reformgesetzes vom 26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) eingefügt worden. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang,
dass sich der Gesetzgeber für die Neuregelungen des Grundsteuer-Reformgesetzes in der Begründung zum
Gesetzentwurf auch auf die Gesetzgebungskompetenz aus Art. 125a Abs. 2 Satz 1 GG gestützt hat, weil seiner
Ansicht nach mit dem Gesetzentwurf fortgeltendes Bundesrecht lediglich fortgeschrieben werde und keine
grundlegende Neukonzeption des Grundsteuerrechts beabsichtigt sei (vgl. BTDrucks 19/11085, S. 90).


18


Ebenso wenig steht es der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im vorliegenden Fall entgegen, dass der Bund den
Ländern in Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 GG das Recht zur Abweichungsgesetzgebung eingeräumt hat. Dabei kann
dahinstehen, ob § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO auch dann eingreift, wenn ein Land auf der Grundlage von Art. 72 Abs. 3
Satz 1 Nr. 7 GG abweichende landesgesetzliche Regelungen geschaffen hat (vgl. hierzu Krumm in Tipke/Kruse, § 33
FGO Rz 19a und 19b, m.w.N.). Denn der rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber hat von seiner
Abweichungsbefugnis in Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 GG keinen Gebrauch gemacht, sondern legt der Berechnung der
Grundsteuer vielmehr das sogenannte Bundesmodell zugrunde.


19


c) Die streitige Abgabenangelegenheit unterfällt auch der Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden im Sinne
des § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO. Zwar hat der rheinland-pfälzische Landesgesetzgeber auf der Grundlage von Art. 108
Abs. 4 Satz 2 GG in § 5 Abs. 1 Halbsatz 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) geregelt, dass die Verwaltung der
Grundsteuer den Gemeinden obliegt. Dies gilt jedoch nach § 5 Abs. 1 Halbsatz 2 KAG nicht für die Festsetzung und
Zerlegung der Steuermessbeträge. Damit verbleibt es hinsichtlich der Festsetzung des Grundsteuermessbetrags und
der dieser vorgelagerten Feststellung des Grundsteuerwerts bei der Verwaltungskompetenz der
Landesfinanzbehörden gemäß Art. 108 Abs. 2 Satz 1 GG.


20


2. Der Zulässigkeit des Antrags auf AdV steht auch nicht ein fehlendes Rechtschutzbedürfnis der Antragsteller
entgegen.


21


Die Gewährung der AdV ist insbesondere nicht deshalb ausgeschlossen, weil der angefochtene
Grundsteuerwertbescheid nach § 266 Abs. 1 BewG i.V.m. § 36 Abs. 1 des Grundsteuergesetzes erst für die
Grundsteuer des Jahres 2025 von Bedeutung ist. Einwendungen gegen den Grundsteuerwert können nur durch
einen Rechtsbehelf gegen den Grundsteuerwertbescheid geltend gemacht werden. Dies ergibt sich daraus, dass für
das Feststellungsverfahren nach § 219 Abs. 1 BewG die Vorschriften über die Durchführung der Besteuerung
sinngemäß gelten (§ 181 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑, vgl. auch Krumm/Paeßens, BewG § 219 Rz 5).
Feststellungsbescheide sind nach § 182 Abs. 1 Satz 1 AO, auch wenn sie noch nicht unanfechtbar sind, für andere
Feststellungsbescheide, für Steuermessbescheide, für Steuerbescheide und für Steueranmeldungen
(Folgebescheide) bindend, soweit die in den Feststellungsbescheiden getroffenen Feststellungen für diese
Folgebescheide von Bedeutung sind. Die Antragsteller können ihre Einwendungen, die sich auf die gesonderte
Wertfeststellung beziehen, daher nicht im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen den Grundsteuerbescheid als
Folgebescheid geltend machen (vgl. Beschluss des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 25.09.2018 - II B 13/18, BFH/NV
2019, 25, Rz 8). Ein Sachverhalt, über den im Feststellungsverfahren entschieden worden ist, kann im
Folgeverfahren nicht einer hiervon abweichenden Beurteilung unterworfen werden (vgl. BFH-Urteil vom
14.11.2018 - I R 47/16, BFHE 263, 393, BStBl II 2019, 419, Rz 14).


22


Der Antrag der Antragsteller auf AdV des Grundsteuerwertbescheids ist, wie vom FG erkannt, auch begründet.23


1. Nach § 69 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 FGO kann das Gericht der Hauptsache die Vollziehung eines angefochtenen24
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Verwaltungsakts ganz oder teilweise aussetzen. Die Aussetzung soll erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts bestehen oder wenn die Vollziehung für den Betroffenen eine
unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte.


Ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines angefochtenen Verwaltungsakts sind zu bejahen, wenn bei einer
summarischen Überprüfung des Bescheids neben für die Rechtmäßigkeit sprechende Umstände, gewichtige gegen
die Rechtmäßigkeit sprechende Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung
der Rechtsfragen oder Unklarheiten in der Beurteilung der Tatfragen bewirken. Die Entscheidung hierüber ergeht
bei der im Verfahren der AdV gebotenen summarischen Prüfung aufgrund des Sachverhalts, der sich aus dem
Vortrag der Beteiligten und der Aktenlage ergibt. Zur Gewährung der AdV ist es nicht erforderlich, dass die für die
Rechtswidrigkeit sprechenden Gründe im Sinne einer Erfolgswahrscheinlichkeit überwiegen (ständige
Rechtsprechung seit dem BFH-Beschluss vom 10.02.1967 - III B 9/66, BFHE 87, 447, BStBl III 1967, 182, unter II.3.;
vgl. auch BFH-Beschlüsse vom 18.06.1997 - II B 33/97, BFHE 182, 379, BStBl II 1997, 515, unter II.1., m.w.N. und
vom 11.08.2014 - II B 131/13, BFH/NV 2015, 5, Rz 10).


25


2. Der Senat hat einfachrechtliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheids vom 30.12.2022 in Bezug auf die
Höhe des festgestellten Grundsteuerwerts.


26


a) Die Zweifel ergeben sich daraus, dass dem Steuerpflichtigen bei verfassungskonformer Auslegung der
Bewertungsvorschriften die Möglichkeit eingeräumt werden muss, bei einer Verletzung des Übermaßverbots einen
niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen.


27


aa) Der angefochtene Grundsteuerwertbescheid vom 30.12.2022 beruht auf den mit dem Grundsteuer-Reformgesetz
im Siebenten Abschnitt des Bewertungsgesetzes neu eingefügten §§ 218 ff. BewG. Die Neuregelung der Bewertung
für Zwecke der Grundsteuer war erforderlich, nachdem das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit seinem Urteil
vom 10.04.2018 - 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/24, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12 (BVerfGE 148, 147) die
Einheitsbewertung nach dem Ersten Abschnitt des Bewertungsgesetzes für die Bemessung der Grundsteuer für
unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG erklärt und den Gesetzgeber bis zum 31.12.2019 zum Erlass einer Neuregelung
aufgefordert hatte. Die als unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG festgestellten Regeln über die Einheitsbewertung
durften nach der Entscheidung des BVerfG bis zu diesem Zeitpunkt, nach Verkündung einer Neuregelung für weitere
fünf Jahre ab der Verkündung, längstens aber bis zum 31.12.2024 weiter angewandt werden (sogenannte
Fortgeltungsanordnung).


28


bb) Die vom Gesetzgeber erlassenen Neuregelungen enthalten aus Gründen der Automatisierung und Bewältigung
der Neubewertung von über 36 Millionen wirtschaftlichen Einheiten auf einen einheitlichen
Hauptfeststellungsstichtag eine Vielzahl von Typisierungen und Pauschalierungen (vgl. BTDrucks 19/11085). Das
BVerfG hat dem Gesetzgeber bei der Wahl der Bemessungsgrundlage und bei der Ausgestaltung der
Bewertungsregelungen einen weiten Gestaltungsspielraum zugestanden, solange sie geeignet sind, den mit der
Steuer verfolgten Belastungsgrund zu erfassen und dabei die Relation der Wirtschaftsgüter zueinander realitäts-
und gleichheitsgerecht abzubilden. Der Gesetzgeber verfügt gerade in Massenverfahren der vorliegenden Art über
einen großen Typisierungs- und Pauschalierungsspielraum (vgl. BVerfG-Urteil vom 10.04.2018 - 1 BvL 11/14,
1 BvL 12/24, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12, BVerfGE 148, 147, Rz 168, m.w.N.).


29


cc) Bei der Neuregelung der Grundsteuer hat der Gesetzgeber allein an das Innehaben von Grundbesitz und die
damit verbundene (abstrakte) Leistungskraft angeknüpft, ohne dass es auf die persönlichen Verhältnisse des
Steuerpflichtigen, die Ausdruck seiner subjektiven Leistungsfähigkeit sein können, ankommt. Belastungsgrund ist
nach der gesetzgeberischen Vorstellung die durch den Grundbesitz vermittelte Möglichkeit einer ertragsbringenden
Nutzung, die sich im Sollertrag widerspiegelt und eine objektive Leistungsfähigkeit vermittelt (BTDrucks 19/11085,
S. 84).


30


dd) Eine dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügende und das daraus folgende Übermaßverbot beachtende
Besteuerung ist wegen dieser Belastungsgrundentscheidung des Gesetzgebers daher grundsätzlich nur dann
gewährleistet, wenn sich das Gesetz auf der Bewertungsebene am gemeinen Wert als dem maßgeblichen
Bewertungsziel orientiert und den Sollertrag mittels einer verkehrswertorientierten Bemessungsgrundlage
bestimmt (vgl. auch BTDrucks 19/11085, S. 90). Soweit sich im Einzelfall ein Unterschied zwischen dem gemäß
§§ 218 ff. BewG ermittelten Wert und dem gemeinen Wert ergibt, ist dies aufgrund der typisierenden und
pauschalierenden Wertermittlung des Bewertungsgesetzes, die notwendigerweise mit Ungenauigkeiten verbunden
ist, grundsätzlich hinzunehmen. Verfassungsgemäß ist solch eine typisierende Regelung aber nur solange, wie ein
Verstoß gegen das Übermaßverbot im Einzelfall entweder durch verfassungskonforme Auslegung der Vorschrift


31
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oder durch eine Billigkeitsmaßnahme abgewendet werden kann (vgl. BFH-Urteil vom 02.07.2004 - II R 22/02,
BFH/NV 2004, 1519, unter II.3.a, m.w.N.). Das Übermaßverbot kann insbesondere dann verletzt sein, wenn sich der
festgestellte Wert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweist. Nach der bisherigen
Senatsrechtsprechung setzt dies regelmäßig voraus, dass der vom Finanzamt festgestellte Wert den
nachgewiesenen niedrigeren gemeinen Wert um 40 % oder mehr übersteigt (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 16.11.2022 -
II R 39/20, BFHE 279, 201, BStBl II 2024, 246, Rz 27 zu § 166 BewG).


ee) Der Senat hat zu verschiedenen typisierenden Bewertungsnormen entschieden, dass bei Ausschluss von
Billigkeitsmaßnahmen in verfassungskonformer Auslegung der betreffenden Vorschriften der Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts zur Vermeidung eines Verstoßes gegen das grundgesetzliche Übermaßverbot
zuzulassen ist, wenn der Gesetzgeber einen solchen Nachweis nicht ausdrücklich geregelt hat (vgl. BFH-Urteile vom
05.05.2004 - II R 45/01, BFHE 204, 570, BStBl II 2004, 1036, unter II.4.; vom 02.07.2004 - II R 22/02, BFH/NV 2004,
1519, unter II.3.a; vom 29.09.2004 - II R 57/02, BFHE 207, 52, BStBl II 2004, 1041, unter II.; vom 08.06.2005 -
II R 8/03, BFH/NV 2005, 2170, unter II.2.; vom 17.05.2006 - II R 58/02, BFH/NV 2006, 1804, unter II.2.; vom
22.01.2009 - II R 9/07, BFH/NV 2009, 1096, unter II.2.b; vom 22.01.2009 - II R 10/07, juris, unter II.2.b und vom
11.12.2013 - II R 22/11, BFH/NV 2014, 1086, Rz 13, jeweils zu § 148 BewG; BFH-Urteile vom 30.01.2019 - II R 9/16,
BFHE 263, 267, BStBl II 2019, 599, Rz 19 ff. und vom 16.11.2022 - II R 39/20, BFHE 279, 201, BStBl II 2024, 246,
Rz 22, jeweils zu § 166 BewG; BFH-Urteil vom 17.06.2020 - II R 43/17, BFHE 269, 364, BStBl II 2022, 13, Rz 21 zu
§ 97 BewG).


32


Besteht die Möglichkeit einer solchen verfassungskonformen Auslegung, sind die pauschalierenden und
typisierenden Bewertungsvorschriften nicht verfassungswidrig. Vielmehr ist dem Einwand möglicher
verfassungswidriger Überbewertungen durch Anwendung dieser Vorschriften grundsätzlich der Boden entzogen
(BFH-Urteile vom 22.01.2009 - II R 9/07, BFH/NV 2009, 1096, unter II.2.b und vom 08.06.2005 - II R 8/03, BFH/NV
2005, 2170, unter II.2.).


33


b) Diese Rechtsprechungsgrundsätze sind bei der im vorliegenden Verfahren gebotenen und zugleich ausreichenden
summarischen Prüfung auf die Bewertung nach dem Siebenten Abschnitt des Bewertungsgesetzes, die eine
abweichende Wertfeststellung aus Billigkeitsgründen nicht vorsieht (vgl. § 220 Satz 2 BewG), zu übertragen, sodass
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids bestehen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass
zur Vermeidung einer Übermaßbesteuerung im konkreten Einzelfall der Nachweis eines niedrigeren gemeinen
Werts in verfassungskonformer Auslegung der §§ 218 ff. BewG im Hauptsacheverfahren gelingt.


34


aa) Die Antragsteller haben konkrete Umstände des Einzelfalls vorgetragen, die den erfolgreichen Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts für die gesamte wirtschaftliche Einheit mit der erforderlichen Abweichung zu dem im
typisierten Verfahren festgestellten Grundsteuerwert im Hauptsacheverfahren möglich erscheinen lassen (vgl. auch
BFH-Beschluss vom 23.10.2002 - II B 153/01, BFHE 200, 393, BStBl II 2003, 118, unter II.3.).


35


bb) Nach ihren Ausführungen ist das Grundstück aufgrund der Bebauung in zweiter Reihe und der
Grundstückserschließung lediglich über einen Privatweg nur eingeschränkt für eine Bebauung nutzbar. Die
Hanglage des Grundstücks erschwere die Erschließung für Zwecke der Bebauung zusätzlich und führe außerdem
dazu, dass der größte Teil des Grundstücks nicht für eine Bebauung genutzt werden könne. Hierdurch unterscheide
sich das Grundstück wesentlich von anderen Grundstücken im Umfeld, bei denen eine derartige Problematik nicht
vorhanden sei.


36


Diese von den Antragstellern vorgetragenen Besonderheiten hinsichtlich ihrer Grundstückssituation lassen eine
erhebliche Herabsetzung des tatsächlichen Bodenwerts im Verhältnis zu dem vom FA in Ansatz gebrachten
durchschnittlichen Bodenrichtwert möglich erscheinen. Es kann deshalb nicht ausgeschlossen werden, dass die
Wertermittlung unter Zugrundelegung eines tatsächlich geminderten Bodenwerts zu einer deutlichen Diskrepanz zu
dem mit dem durchschnittlichen Bodenrichtwert ermittelten Grundsteuerwert führt.


37


cc) Vor diesem Hintergrund erscheint es bei summarischer Prüfung im Streitfall zumindest möglich, dass der im
angefochtenen Grundsteuerwertbescheid nach dem typisierten Bewertungsverfahren festgestellte Wert erheblich
von dem gemeinen Wert der wirtschaftlichen Einheit abweicht und ein entsprechender Nachweis dieser
Abweichung ‑‑beispielsweise durch ein Sachverständigengutachten‑‑ geführt werden kann.


38


3. Da nach den oben dargestellten Grundsätzen bereits ernstliche Zweifel an der einfach-rechtlichen
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Feststellungsbescheids im konkreten Einzelfall bestehen, war nicht mehr zu
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Quelle: www.bundesfinanzhof.de


prüfen, ob die AdV auch wegen der vom FG geäußerten weiteren verfassungsrechtlichen Zweifel an der Gültigkeit
der dem Bescheid zugrunde liegenden Bewertungsvorschriften zu gewähren ist.


Das gilt insbesondere, soweit das FG ein strukturelles Vollzugsdefizit mit der Begründung bejaht hat, es sei nicht
gewährleistet, dass die Gutachterausschüsse bei der Ermittlung der Bodenrichtwerte sämtliche wertbeeinflussenden
Grundstücksmerkmale berücksichtigen würden. Denn da die Antragsteller die Möglichkeit haben, den Nachweis
eines tatsächlich geminderten Bodenwerts und damit eines geringeren gemeinen Werts der gesamten
wirtschaftlichen Einheit zu führen, ist die Frage, ob im Bereich der Bodenrichtwertermittlung in tatsächlicher
Hinsicht ein Vollzugsdefizit besteht, für das vorliegende Verfahren nicht weiter entscheidungserheblich.


40


Ebenfalls offenbleiben kann, ob verfassungsrechtliche Zweifel hinsichtlich einer gleichheitsgerechten Bewertung
bestehen, weil nach der Ansicht des FG im typisierten Ertragswertverfahren der §§ 252 ff. BewG nur eine
unzureichende Differenzierung nach der Lage der Gebäude und der Größe des Grundstücks erfolgt, denn die
Antragsteller rügen vorliegend keine lage- oder größenbedingt unzutreffende Wertfeststellung, sondern machen
vielmehr geltend, dass auf den vom FA angesetzten Bodenwert aufgrund grundstücksbezogener Besonderheiten im
Einzelfall ein erheblicher Abschlag vorzunehmen sei. Ob die Nichtberücksichtigung lagebedingter
Mietpreisunterschiede zu einer etwaigen Gleichheitswidrigkeit führt, ist daher auf der Grundlage des Vorbringens
der Antragsteller, auf dessen Prüfung der Senat im Aussetzungsverfahren grundsätzlich beschränkt ist, nicht
entscheidungserheblich. Es bedarf deshalb auch keiner Entscheidung des Senats zu der Frage, ob ein besonderes
berechtigtes Interesse der Antragsteller an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes besteht, dem der Vorrang
gegenüber dem öffentlichen Interesse am Vollzug des Gesetzes einzuräumen ist (vgl. hierzu BFH-Beschlüsse vom
18.01.2023 - II B 53/22 (AdV), BFH/NV 2023, 382, Rz 9; vom 20.09.2022 - II B 3/22 (AdV), BFH/NV 2022, 1328, Rz 9
und vom 19.02.2018 - II B 75/16, BFH/NV 2018, 706, Rz 33, m.w.N.).


41


4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.42
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Vor dem Hintergrund der Änderungen durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz vom 
11. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 354, BStBl I 2024 S. 2) und das 
Wachstumschancengesetz vom 27. März 2024 (BGBl. I Nr. 108, BStBl I S. 666) nehme 
ich unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung bzw. Übertragung von 
Vermögensbeteiligungen ab 2024 nachfolgend Stellung. 
 
1. Steuerfreiheit gemäß § 3 Nummer 39 EStG 
 
1.1 Allgemeines (§ 3 Nummer 39 Satz 1 EStG) 
 
1.1.1 Begünstigter Personenkreis 
 


1 Die Steuerfreiheit gemäß § 3 Nummer 39 EStG gilt für unbeschränkt und beschränkt 
einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer (siehe § 1 EStG), die in einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis zum Unternehmen (siehe § 1 Absatz 1 und 2 der Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung - LStDV -) stehen. Bei dem Dienstverhältnis kann es sich sowohl 
um ein Hauptarbeitsverhältnis (erstes Dienstverhältnis) als auch um ein 
Nebenarbeitsverhältnis (weiteres Dienstverhältnis) handeln. 
 


2 In einem gegenwärtigen Dienstverhältnis stehen auch Arbeitnehmer, deren Dienstverhältnis 
ruht (z. B. während des Mutterschutzes, der Elternzeit oder aufgrund einer vertraglichen 
Vereinbarung über eine befristete Tätigkeit im Ausland) oder die sich in der 
Freistellungsphase einer Altersteilzeit befinden. 
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3 Die Überlassung von Vermögensbeteiligungen an frühere Arbeitnehmer des Arbeitgebers ist 


nur steuerfrei, soweit die unentgeltliche oder verbilligte Vermögensbeteiligung bei einer 
Abwicklung des früheren Dienstverhältnisses als Arbeitslohn für die tatsächliche 
Arbeitsleistung überlassen wird. Personen, die ausschließlich Versorgungsbezüge beziehen, 
stehen nicht mehr in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis. 
 
1.1.2 Begünstigte Vermögensbeteiligungen 
 


4 Die Vermögensbeteiligungen, deren Überlassung nach § 3 Nummer 39 EStG steuerfrei ist, 
sind in § 3 Nummer 39 Satz 1 EStG i. V. m. § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b, f bis l 
und Absatz 2 bis 5 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes (5. VermBG) abschließend 
aufgezählt. Weitere Informationen zu den begünstigten Vermögensbeteiligungen finden 
sich im BMF-Schreiben vom 31. Mai 2024 (BStBl I S. ■■■2). Sogenannte „virtuelle 
Beteiligungen“, also schlichte schuldrechtliche Bonusversprechen des Arbeitgebers, fallen 
nicht unter die Regelung für begünstige Vermögensbeteiligungen. Aktienoptionen sind keine 
Vermögensbeteiligungen i. S. d. Fünften Vermögensbildungsgesetzes. Jedoch kann sich z. B. 
nach Ausübung einer Aktienoption und dem darauffolgenden vergünstigten Bezug von Aktien 
ein steuerlich begünstigter Tatbestand ergeben („Vermögensbeteiligungen … verbilligt 
übertragen“). 
 


5 Begünstigt sind nur Vermögensbeteiligungen „am Unternehmen des Arbeitgebers“ 
(§ 3 Nummer 39 Satz 1 EStG). Unternehmen, die demselben Konzern i. S. d. § 18 des 
Aktiengesetzes (AktG) angehören, sind dem Unternehmen des Arbeitgebers i. S. d. § 3 
Nummer 39 Satz 1 EStG zuzurechnen (siehe § 3 Nummer 39 Satz 3 EStG). Der Begriff 
„Unternehmen des Arbeitgebers“ umfasst das gesamte Betätigungsfeld des Arbeitgebers im 
lohnsteuerlichen Sinn; zum Arbeitgeberbegriff in diesem Sinne siehe § 1 Absatz 2 Satz 2 
LStDV, R 19.1 der Lohnsteuer-Richtlinien (LStR) sowie H 19.1 (Arbeitgeber) Lohnsteuer-
Handbuch. 
 


6 Die Steuerfreiheit umfasst nicht inländische und ausländische Investmentanteile nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c des 5. VermBG. Dies gilt auch dann, wenn das 
Sondervermögen oder der ausländische Investmentfonds Vermögenswerte des Arbeitgebers 
(insbesondere Aktien) beinhaltet. 
 


7 Der Erwerb von Vermögensbeteiligungen durch eine Bruchteilsgemeinschaft (z. B. ein 
gemeinsames Depot der Arbeitnehmerschaft) sowie der mittelbare Erwerb durch eine 
vermögensverwaltende Personengesellschaft (z. B. eine GbR oder eine nicht gewerblich 


                                                 
2 Seitenzahl wird von der Redaktionsleitung des Bundessteuerblattes ergänzt. 
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müssen nicht ausschließlich Arbeitnehmer beteiligt sein.  
 
1.1.3 Überlassung der Vermögensbeteiligung durch einen Dritten 
 


8 Der Arbeitgeber muss nicht Rechtsinhaber der zu überlassenden Vermögensbeteiligung sein, 
damit die Steuerfreiheit gewährt wird. Die Steuerfreiheit gilt deshalb auch für den geldwerten 
Vorteil, der bei Überlassung der Vermögensbeteiligung durch einen Dritten entsteht, sofern 
die Überlassung durch das gegenwärtige Dienstverhältnis veranlasst ist. Eine steuerfreie 
Überlassung von Vermögensbeteiligungen durch Dritte liegt z. B. vor, wenn der 
Arbeitnehmer die Vermögensbeteiligung unmittelbar erhält 
 
1. von einem Beauftragten des Arbeitgebers (z. B. einem Kreditinstitut oder anderen 


Unternehmen) oder 
 
2. von einem Unternehmen, das mit dem Unternehmen des Arbeitgebers in einem 


Konzern (§ 18 AktG) verbunden ist (z. B. Ausgabe von Aktien oder anderen 
Vermögensbeteiligungen durch eine Konzernobergesellschaft an Arbeitnehmer einer 
Konzernuntergesellschaft oder durch eine Konzerngesellschaft an Arbeitnehmer einer 
Schwestergesellschaft). 


 
9 Bei der Überlassung der Vermögensbeteiligung durch einen Dritten kommt es nicht darauf an, 


ob der Arbeitgeber in die Überlassung eingeschaltet ist oder ob der Arbeitgeber dem Dritten 
den Preis der Vermögensbeteiligung oder die durch die Überlassung entstehenden Kosten 
ganz oder teilweise ersetzt. 
 
1.1.4 Mehrfache Inanspruchnahme der Steuerfreiheit 
 


10 § 3 Nummer 39 EStG ist auf das einzelne Dienstverhältnis bezogen. Steht der Arbeitnehmer 
im Kalenderjahr in mehreren aufeinanderfolgenden Dienstverhältnissen oder gleichzeitig in 
mehreren Dienstverhältnissen, so kann die Steuerfreiheit für jedes dieser Dienstverhältnisse in 
Anspruch genommen werden. 
 
1.1.5 Keine Steuerfreiheit von Geldleistungen 
 


11 Die Steuerfreiheit gilt nur für den geldwerten Vorteil, den der Arbeitnehmer durch die 
unentgeltliche oder verbilligte Überlassung der Vermögensbeteiligung erhält. Deshalb sind 
nicht steuerfrei 
- Geldleistungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer zur Begründung oder zum 


Erwerb der Vermögensbeteiligung und  
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Vermögensbildungsgesetzes, die zur Begründung oder zum Erwerb der 
Vermögensbeteiligung angelegt werden. 


 
1.1.6 Nebenkosten und Depotgebühren 
 


12 Kein Arbeitslohn sind die vom Arbeitgeber übernommenen Nebenkosten, die mit der 
Überlassung von Vermögensbeteiligungen verbunden sind (z. B. Notariatsgebühren, 
Eintrittsgelder im Zusammenhang mit Geschäftsguthaben bei einer Genossenschaft oder 
Kosten für Registereintragungen). Ebenfalls kein Arbeitslohn sind vom Arbeitgeber 
übernommene Depotgebühren, die durch die Festlegung der Wertpapiere für die Dauer einer 
vertraglich vereinbarten Sperrfrist oder zur Minderung des administrativen Aufwands (z. B. 
für ein zentral verwaltetes Sammeldepot) entstehen. Auch die kostenlose Depotführung durch 
den Arbeitgeber führt nicht zu Arbeitslohn. 
 
1.2 Einzubeziehende Arbeitnehmer (§ 3 Nummer 39 Satz 2 EStG) 
 


13 Nach § 3 Nummer 39 Satz 2 EStG ist - unabhängig von der arbeitsrechtlichen Verpflichtung 
zur Gleichbehandlung - Voraussetzung für die Steuerfreiheit, dass die Vermögensbeteiligung 
mindestens all jenen Arbeitnehmern (§ 1 LStDV) offensteht, die bei Bekanntgabe des 
Angebots ein Jahr oder länger ununterbrochen in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis zum 
Unternehmen des Arbeitgebers stehen. Einzubeziehen in das Beteiligungsangebot sind auch 
geringfügig Beschäftigte, Teilzeitkräfte, Auszubildende und weiterbeschäftigte Rentner. 
Arbeitnehmer, die weniger als ein Jahr in einem Dienstverhältnis zum Unternehmen des 
Arbeitgebers stehen, können einbezogen werden. Bei einem Konzernunternehmen müssen die 
Beschäftigten der übrigen Konzernunternehmen nicht einbezogen werden. Bei einem 
Entleiher sind Leiharbeitnehmer nicht einzubeziehen.  
 
Der Ausschluss der Einbeziehung von Arbeitnehmern, die über Insiderinformationen 
i. S. d. der EU-Marktmissbrauchsverordnung oder anderer anwendbarer Gesetze 
verfügen, ist als vorbeugende Maßnahme zur Verhinderung/Vermeidung von Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten geboten und steht der Inanspruchnahme des Freibetrags bei 
den übrigen einzubeziehenden Arbeitnehmern nicht entgegen. 
 


14 Aus Vereinfachungsgründen muss der Arbeitgeber das Beteiligungsangebot nicht an folgende 
Arbeitnehmer richten:  
- in einem anderen inländischen Unternehmen tätige Arbeitnehmer, deren 


Dienstverhältnis deshalb ruht und mit denen das aufnehmende Unternehmen einen 
eigenständigen Arbeitsvertrag abgeschlossen hat oder mit denen eine 
Entsendevereinbarung abgeschlossen wurde, 
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Schreiben vom 9. November 2001, BStBl I S. 796, Tz. 2.1), 
- Organe von Körperschaften,  
- Mandatsträger,  
- Arbeitnehmer mit einem gekündigten Dienstverhältnis und  
- Arbeitnehmer, die zwischen dem Zeitpunkt des Angebots und dem Zeitpunkt der 


Überlassung der Vermögensbeteiligung aus sonstigen Gründen aus dem Unternehmen 
ausscheiden (z. B. Auslaufen des Arbeitsvertrages). 


 
14.1 Sehen die Regelungen des Beteiligungsprogramms vor, dass der Arbeitgeber bestimmte 


Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmern nach seinem Ermessen von einer 
Teilnahme ausschließt (z. B. mittels eines sog. Vetorechts des Arbeitgebers), steht allein 
die Möglichkeit des Ausübens dieses Rechts einer Inanspruchnahme des 
Steuerfreibetrags nicht entgegen. Schließt der Arbeitgeber allerdings tatsächlich 
einzelne Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmern von der Teilnahme am 
Beteiligungsprogramm aus, ist von diesem Zeitpunkt an bei allen am 
Beteiligungsprogramm teilnehmenden Arbeitnehmern die Inanspruchnahme des 
Freibetrags insoweit ausgeschlossen. Die steuerliche Behandlung geldwerter Vorteile aus 
dem betreffenden Beteiligungsprogramm in vergangenen Lohnzahlungszeiträumen 
bleibt unberührt. 
 


15 War ein Arbeitgeber begründet davon ausgegangen, dass ein bestimmter Arbeitnehmer oder 
eine bestimmte Gruppe von Arbeitnehmern nicht einbezogen werden muss, und stellt sich im 
Nachhinein etwas Anderes heraus, so bleibt die Steuerfreiheit des geldwerten Vorteils aus der 
unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung der Vermögensbeteiligung bei den übrigen 
Arbeitnehmern aus Vereinfachungsgründen unberührt. 
 


16 Beispiel: 
 
Der Arbeitgeber ging davon aus, allen Arbeitnehmern ein Angebot zum verbilligten Erwerb 
einer Vermögensbeteiligung unterbreitet zu haben. Bei einer nicht einbezogenen Gruppe von 
Personen stellte sich jedoch bei einer Lohnsteuer-Außenprüfung heraus, dass es sich nicht um 
selbständig tätige Mitarbeiter, sondern um Arbeitnehmer handelt.  
 
Lösung: 
 
Die Steuerfreiheit des geldwerten Vorteils aus der unentgeltlichen oder verbilligten 
Überlassung der Vermögensbeteiligung der übrigen Arbeitnehmer bleibt davon unberührt. 
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17 Die Konditionen, zu denen der Arbeitgeber den einzelnen Arbeitnehmern die 


Vermögensbeteiligungen überlässt, können differieren (z. B. bezüglich der Höhe einer 
Zuzahlung oder der Beteiligungswerte). Diese Differenzierung bedarf aus arbeitsrechtlicher 
Sicht eines sachlichen Grundes. 
 
1.3 Bewertung der Vermögensbeteiligung (§ 3 Nummer 39 Satz 4 EStG) 
 


18 Nach § 3 Nummer 39 Satz 4 EStG ist die Vermögensbeteiligung mit dem gemeinen Wert bei 
der Überlassung anzusetzen. Die Vermögensbeteiligung kann aber auch mit dem gemeinen 
Wert bei Abschluss des für beide Seiten verbindlichen Veräußerungsgeschäfts angesetzt 
werden (BFH-Urteil vom 7. Mai 2014 - VI R 73/12 -, BStBl II S. 904). Der Wert der 
Vermögensbeteiligung bestimmt sich nach dem Bewertungsgesetz (BewG) und nicht nach 
dem um übliche Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreis am Abgabeort, wie er nach 
§ 8 Absatz 2 Satz 1 EStG sonst für die nicht in Geld bestehenden Einnahmen im Regelfall 
maßgeblich ist. § 8 Absatz 2 Satz 11 EStG und R 8.1 Absatz 2 Satz 3 LStR sind daher nicht 
anzuwenden. 
 


19 Für die Bewertung der Vermögensbeteiligungen, die in § 3 Nummer 39 EStG genannt sind, 
gilt § 3 Nummer 39 Satz 4 EStG als spezielle Bewertungsvorschrift, und zwar auch dann, 
wenn die Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 39 EStG nicht greift. Der gemeine Wert wird nach 
§ 9 Absatz 2 Satz 1 BewG im Allgemeinen durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer Veräußerung zu 
erzielen wäre. Für Wertpapiere und (Unternehmens-)Anteile kommt als lex specialis § 11 
BewG zur Anwendung. Dieser regelt die Ermittlung des gemeinen Wertes in der folgenden 
Reihenfolge: 
- Ansatz des Börsenkurses zum Stichtag (§ 11 Absatz 1 BewG), 
-  Ableitung des gemeinen Wertes aus Verkäufen unter fremden Dritten, die weniger als 


ein Jahr zurückliegen (§ 11 Absatz 2 Satz 2 1. Alternative BewG), 
- Wertermittlung unter Berücksichtigung der Ertragsaussichten (§ 11 Absatz 2 Satz 2 


2. Alternative BewG) oder Wertermittlung nach einer anderen anerkannten, auch im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr für nichtsteuerliche Zwecke üblichen Methode (§ 11 
Absatz 2 Satz 2 3. Alternative BewG; hierunter fallen Gutachten und 
Wertermittlungen, z. B. nach IDW S1, oder branchenübliche Bewertungsverfahren) 
oder Wertermittlung anhand des vereinfachten Ertragswertverfahrens (§ 11 Absatz 2 
Satz 4 BewG i. V. m. §§ 199 ff. BewG). 


 
Der Substanzwert als Mindestwert darf (außer bei Ansatz des Börsenkurses oder Ableitung 
aus Verkäufen unter fremden Dritten) nicht unterschritten werden (§ 11 Absatz 2 Satz 3 
BewG). 
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Dieser Wertansatz ist in der Regel für die folgenden Vermögensbeteiligungen relevant: 
- Aktien (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des 5. VermBG), 
- Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen, 


Namensschuldverschreibungen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des 
5. VermBG), 


- Genussscheine (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f des 5. VermBG), 
- GmbH-Beteiligungen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe h des 5. VermBG). 
 
Bei der Bewertung von Anteilen an Kapitalgesellschaften sind im Übrigen die 
bewertungsrechtlichen Regelungen der gleich lautenden Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder vom 17. Mai 2011 (BStBl I S. 606) zur Anwendung der 
§§ 11, 95 bis 109 und 199 ff. BewG in der Fassung des ErbStRG entsprechend 
anzuwenden (BMF-Schreiben vom 22. September 2011, BStBl I S. 859). 
 
Bei Genossenschaftsanteilen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g des 5. VermBG), (typisch) 
stillen Beteiligungen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe i des 5. VermBG), 
Darlehensforderungen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe k des 5. VermBG) und 
Genussrechten (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe l des 5. VermBG) entspricht der gemeine 
Wert hingegen regelmäßig dem Nennwert. 
 


20 Veräußerungssperren mindern den Wert der Vermögensbeteiligung nicht (siehe BFH-Urteile 
vom 7. April 1989 - VI R 47/88 -, BStBl II S. 608, und vom 30. September 
2008 - VI R 67/05 -, BStBl II 2009 S. 282). Entsprechendes gilt für sonstige 
Verfügungsbeschränkungen. 
 


21 Aus Vereinfachungsgründen kann die Ermittlung des Wertes der Vermögensbeteiligung des 
einzelnen Arbeitnehmers am Tag der Ausbuchung beim Überlassenden oder bei dessen 
Erfüllungsgehilfen erfolgen; es kann auch auf den Vortag der Ausbuchung abgestellt werden. 
Bei allen begünstigten Arbeitnehmern kann aber auch der durchschnittliche Wert der 
Vermögensbeteiligungen angesetzt werden, wenn das Zeitfenster der Überlassung nicht mehr 
als einen Monat beträgt. Dies gilt jeweils im Lohnsteuerabzugs- und Veranlagungsverfahren. 
 
1.4 Ermittlung des steuerfreien geldwerten Vorteils 
 


22 Der geldwerte Vorteil ergibt sich aus dem Unterschied zwischen dem Wert der 
Vermögensbeteiligung und dem Preis, zu dem die Vermögensbeteiligung dem Arbeitnehmer 
überlassen wird. Der Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Überlassung und der Zeitpunkt 
des Angebots an die Arbeitnehmer sind nicht maßgeblich. Bei einer Verbilligung ist es 
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Wert der Vermögensbeteiligung oder einen Preisvorteil in Form eines Festbetrags gewährt. 
 


23 Der bevorzugte Erwerb von Aktien zum Einstandskurs durch den Arbeitnehmer im 
Zusammenhang mit einem Börsengang des Unternehmens des Arbeitgebers führt zu keinem 
geldwerten Vorteil, wenn auch fremde dritte natürliche Personen die Möglichkeit haben, 
Aktien zum Einstandspreis zu erwerben. 
 
1.5 Keine Pauschalbesteuerung nach § 37b EStG 
 


24 Von der Anwendung der Pauschalbesteuerung nach § 37b EStG sind sämtliche 
Vermögensbeteiligungen ausgeschlossen (§ 37b Absatz 2 Satz 2 EStG). Steuerpflichtige 
geldwerte Vorteile aus der verbilligten oder unentgeltlichen Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen (z. B. geldwerte Vorteile, die den steuerfreien Höchstbetrag nach 
§ 3 Nummer 39 Satz 1 EStG übersteigen, sowie solche, bei denen die Steuerfreiheit des § 3 
Nummer 39 EStG bereits dem Grunde nach nicht greift) sind danach individuell zu 
besteuern. 
 
1.6 Zufluss, kein negativer Arbeitslohn 
 


25 Der Zuflusszeitpunkt richtet sich nach den allgemeinen lohnsteuerlichen Regelungen. 
Zeitpunkt des Zuflusses ist der Tag der Erfüllung des Anspruchs des Arbeitnehmers auf 
Verschaffung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über die Vermögensbeteiligung (BFH-
Urteil vom 23. Juni 2005 - VI R 10/03 -, BStBl II S. 770). Bei Aktien ist dies der Zeitpunkt 
der Einbuchung der Aktien in das Depot des Arbeitnehmers (BFH-Urteil vom 20. November 
2008 - VI R 25/05 -, BStBl II 2009 S. 382). Zu Vereinfachungsregelungen siehe aber Rn. 18 
bis 21. 
 


26 Ein Zufluss von Arbeitslohn liegt nicht vor, solange es dem Arbeitnehmer rechtlich 
unmöglich ist, über die Vermögensbeteiligung zu verfügen (BFH-Urteil vom 30. Juni 
2011 - VI R 37/09 -, BStBl II S. 923 zu vinkulierten Namensaktien). Vertragliche Sperr- und 
Haltefristen hemmen den Zufluss hingegen nicht (BFH-Urteil vom 30. September 
2008 - VI R 67/05 -, BStBl II 2009 S. 282). 
 


27-29 Muss der Arbeitnehmer aufgrund seiner mit dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung einen 
höheren Kaufpreis als z. B. den Kurswert der Vermögensbeteiligung zahlen, so führt dies 
nicht zu negativem Arbeitslohn. Entsprechendes gilt für Kursrückgänge nach dem 
Zuflusszeitpunkt. 
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(§ 19a EStG) 
 
2.1 Allgemeines 
 


30 Die Besteuerung des geldwerten Vorteils aus Vermögensbeteiligungen bei 
Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen - KMU - (siehe Rn. 42) 
erfolgt nach § 19a Absatz 4 Satz 1 EStG erst zu einem späteren Zeitpunkt, i. d. R. bei 
Veräußerung oder unentgeltlicher Übertragung, spätestens jedoch nach 15 Jahren oder bei 
der Beendigung des Dienstverhältnisses. Durch die Regelung wird vermieden, dass bereits 
zum Zeitpunkt der Übertragung einer Vermögensbeteiligung vom Arbeitgeber oder einem 
Gesellschafter des Arbeitgebers (im nachfolgenden Text zusammengefasst als 
„Arbeitgeber“ bezeichnet) auf den Arbeitnehmer ein Vorteil (Sachbezug) zu versteuern ist, 
ohne dass dem Arbeitnehmer liquide Mittel zugeflossen sind. 
 


31 Mit der Regelung in § 19a EStG wird kein Systemwechsel in Bezug auf die Einkunftsart 
vorgenommen. Es gelten insoweit die allgemeinen Grundsätze. Mit der Übertragung einer 
Vermögensbeteiligung auf den Arbeitnehmer geht diese - wie bisher - in dessen 
Privatvermögen über. Die Besteuerung von Ausschüttungen, Zinsen etc. sowie von 
Veräußerungsgewinnen bzw. -verlusten richtet sich nach § 20 EStG bzw. nach § 17 EStG.  
 
2.1.1 Begünstigter Personenkreis (§ 19a Absatz 1 Satz 1 EStG) 
 


32 Die Rn. 1, 2 und 3 Satz 2 gelten entsprechend. 
 
2.1.2 Begünstigte Vermögensbeteiligungen (§ 19a Absatz 1 Satz 1 und 2 EStG) 
 


33 Die Rn. 4 bis 7 gelten in der Regel entsprechend.  
 


34 Eine sog. Konzernregelung enthält § 19a EStG - anders als § 3 Nummer 39 EStG (dort 
Satz 3) - nicht (siehe Rn. 5 Satz 2). Vermögenbeteiligungen an anderen Unternehmen 
desselben Konzerns i. S. d. § 18 AktG gelten damit nicht als Vermögensbeteiligungen an dem 
Unternehmen des Arbeitgebers (§ 19a Absatz 1 Satz 1 EStG). § 19a EStG ist daher auf 
entsprechende Vermögensbeteiligungen nicht anwendbar. 
 


35 Vermögensbeteiligungen müssen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
werden. Die Übertragung im Zusammenhang mit Gehaltsumwandlungen und anderen in § 8 
Absatz 4 EStG genannten Sachverhalten ist deshalb nicht begünstigt. Unschädlich ist, wenn 
sog. virtuelle Beteiligungen (zum Begriff siehe Rn. 4) durch Vermögensbeteiligungen 
i. S. d. § 19a Absatz 1 Satz 1 EStG ersetzt werden. 







 
Seite 12  2.1.3 Zufluss bei Verfügungsbeschränkungen (§ 19a Absatz 1 Satz 3 EStG) 


 
35.1 Bei Vermögensbeteiligungen gelten die allgemeinen Grundsätze zum Zufluss von 


Arbeitslohn (vgl. R 38.2 LStR, H 38.2 LStH). 
 


35.2 Für ab dem 1. Januar 2024 übertragene Vermögensbeteiligungen gilt ein Vorteil aus der 
unentgeltlichen oder verbilligten Übertragung von Vermögensbeteiligungen i. S. d. § 19a 
Absatz 1 Satz 1 EStG auch dann als lohnsteuerlich zugeflossen, wenn es dem 
Arbeitnehmer rechtlich unmöglich ist, über die Vermögensbeteiligung zu verfügen 
(§ 19a Absatz 1 Satz 3 EStG). Dies gilt aber nur, wenn alle Voraussetzungen von § 19a 
EStG erfüllt sind. U. a. muss der Arbeitnehmer der aufgeschobenen Besteuerung 
zustimmen (Rn. 41).  
 


35.3 Beispiel: 
 
Der Arbeitnehmer erhält von den Gründern einer in 2020 gegründeten Start-up-
Gesellschaft, die die in § 19a Absatz 3 Satz 1 EStG genannten Schwellenwerte nicht 
überschreitet, im Jahr 2024 unentgeltlich nach § 19a EStG begünstigte Anteile mit 
einem Wert von 10 000 Euro als zusätzlichen Arbeitslohn vinkuliert übertragen.  
Der Arbeitnehmer stimmt der vorläufigen Nichtbesteuerung nach § 19a Absatz 1 EStG 
zu (§ 19a Absatz 2 Satz 1 EStG). Im Jahr 2028 sind die Anteile 50 000 Euro wert. Im 
Zuge eines Exits (Ausstieg der Gründer der Start-up-Gesellschaft) sollen sämtliche 
Anteile an einen Investor veräußert werden. Die Gesellschaft erteilt nunmehr die 
Zustimmung zu einer Veräußerung, die anschließend auch vom Arbeitnehmer 
durchgeführt wird. 
 
Lösung: 
 
Aufgrund der Fiktion in § 19a Absatz 1 Satz 3 EStG gilt der geldwerte Vorteil von 
10 000 Euro mit der Anschaffung im Jahr 2024 als zugeflossen. § 19a EStG findet 
Anwendung, so dass die Lohnversteuerung erst zum Zeitpunkt der Veräußerung im 
Jahr 2028 und dann mit einem Betrag von 8 000 Euro (geldwerter Vorteil abzüglich 
Freibetrag von 2 000 Euro) unter Anwendung des progressiven Steuertarifs erfolgt. Der 
Wertzuwachs von 40 000 Euro zwischen der Anschaffung im Jahr 2024 und der 
Veräußerung im Jahr 2028 unterliegt der Besteuerung nach § 20 bzw. § 17 EStG. 
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Satz 4 EStG) 
 


36 Bei der Ermittlung des Vorteils i. S. d. § 19a Absatz 1 Satz 1 EStG ist der Freibetrag nach § 3 
Nummer 39 EStG abzuziehen, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Die Rn. 1 bis 27 sind zu 
beachten. 
 
2.1.5 Vorsorgepauschale (§ 19a Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 Satz 3 EStG) 
 


37 Steuerfreie bzw. nicht zu besteuernde Vorteile werden bei der Berechnung der 
Vorsorgepauschale (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 EStG) nicht berücksichtigt. Siehe u. a. 
Tz. 2 des BMF-Schreibens vom 26. November 2013 (BStBl I S. 1532). 
 


38 Nicht besteuerte Arbeitsentgelte aus der Übertragung einer Vermögensbeteiligung i. S. d. 
§ 19a Absatz 1 Satz 1 EStG unterliegen der Sozialversicherungspflicht (siehe § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 zweiter Halbsatz der Sozialversicherungsentgeltverordnung). Nach § 19a 
Absatz 1 Satz 5 EStG sind diese nicht besteuerten Arbeitsentgelte daher bei der Berechnung 
der Vorsorgepauschale einzubeziehen. 
 


39 Bei der Besteuerung in einem späteren Zeitpunkt (Rn. 30) fallen dann keine 
Sozialversicherungsbeiträge mehr an. Der dann zu besteuernde Vorteil ist daher nicht bei der 
Berechnung der Vorsorgepauschale einzubeziehen (siehe § 19a Absatz 4 Satz 3 EStG). 
 


39.1 Die Rn. 38 und 39 gelten auch für Anteile mit Verfügungsbeschränkungen, die unter 
§ 19a Absatz 1 Satz 3 EStG fallen (Rn. 35.1 ff.). Unbeachtlich ist, ob und zu welchem 
Zeitpunkt tatsächlich Sozialversicherungsbeiträge für die Übertragung dieser Anteile 
anfallen. Eine Einbeziehung in die Vorsorgepauschale hat immer im Zeitpunkt der 
Übertragung zu erfolgen (§ 19a Absatz 1 Satz 5 EStG). Im Zeitpunkt der Besteuerung 
darf die Übertragung der Anteile mit Verfügungsbeschränkungen nicht bei der 
Vorsorgepauschale berücksichtigt werden (§ 19a Absatz 4 Satz 3 EStG), selbst wenn erst 
zu diesem Zeitpunkt Sozialversicherungsbeiträge anfallen. 
 
2.1.6 Bewertung der Vermögensbeteiligung (§ 19a Absatz 1 Satz 5 EStG) 
 


40 Die Rn. 18 bis 21 gelten entsprechend.  
 
2.1.7 Zustimmungserfordernis des Arbeitnehmers (§ 19a Absatz 2 EStG) 
 


41 Die vorläufige Nichtbesteuerung nach § 19a Absatz 1 Satz 1 EStG mit Zustimmung des 
Arbeitnehmers (§ 19a Absatz 2 EStG) ist bis zum Abschluss des Lohnsteuerabzugsverfahrens 
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(siehe § 41c Absatz 3 Satz 1 EStG). Eine Nachholung der vorläufigen Nichtbesteuerung im 
Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer ist ausgeschlossen (§ 19a Absatz 2 Satz 2 
EStG). 
 
2.2 Fördervoraussetzungen (§ 19a Absatz 3 EStG) 
 


42 Die vorläufige Nichtbesteuerung nach § 19a Absatz 1 EStG ist nur dann anzuwenden, wenn 
das Unternehmen des Arbeitgebers bei der Übertragung der Vermögensbeteiligung auf den 
Arbeitnehmer (maßgeblich ist der Zeitpunkt der wirtschaftlichen Verfügungsmacht des 
Arbeitnehmers über die Vermögensbeteiligung, siehe Rn. 25) die in § 19a Absatz 3 Satz 1 
EStG genannten Schwellenwerte nicht überschreitet oder in einem der sechs 
vorangegangenen Kalenderjahre nicht überschritten hat, und die Gründung des 
Unternehmens nicht mehr als 20 Jahre vor dem Zeitpunkt der Übertragung liegt. Zur 
Bestimmung der KMU-Schwellenwerte im Rahmen der Anwendung von § 19a EStG sind die 
Artikel 4 und 5 des Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 
(ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) in der jeweils geltenden Fassung zu berücksichtigen. 
Mithin berechnet sich die Mitarbeiterzahl nach der Zahl der Jahresarbeitseinheiten. 
Hinsichtlich der Mitarbeiterzahl und der Schwellenwerte ist dabei gemäß Artikel 4 Absatz 1 
des Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 auf den Stichtag des letzten 
Rechnungsabschlusses abzustellen; der Status eines KMU geht (auch für Zwecke des § 19a 
EStG) erst verloren bzw. wird erworben, wenn es in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren zu einer Über- oder Unterschreitung kommt. Hinsichtlich der KMU-
Definition gelten hinsichtlich der Anwendung des § 19a EStG unter Berücksichtigung 
von Artikel 2 Absatz 1 des Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 
derzeit folgende Schwellenwerte:  
- weniger als 1 000 Mitarbeiter (= 4 x 250 Mitarbeiter) und 
- Jahresumsatz höchstens 100 Mio. Euro (= 2 x 50 Mio. Euro) oder 


Jahresbilanzsumme höchstens 86 Mio. Euro (= 2 x 43 Mio. Euro). 
 
2.3 Nachgeholte Besteuerung (§ 19a Absatz 4 EStG) 
 
2.3.1 Allgemeines (§ 19a Absatz 4 Satz 1 EStG) 
 


43 Vorteile, die im Kalenderjahr der Übertragung der Vermögensbeteiligung nicht besteuert 
wurden, werden erst in einem späteren Zeitpunkt aufgeschoben besteuert. § 19a Absatz 4 
Satz 1 EStG regelt abschließend den Besteuerungszeitpunkt (siehe Rn. 30). Tritt einer der dort 
genannten Fälle ein, so unterliegen bisher nicht besteuerte Vorteile zu diesem Zeitpunkt der 
Besteuerung und dem Lohnsteuerabzug. Sind seit der Übertragung der Vermögensbeteiligung 







 
Seite 15  mindestens drei Jahre vergangen, sind die als sonstiger Bezug vor dem 1. Januar 2025 


zufließenden zu besteuernden Vorteile im Lohnsteuerabzugsverfahren nach der sog. 
Fünftelungsregelung ermäßigt zu besteuern (§ 19a Absatz 4 Satz 2 i. V. m. § 34 Absatz 1 und 
§ 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 EStG i. d. F. des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes). Im 
Lohnsteuerabzugsverfahren sind die weiteren Voraussetzungen für die Tarifermäßigung 
(z. B. das Vorliegen einer Zusammenballung) nicht zu prüfen und als erfüllt anzusehen. Für 
die als sonstiger Bezug nach dem 31. Dezember 2024 zufließenden zu besteuernden 
Vorteile ist der Lohnsteuerabzug ohne Berücksichtigung der Fünftelungsregelung 
durchzuführen (§ 19a Absatz 4 Satz 2 i. V. m. § 34 Absatz 1 EStG i. d. F. des 
Wachstumschancengesetzes). 
 


44 Aus der Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht oder einer Verlagerung der 
Ansässigkeit im Sinne eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ins 
Ausland folgt keine Besteuerung, soweit nicht zeitgleich einer der in § 19a Absatz 4 Satz 1 
EStG genannten Tatbestände eintritt. Ebenso führt eine fiktive Veräußerung im Rahmen der 
Wegzugsbesteuerung nach § 6 des Außensteuergesetzes oder nach § 17 Absatz 5 EStG für 
sich allein nicht zu einer Besteuerung nach § 19a Absatz 4 EStG. 
 


45 Werden Teile der Vermögensbeteiligungen veräußert oder unentgeltlich übertragen, so 
unterliegt der Besteuerung nur der Vorteil, der damit im Zusammenhang steht und bisher 
nicht besteuert worden ist. Vorbehaltlich eines anderen Nachweises wird davon ausgegangen, 
dass die zuerst übertragenen Vermögensbeteiligungen zuerst veräußert werden. 
 


46 Beispiel: 
 
Im März 2024 und März 2025 überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich 
jeweils 100 Aktien. Für das Jahr 2024 beträgt der nach § 19a Absatz 1 Satz 1 EStG nicht 
besteuerte Vorteil 2 000 Euro, für das Jahr 2025 2 500 Euro. Der Arbeitnehmer stimmt der 
Besteuerung in einem späteren Zeitpunkt nach § 19a Absatz 2 Satz 1 EStG zu. Im August 
2028 veräußert der Arbeitnehmer 150 Aktien.  
 
Lösung: 
 
Durch die Veräußerung der 150 Aktien ist der Besteuerungstatbestand des § 19a Absatz 4 
Satz 1 Nummer 1 EStG erfüllt. Im August 2028 unterliegen folgende Vorteile als sonstiger 
Bezug dem Lohnsteuerabzug: 
 
für 2024: 100 / 100 Aktien x 2 000 Euro  = 2 000 Euro 
für 2025:   50 / 100 Aktien x 2 500 Euro  = 1 250 Euro, 
zusammen      = 3 250 Euro. 
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Im März 2040 (15 Jahre nach Übertragung im Jahr 2025) unterliegen die Vorteile i. H. d. 
Restbetrags von 1 250 Euro (2 000 Euro nicht besteuert im März 2024 zuzüglich 2 500 Euro 
nicht besteuert im März 2025 abzüglich der im August 2028 besteuerten Vorteile von 
3 250 Euro) als sonstiger Bezug dem Lohnsteuerabzug. Daneben tritt die Besteuerung nach 
§ 20 bzw. § 17 EStG. Zum Fall der Wertminderung siehe Rn. 49 ff. 
 
2.3.2 Beendigung des Dienstverhältnisses (§ 19a Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 EStG) 
 


47 Ein durch den Betriebsübergang nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches bedingter 
Arbeitgeberwechsel führt zu keiner Beendigung, sondern zur Fortsetzung des bisherigen 
Dienstverhältnisses (BFH-Urteil vom 16. Juli 1997 - XI R 85/96 -, BStBl II S. 666). 
 


48 Übernimmt der bisherige Arbeitgeber bei Beendigung des Dienstverhältnisses die Lohnsteuer, 
so ist der übernommene Abzugsbetrag nicht Teil des zu besteuernden Arbeitslohns (§ 19a 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 Satz 2 EStG). Damit wird der Vorteil des Arbeitnehmers aus der 
Steuerübernahme steuerfrei gestellt. Die Lohnsteuer ist bei der Übernahme durch den 
Arbeitgeber nicht höher, als in dem Fall, in dem der Arbeitnehmer die Lohnsteuer trägt. Die 
Regelung gilt für die Annexsteuern (ggf. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) 
entsprechend.  
 
2.3.3 Wertminderungen der Vermögensbeteiligung (§ 19a Absatz 4 Satz 4 bis 6 EStG) 
 


49 Ist in den in § 19a Absatz 4 Satz 1 EStG genannten Fällen der gemeine Wert der 
Vermögensbeteiligung abzüglich geleisteter Zuzahlungen des Arbeitnehmers niedriger als der 
nach § 19a Absatz 1 EStG nicht besteuerte Vorteil, so unterliegt nur der zu diesem Zeitpunkt 
anzusetzende gemeine Wert der Vermögensbeteiligung abzüglich geleisteter Zuzahlungen der 
Besteuerung (§ 19a Absatz 4 Satz 4 erster Halbsatz EStG). In diesen Fällen gilt neben den 
geleisteten Zuzahlungen nur der tatsächlich besteuerte Vorteil als Anschaffungskosten i. S. d. 
§§ 17 und 20 EStG (§ 19a Absatz 4 Satz 5 EStG). 
 


50 Beispiele: 
 
 
 


A B C D E F 


gemeiner Wert bei 
Überlassung 


10 000 10 000 10 000 10 000 10 000 10 000 


Zuzahlung des 
Arbeitnehmers 


0 0 0 1 500 1 500 1 500 


steuerfrei nach § 3 
Nummer 39 EStG  


2 000 2 000 2 000 2 000 2 000 2 000 
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Vorteil 
8 000 8 000 8 000 6 500 6 500 6 500 


Anschaffungskosten 
§§ 17, 20 EStG 


10 000 10 000 10 000 10 000 10 000 10 000 


Verkauf für … bzw. 
gem. Wert nach 
Ablauf von 15 
Jahren/bei 
Beendigung des 
Dienstverhältnisses 
von … 


12 000 9 000 7 000 9 000 7 000 Total-
verlust 


nachgeholt zu 
besteuern 


8 000 
(weil 12 000 


≥ 8 000) 


8 000 
(weil 9 000 ≥ 


8 000) 
7 000 


(weil 7 000 < 
8 000) 


6 500 
(weil [9 000 
- 1 500] ≥ 


6 500) 


5 500 
(weil [7 000 
- 1 500] < 


6 500) 


0 
(weil [0 - 
1 500] < 
6 500) 


geänderte 
Anschaffungskosten 


nein nein 7 000 nein 7 000 
(1 500 + 
5 500) 


1 500 
(1 500 + 0) 


zu besteuern nach 
§§ 17, 20 EStG 


2 000 
(12 000 - 
10 000) 


- 1 000 
(9 000 - 
10 000) 


0 
(7 000 - 
7 000) 


- 1 000 
(9 000 - 
10 000) 


0 
(7 000 - 
7 000) 


- 1 500 
(0 - 1 500) 


 
50.1 Im Fall des Besteuerungstatbestands „Beendigung des Dienstverhältnisses zum 


bisherigen Arbeitgeber“ (§ 19a Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 EStG) tritt bei einem 
Rückerwerb der Vermögensbeteiligung durch den Arbeitgeber, einen Gesellschafter des 
Arbeitgebers oder ein Unternehmen i. S. d. § 18 AktG an die Stelle des gemeinen Werts 
die vom Arbeitgeber, von einem Gesellschafter des Arbeitgebers oder einem 
Unternehmen i. S. d. § 18 AktG gewährte Vergütung (§ 19a Absatz 4 Satz 4 
zweiter Halbsatz EStG). Dies gilt auch für Vermögensbeteiligungen, die vor 2024 
übertragen wurden. Der Rückerwerb muss nicht an den ursprünglichen Veräußerer 
erfolgen. Ausreichend ist vielmehr, dass an einen der drei benannten Personen 
veräußert wird. 
 


51 Rn. 49 gilt nicht, soweit die Wertminderung der Vermögensbeteiligung nicht betrieblich 
veranlasst ist oder auf einer gesellschaftsrechtlichen Maßnahme, insbesondere einer 
Ausschüttung oder Einlagenrückgewähr, beruht (§ 19a Absatz 4 Satz 5 EStG). In diesen 
Fällen ist insoweit der nicht besteuerte Vorteil weiterhin Bemessungsgrundlage für die 
Besteuerung. 
 
2.4 Haftungsübernahme durch den Arbeitgeber und weiteres Hinausschieben der 


Besteuerung (§ 19a Absatz 4a EStG) 
 


51.1 Eine Besteuerung aufgrund der Tatbestände „Ablauf von 15 Jahren“ und „Beendigung 
des Dienstverhältnisses“ (§ 19a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 EStG) ist nicht 
vorzunehmen, wenn der Arbeitgeber unwiderruflich erklärt, dass er für die 
einzubehaltende und abzuführende Lohnsteuer nach § 42d EStG haftet (§ 19a Absatz 4a 
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unentgeltliche Übertragung“ (§ 19a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 EStG) eine Besteuerung 
aus. Die sonst übliche - haftungsbefreiende - Anzeige (§ 38 Absatz 4 Satz 2 i. V. m. § 42d 
Absatz 2 EStG) ist hier nicht möglich. Durch die unwiderrufliche Erklärung des 
Arbeitgebers zur Kennzahl 21 der Lohnsteuer-Anmeldung (BMF-Schreiben vom 
6. September 2023, BStBl I S. 1649) erfährt das Betriebsstättenfinanzamt von 
entsprechenden Sachverhalten und kann im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung 
die zutreffende steuerliche Behandlung prüfen. Die Erklärung des Arbeitgebers hat 
spätestens in der dem betreffenden Ereignis folgenden Lohnsteuer-Anmeldung zu 
erfolgen. Das ist die Lohnsteuer-Anmeldung, mit der die aufgrund der 
Nachversteuerung einzubehaltende Lohnsteuer hätte angemeldet werden müssen.  
 


51.2 Beispiel:  
 
Das Dienstverhältnis wird am 8. April 2024 beendet.  
 
Lösung: 
 
Abgabe der Erklärung des Arbeitgebers spätestens mit der Lohnsteuer-Anmeldung 
April 2024, die bis zum 10. Mai 2024 zu übermitteln bzw. abzugeben ist, da die 
Besteuerung im Monat April (als sonstiger Bezug) hätte erfolgen müssen. 
 


51.3 Im Zeitpunkt der Besteuerung (Tatbestand „entgeltliche oder unentgeltliche 
Übertragung“) unterliegt der geldwerte Vorteil dem Lohnsteuerabzug nach den 
allgemeinen lohnsteuerlichen Regelungen. Die Lohnsteuerabzugspflicht besteht auch, 
wenn das Dienstverhältnis vor dem Zeitpunkt der Besteuerung beendet wurde. Kein 
Lohnsteuerabzug ist möglich, wenn die Lohnsteuer nicht von Bezügen des 
Arbeitnehmers zurückbehalten werden kann (z. B. weil der Barlohn zur Deckung der 
Lohnsteuer nicht ausreicht oder der Arbeitnehmer keinen Barlohn mehr bezieht) und 
der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die Lohnsteuer nicht zur Verfügung stellt. In 
diesem Fall hat der Arbeitgeber den fehlenden Lohnsteuerabzug beim 
Betriebsstättenfinanzamt anzuzeigen (§ 38 Absatz 4 Satz 1 und 2 EStG). Die Anzeige 
wirkt nicht haftungsbefreiend. 
 


51.4 Nach § 19a Absatz 4a Satz 2 EStG erfordert eine Haftungsinanspruchnahme dann keine 
weitere Ermessensprüfung mehr. Das Betriebsstättenfinanzamt kann sich unmittelbar 
an den Arbeitgeber wenden. Der Arbeitgeber kann immer in Anspruch genommen 
werden; es kommt nicht darauf an, ob eine vorrangige Inanspruchnahme des 
Arbeitnehmers als Steuerschuldner möglich wäre. 
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Betriebsstättenfinanzamt (§ 19a Absatz 5 EStG) 
 


52 Das Betriebsstättenfinanzamt hat nach der Übertragung einer Vermögensbeteiligung an einen 
Arbeitnehmer im Rahmen einer gebührenfreien Anrufungsauskunft (§ 42e EStG) den vom 
Arbeitgeber nicht besteuerten Vorteil zu bestätigen. Vor der Übertragung einer 
Vermögensbeteiligung ist keine Wertbestätigung möglich, da sich der Wert bis zur 
Übertragung noch verändern kann. Eine Bestätigung wird nur erteilt, wenn der vom 
Arbeitgeber gewählte Wertansatz den geltenden Bestimmungen entspricht. Zu möglichen 
Wertansätzen einer geplanten Überlassung wird keine Auskunft erteilt. Die Bestätigung der 
Höhe des nicht besteuerten Vorteils setzt voraus, dass - in der Regel durch den 
Arbeitgeber - sowohl der ermittelte Wert als auch Unterlagen zur Wertermittlung dem 
Betriebsstättenfinanzamt vorgelegt werden. Aufgabe des Betriebsstättenfinanzamts ist die 
Überprüfung, nicht jedoch die Ermittlung des zu bestätigenden Wertes. 
 


53 Anspruch auf eine Anrufungsauskunft haben der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer als 
Beteiligte, ggf. auch ein die Pflichten des Arbeitgebers erfüllender Dritter. 
 


54 Dem Arbeitnehmer steht es im Jahr der nachzuholenden Besteuerung frei, im 
Veranlagungsverfahren oder im Einspruchsverfahren gegen den Einkommensteuerbescheid 
einen niedrigeren Wert des Vorteils nachzuweisen. Denn die Anrufungsauskunft entfaltet eine 
Bindungswirkung nur im Lohnsteuerabzugsverfahren, nicht jedoch im 
Veranlagungsverfahren. Zudem kann ein ggf. niedrigerer Wert auch bereits im 
Lohnsteuerabzugsverfahren im Besteuerungszeitpunkt anstelle des in der Anrufungsauskunft 
bestätigten Wertes angesetzt werden. Mangels fehlender Bindungswirkung im 
Veranlagungsverfahren kann es hier auch zu einem höheren Wertansatz kommen, sofern der 
Wert für den Nichtbesteuerungszeitpunkt materiell-rechtlich unzutreffend ermittelt wurde. Ein 
höherer Wertansatz im Veranlagungsverfahren aufgrund eines zwischen Nichtbesteuerungs- 
und Besteuerungszeitpunkts gestiegenen gemeinen Werts hingegen ist - anders als der Ansatz 
eines niedrigeren Werts gem. § 19a Absatz 4 Satz 4 EStG - nicht zulässig. 
 


55 Unabhängig von der Anrufungsauskunft nach § 19a Absatz 5 EStG kann eine 
Anrufungsauskunft zu steuerrechtlichen Einschätzungen im Zusammenhang mit der 
Überlassung von Vermögensbeteiligungen gestellt werden (z. B. zu den einzubeziehenden 
Arbeitnehmern nach § 3 Nummer 39 EStG, zur nachzuholenden Besteuerung nach § 19a 
Absatz 4 EStG). 
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56-57 Der nicht besteuerte Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Übertragung der 


Vermögensbeteiligung und die übrigen Angaben der aufgeschobenen Besteuerung sind vom 
Arbeitgeber im Lohnkonto aufzuzeichnen. Die im Lohnsteuerabzugsverfahren maßgebliche 
sechsjährige Aufbewahrungsfrist verlängert sich; sie endet hier nicht vor Ablauf von sechs 
Jahren nach der nachgeholten Besteuerung.  
 
3. Mitarbeiterbeteiligungsprogramm nach französischem Recht (FCPE) 
 


58 Nach ständiger Rechtsprechung des BFH (siehe u. a. BFH-Urteil vom 23. Juni 
2005 - VI R 124/99 -, BStBl II S. 766, zu den Wandelschuldverschreibungen) führt das 
Innehaben von Ansprüchen oder Rechten des Arbeitnehmers gegenüber dem Arbeitgeber im 
Regelfall noch nicht zum Lohnzufluss. Der Zufluss ist erst mit der Erfüllung des Anspruchs 
(der Gewinnchance) gegeben. Ein Vorteil ist dem Arbeitnehmer erst dann zugeflossen, wenn 
die geschuldete Leistung tatsächlich erbracht worden ist, er also wirtschaftlich verfügt oder 
zumindest verfügen kann. 
 


59 Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze erfolgt bei Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 
mittels Einschaltung eines Fonds Commun de Placement d'Entreprise (FCPE) nach 
französischem Recht und in gleich gelagerten Fällen eine Besteuerung des geldwerten 
Vorteils erst bei der Auflösung des Programms und der Überweisung eines Geldbetrags an 
den Arbeitnehmer bzw. der Zuwendung anderer Vorteile (z. B. Tausch in Aktien). Dies gilt 
unabhängig von der Ausgestaltung im Einzelfall. Bis zur Auflösung des Programms fließen 
dem Arbeitnehmer auch keine Kapitaleinkünfte (Dividenden, Zinsen etc.) zu. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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I. Allgemeines  


1 Mit dem Wachstumschancengesetz (BGBl. I 2024 Nr. 108) sind die Regelungen zur Ausstel-


lung von Rechnungen nach § 14 UStG für nach dem 31. Dezember 2024 ausgeführte Umsätze 


neu gefasst worden. Als wesentlicher Kernpunkt der Neuregelung wird die obligatorische Ver-


wendung einer elektronischen Rechnung bei Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern 


(inländische B2B-Umsätze) eingeführt. Ausgenommen sind Rechnungen über Leistungen, die 


nach § 4 Nummer 8 bis 29 UStG steuerfrei sind, sowie Rechnungen über Kleinbeträge bis 


250 Euro (§ 33 UStDV) und Fahrausweise (§ 34 UStDV). Eng verbunden mit der Einführung 


der obligatorischen elektronischen Rechnung für inländische B2B-Umsätze ist die zu einem 


späteren Zeitpunkt gesetzlich einzuführende Verpflichtung zur zeitnahen und transaktionsbe-


zogenen elektronischen Meldung von bestimmten Rechnungsangaben an die Verwaltung (Mel-


desystem).  


2 Die Neuregelung zum 1. Januar 2025 stellt einen wesentlichen Baustein zur Digitalisierung des 


Geschäftsverkehrs dar. Dafür sind die Prozesse und Abläufe zur Erstellung sowie Verarbeitung 


einer E-Rechnung auf den verschiedenen Ebenen zu digitalisieren. Daneben sind die bisherigen 







 


Seite 3  steuerlichen Regelungen an diese veränderten Rahmenbedingungen anzupassen, wobei der ma-


teriell-rechtliche Gehalt einer Rechnung im umsatzsteuerrechtlichen Sinne unverändert bleibt. 


Die Finanzverwaltung berücksichtigt – in der von Übergangsregelungen (§ 27 Absatz 38 UStG) 


begleiteten Einführungsphase – den Umstand des Transformationsprozesses in angemessenem 


Umfang. 


II. Aktuelle Rechtslage und Neuerungen durch das Wachstumschancengesetz 


1. Rechtslage bis zum 31. Dezember 2024 


3 Neben Papierrechnungen konnte bereits bisher mit Zustimmung des Empfängers eine elektro-


nische Rechnung ausgestellt werden. Für bis zum 31. Dezember 2024 ausgeführte Umsätze gilt 


als elektronische Rechnung eine Rechnung, die in einem elektronischen Format ausgestellt und 


empfangen wird (z. B. ein PDF-Dokument oder eine E-Mail mit den Rechnungspflichtanga-


ben), § 14 Absatz 1 Satz 8 UStG in der bis zum 31. Dezember 2024 geltenden Fassung. Die 


genannten Formate von elektronischen Rechnungen sind künftig bei Umsätzen zwischen inlän-


dischen Unternehmern regelmäßig nur noch für bestimmte Übergangszeiträume zulässig (siehe 


dazu Rn. 53 bis 56). 


2. Neuregelungen zur obligatorischen elektronischen Rechnung durch das Wachstums-


chancengesetz 


2.1 Rechnungsarten ab dem 1. Januar 2025 


2.1.1 Elektronische Rechnung (E-Rechnung) 


4 Ab dem 1. Januar 2025 wird durch § 14 Absatz 1 UStG der Begriff der elektronischen Rech-


nung neu definiert. Zukünftig liegt eine elektronische Rechnung (im Folgenden: E-Rechnung) 


nur dann vor, wenn die Rechnung in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 


übermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung ermöglicht (§ 14 Absatz 1 


Satz 3 UStG). Das strukturierte elektronische Format einer elektronischen Rechnung 


• muss entweder der europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und der 


Liste der entsprechenden Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen 


Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei 


öffentlichen Aufträgen (ABl. L 133 vom 6. Mai 2014, S. 1) entsprechen (§ 14 Absatz 1 


Satz 6 Nummer 1 UStG, siehe auch Ausführungen unter Rn. 24 zur Norm EN 16931) oder  


• kann zwischen Rechnungsaussteller und Rechnungsempfänger vereinbart werden. Voraus-


setzung für eine solche Vereinbarung ist, dass das verwendete Format die richtige und 







 


Seite 4  vollständige Extraktion der nach dem UStG erforderlichen Angaben aus der E-Rechnung 


in ein Format ermöglicht, das der Norm EN 16931 entspricht oder mit dieser interoperabel 


ist (vgl. § 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 UStG; siehe auch Rn. 29 und 30).  


5 Weiterhin gilt, dass die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit 


der Rechnung gewährleistet sein müssen. „Lesbarkeit“ bedeutet in diesem Zusammenhang, 


dass die XML-Datei maschinell auswertbar sein muss (maschinelle Lesbarkeit). Daher ist die 


zusätzliche Erstellung eines menschenlesbaren Dokuments nicht erforderlich. Denn Folge aus 


der maschinellen Auswertbarkeit einer standardisierten Datei ist auch, dass die Datei durch ein 


Visualisierungstool menschenlesbar angezeigt werden kann. Die zusätzliche Übermittlung ei-


nes menschenlesbaren Dokuments (z. B. durch ein hybrides Format, siehe Rn. 26 bis 28, oder 


ein zusätzliches PDF-Dokument) ist aber optional möglich. 


2.1.2 Sonstige Rechnungen 


6 Als sonstige Rechnungen gelten ab dem 1. Januar 2025 alle Rechnungen in Papierform oder in 


elektronischen Formaten, die nicht den Vorgaben von § 14 Absatz 1 Satz 6 UStG entsprechen 


(anderes elektronisches Format). Dazu zählen auch alle nicht strukturierten elektronischen Da-


teien, zum Beispiel als JPEG- oder bloße PDF-Datei. 


2.2 Verpflichtung zur Ausstellung von Rechnungen 


2.2.1 Allgemeines 


7 Der Unternehmer ist zur Ausstellung einer Rechnung verpflichtet, wenn der Umsatz nicht nach 


§ 4 Nummer 8 bis 29 UStG steuerfrei ist: 


a) für eine Leistung an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen (§ 14 Absatz 2 


Satz 2 Nummer 1 UStG) 


a) für eine Leistung an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist (§ 14 Absatz 2 Satz 2 


Nummer 2 UStG) 


b) für eine steuerpflichtige Werklieferung (§ 3 Absatz 4 Satz 1 UStG) oder sonstige Leistung 


im Zusammenhang mit einem Grundstück an einen anderen als unter Buchstabe a) oder b) 


genannten Empfänger (§ 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 UStG). 
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8 Die Verpflichtung zur Ausstellung einer Rechnung besteht auch bei einer Leistung an eine un-


ternehmerisch tätige juristische Person, soweit sie nicht Unternehmer ist. 


9 Durch die Neufassung von § 14 Absatz 2 UStG ist zukünftig zwischen der Verpflichtung zur 


Ausstellung einer E-Rechnung (vgl. Rn. 4) und der Möglichkeit zur Ausstellung einer sonstigen 


Rechnung (vgl. Rn. 6) zu unterscheiden.  


10 Unverändert bleibt für sämtliche Rechnungen die Pflicht zur Ausstellung einer Rechnung in-


nerhalb von sechs Monaten nach Ausführung der Leistung, ungeachtet des zu verwendenden 


Formats (§ 14 Absatz 2 Satz 2 UStG). 


2.2.2 Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rechnung 


11 Bei Umsätzen zwischen inländischen Unternehmern ist gemäß § 14 Absatz 2 Satz 2 Num-


mer 1, 2. Halbsatz UStG regelmäßig eine E-Rechnung (vgl. Rn. 21 bis 30) auszustellen.  


Umsätze zwischen inländischen Unternehmern liegen vor, wenn sowohl der leistende Unter-


nehmer als auch der Leistungsempfänger im Inland oder in einem der in § 1 Absatz 3 UStG 


bezeichneten Gebiete ansässig sind. Die Ansässigkeit im Inland oder in einem der in § 1 Ab-


satz 3 UStG bezeichneten Gebiete liegt vor, wenn der Unternehmer in einem dieser Gebiete 


seinen Sitz, seine Geschäftsleitung, eine (umsatzsteuerrechtliche) Betriebsstätte, die an dem 


Umsatz beteiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 


Aufenthalt hat. 


12 In diesen Fällen bedarf die Ausstellung einer E-Rechnung nicht mehr der Zustimmung des 


Empfängers; gleichzeitig setzt dies voraus, dass dieser die technischen Voraussetzungen für die 


Entgegennahme einer E-Rechnung schafft (vgl. Rn. 36 und 53).  


13 Ist mindestens einer der beteiligten Unternehmer nicht im Inland oder in einem der in § 1 Ab-


satz 3 UStG bezeichneten Gebiete ansässig, besteht keine Pflicht zur Ausstellung einer E-Rech-


nung nach § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2. Halbsatz UStG. In diesen Fällen kann die gemäß 


§ 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 1. Halbsatz UStG auszustellende Rechnung  


• auf Papier oder  
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deren elektronischen Format  


ausgestellt werden. 


14 Die Regelungen zur verpflichtenden Verwendung von E-Rechnungen gelten genauso für die 


Rechnungsausstellung in Form einer Gutschrift (§ 14 Absatz 2 Satz 5 UStG) sowie für Rech-


nungen  


• über Umsätze, für die der Leistungsempfänger die Steuer schuldet (§ 13b UStG),  


• die von Kleinunternehmern (§ 19 UStG) ausgestellt werden, 


• über Umsätze, die der Durchschnittssatzbesteuerung für land- und forstwirtschaftliche Be-


triebe unterliegen (§ 24 UStG),  


• über Reiseleistungen (§ 25 UStG) und  


• über Umsätze, für welche die Differenzbesteuerung (§ 25a UStG) angewendet wird.  


Sie gelten auch, wenn der Rechnungsempfänger ein Unternehmer ist, der Kleinunternehmer 


bzw. Land- und Forstwirt ist oder ausschließlich steuerfreie Umsätze (z. B. Vermieter einer 


Wohnung) ausführt. 


15 Zu Besonderheiten bei Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweisen vgl. Rn. 19 und 20. 


2.2.3 Möglichkeit zur Ausstellung einer sonstigen Rechnung 


16 Bei Rechnungen 


• für einen Umsatz an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist, oder 


• über steuerpflichtige Werklieferungen (§ 3 Absatz 4 Satz 1 UStG) oder sonstige Leistungen 


im Zusammenhang mit einem Grundstück an einen anderen als unter Rn. 7 Buchstabe a) 


oder b) genannten Empfänger (Nichtunternehmer oder Unternehmer für dessen nichtunter-


nehmerischen Bereich) 


kann eine sonstige Rechnung (vgl. Rn. 6) ausgestellt werden. 


17 In diesen Fällen ist die Ausstellung und Übermittlung einer Papierrechnung umsatzsteuerrecht-


lich immer zulässig. Eine Ausstellung und Übermittlung als E-Rechnung oder als eine sonstige 


Rechnung in einem anderen elektronischen Format ist hingegen in diesen Fällen nur mit der 


Zustimmung des Empfängers möglich (§ 14 Absatz 1 Satz 5 UStG). Diese Zustimmung bedarf 


keiner besonderen Form und kann auch konkludent (z. B. durch eine widerspruchslose 
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(z. B. nach der E-Rechnungsverordnung – ERechV) ist unabhängig von den umsatzsteuerrecht-


lichen Regelungen zu beachten.  


18 Wird ein Umsatz sowohl für den unternehmerischen als auch für den nichtunternehmerischen 


Bereich einer juristischen Person ausgeführt, geht die Verpflichtung zur Ausstellung einer 


E-Rechnung nach Rn. 7 Buchstabe a) vor. 


2.2.4 Kleinbetragsrechnungen und Fahrausweise 


19 Rechnungen, deren Gesamtbetrag 250 Euro nicht übersteigt (Rechnungen über Kleinbeträge), 


und Fahrausweise, die für die Beförderung von Personen ausgegeben werden, können abwei-


chend von der Verpflichtung in § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2. Halbsatz UStG immer als 


sonstige Rechnung ausgestellt und übermittelt werden (§ 33 Satz 4, § 34 Absatz 1 Satz 2 


UStDV).  


20 Maßgeblich für die Vereinfachung nach § 33 Satz 4 UStDV ist allein der Gesamtbetrag der 


Rechnung, auch sofern in einer Rechnung über mehrere Leistungen abgerechnet wird. Über-


steigt der Gesamtbetrag der Rechnung 250 Euro, ist eine E-Rechnung auszustellen, auch wenn 


der Bruttobetrag des der Pflicht zur Erteilung einer E-Rechnung unterliegenden Anteils der 


abgerechneten Leistungen weniger als 250 Euro beträgt (z. B. bei auch mit abgerechneten be-


stimmten steuerfreien oder nicht steuerbaren Leistungen). 


2.3 Zulässige Formate einer E-Rechnung 


21 E-Rechnungen können sowohl in einem rein strukturierten als auch in einem hybriden Format 


erstellt werden. Ein zulässiges elektronisches Rechnungsformat muss insbesondere gewährleis-


ten, dass die Rechnungspflichtangaben nach § 14 Absatz 4 UStG elektronisch übermittelt und 


ausgelesen werden können. Die Verwendung von strukturierten Rechnungsformaten, die auf 


der Norm EN 16931 (siehe Rn. 24) beruhen, ist immer zulässig. Daneben können unter be-


stimmten Voraussetzungen auch andere Rechnungsformate verwendet werden (z. B. EDI-Ver-


fahren nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über 


die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches, ABl. L 338 vom 28. Dezember 


1994, S. 98, vgl. auch Rn. 29 und 30). Welches – zulässige – Format verwendet wird, ist eine 


zivilrechtliche Frage, die nur zwischen den Vertragsparteien zu entscheiden ist. 
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 Insbesondere Rechnungen nach dem XStandard (vgl. Rn. 25) und nach dem ZUGFeRD-Format 


(vgl. Rn. 26) ab Version 2.0.1 stellen grundsätzlich eine Rechnung in einem strukturierten 


elektronischen Format dar, die der europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung 


und der Liste der entsprechenden Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU entspricht. Rech-


nungen in diesen beiden Formaten können nach dem 31. Dezember 2024 die neuen umsatzsteu-


erlichen Anforderungen für eine E-Rechnung erfüllen.  


23 Beispiele für zulässige europäische elektronische Rechnungsformate 


 Die Verwendung elektronischer Rechnungsformate ist nicht auf nationale Formate beschränkt, 


sofern diese der europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und der Liste der 


entsprechenden Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU entsprechen. Für die elektronische 


Abrechnung inländischer B2B-Umsätze kommt insofern auch eine Verwendung von weiteren 


europäischen Rechnungsformaten nach dem vorbezeichneten Standard in Betracht, z. B. 


FatturaPA (Italien) oder auch Factur-X (Frankreich).  


2.3.1 E-Rechnung nach den Vorgaben der Richtlinie 2014/55/EU vom 16. April 2014 in 


einem rein strukturierten elektronischen Format 


24 Eine E-Rechnung liegt nach § 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 1 UStG insbesondere dann vor, 


wenn sie den Vorgaben der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 


vom 16. April 2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen ent-


spricht. Die Vorgaben der genannten Richtlinie – die ursprünglich für die Rechnungsstellung 


an die öffentliche Verwaltung (B2G-Bereich) erlassen worden ist – sind von dem CEN (Comité 


Européen de Normalisation, Europäisches Komitee für Normung) mit der europäischen Norm 


EN 16931 technisch umgesetzt worden. Die Norm wurde mittlerweile an die Bedürfnisse von 


Unternehmen der Privatwirtschaft (B2B-Bereich) angepasst und wird laufend weiterentwickelt. 


Eine solche E-Rechnung ist als reines semantisches Datenformat konzipiert und ermöglicht, 


Rechnungsdaten direkt und ohne Medienbruch in die verarbeitenden Systeme zu importieren. 


Sie basiert auf einem XML-Format, das in erster Linie der maschinellen Verarbeitung dient, 


und eignet sich nicht für eine Sichtprüfung durch das menschliche Auge. Durch den Einsatz 


von Visualisierungsprogrammen kann der XML-Datensatz allerdings für den Menschen lesbar 


dargestellt werden.  
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die E-Rechnung vor. In Deutschland wurde auf Grundlage der Normenreihe EN 16931 der 


Standard XRechnung als rein strukturiertes Format (im Unterschied zu einem hybriden Format, 


vgl. Rn. 26) auf Basis des semantischen Kernmodells entwickelt. Der Standard XRechnung 


berücksichtigt nationale Besonderheiten und stellt somit eine anerkannte nationale Umsetzung 


der Norm EN 16931 dar. Neben dem Kern-Datenmodell stellt der Standard XRechnung auch 


eine Erweiterung (sogenannte Extension XRechnung) zur Verfügung, um z. B. branchenbezo-


gene Anforderungen berücksichtigen zu können, ohne das Kern-Datenmodell für alle Anwen-


der erweitern zu müssen. Die umsatzsteuerrechtlichen Pflichtangaben sind im Kern-Datenmo-


dell enthalten. 


2.3.2 Hybride Formate 


26 Neben rein strukturierten E-Rechnungen können auch hybride Rechnungsformate die Voraus-


setzungen an eine E-Rechnung erfüllen. Ein hybrides Format besteht neben dem strukturierten 


Datenteil (z. B. XML-Datei) auch aus einem menschenlesbaren Datenteil (z. B. PDF-Doku-


ment). Beide Datenteile sind in einer Datei zusammengefasst. Beispielsweise fällt das Format 


ZUGFeRD unter die hybriden Rechnungsformate. Während das ursprüngliche ZUGFeRD-For-


mat noch nicht auf der Norm EN 16931 beruhte, ist dies ab der Version 2.0.1 der Fall, weshalb 


eine ZUGFeRD-Rechnung ab dieser Version die Anforderungen an eine E-Rechnung erfüllt. 


27 Rechnungsdaten, die in einem strukturierten elektronischen Format (z. B. XML-Datei) über-


mittelt werden, sind in diesem Datenformat grundsätzlich nicht menschenlesbar, sondern erst 


nach einer Konvertierung. Nach der bisherigen Verwaltungsauffassung erforderte das Merkmal 


„Lesbarkeit“, dass die Rechnung für das menschliche Auge lesbar ist. Bisher gingen bei einem 


hybriden Format, im Falle einer Abweichung zwischen elektronischer Information und dem für 


das menschliche Auge lesbaren Bildteil, der letztere Teil vor. Mit Einführung der obligatori-


schen E-Rechnung kehrt sich dieses Verhältnis um. „Lesbar“ bezieht sich nunmehr darauf, dass 


die Datei maschinenlesbar sein muss (siehe auch Rn. 5). Bei einem hybriden Format bilden die 


im XML-Format vorliegenden Rechnungsdaten den führenden Teil. Im Fall von Abweichun-


gen zwischen den strukturierten Rechnungsdaten und den sonstigen Informationen gehen die 


Daten des strukturierten Teils denen der Bilddatei vor. An der grundsätzlichen Zulässigkeit 


eines hybriden Formats ändert dies aber nichts. 
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§§ 14, 14a UStG, handelt es sich bei dem Bildteil um ein inhaltlich identisches Mehrstück (vgl. 


auch Abschnitt 14c.1 Absatz 4 UStAE). Enthält der Bildteil dagegen abweichende Rechnungs-


angaben (z. B. aufgrund manipulativer Eingriffe eine andere Leistungsbeschreibung oder einen 


abweichenden Umsatzsteuerbetrag), stellt er ggf. eine weitere (sonstige) Rechnung dar, für die 


die Voraussetzungen des § 14c UStG zu prüfen sind. 


2.3.3 Andere Formate 


29 Das strukturierte elektronische Format einer E-Rechnung kann auch zwischen Rechnungsaus-


steller und Rechnungsempfänger vereinbart werden (§ 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 UStG) 


und damit von den Vorgaben der Norm EN 16931 abweichen. Voraussetzung hierfür ist, dass 


das Format die richtige und vollständige Extraktion der nach dem UStG erforderlichen Anga-


ben aus der E-Rechnung in ein Format ermöglicht, das der Norm EN 16931 entspricht oder mit 


dieser interoperabel ist. Diese Regelung ermöglicht auch die Weiternutzung bereits etablierter 


elektronischer Rechnungsformate (z. B. EDI-Verfahren wie EDIFACT) auch über die in Rn. 54 


und 56 beschriebenen Übergangsfristen hinaus. 


30 Interoperabel bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die umsatzsteuerrechtlich geforderten 


Informationen aus der Ursprungsdatei (Extraktion der Daten aus dem verwendeten Rechnungs-


format) ohne Informationsverlust in das Zielformat (entsprechend der Norm EN 16931) umge-


wandelt werden können. Ein Informationsverlust liegt vor, wenn sich der Inhalt oder die Be-


deutung einer Information ändert oder diese nicht mehr erkennbar ist. 


3. Besondere Fragen 


3.1. Umfang einer E-Rechnung  


31 Voraussetzung für eine E-Rechnung ist u. a., dass sie eine elektronische Verarbeitung ermög-


licht. Dies bedeutet, dass für eine ordnungsmäßige Rechnung alle umsatzsteuerrechtlichen 


Pflichtangaben nach §§ 14, 14a UStG im strukturierten Teil der E-Rechnung enthalten sein 


müssen. Hinsichtlich der Leistungsbeschreibung gilt, dass die im strukturierten Teil der 


E-Rechnung enthaltenen Angaben eine eindeutige Identifizierung der abgerechneten Leistung 


ermöglichen müssen, jedoch können ergänzende Angaben in einem in die E-Rechnung inte-


grierten Anhang aufgenommen werden. 
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32 Die Übermittlung einer E-Rechnung muss in elektronischer Form erfolgen. Für die Übermitt-


lung von E-Rechnungen kommen beispielsweise der Versand per E-Mail, die Bereitstellung der 


Daten mittels einer elektronischen Schnittstelle oder die Möglichkeit des Downloads über ein 


(Kunden-)Portal in Betracht.  


33 Es steht dem Unternehmer frei, sich zur Erstellung oder Übermittlung von E-Rechnungen ex-


terner Dienstleister zu bedienen. In diesem Fall hat der leistende Unternehmer sicherzustellen, 


dass der externe Dienstleister die Einhaltung der sich aus den §§ 14, 14a UStG ergebenden 


formalen Voraussetzungen gewährleistet. 


 


34 Es ist unschädlich, wenn die Datei zu einer E-Rechnung mehrfach übersandt wird, solange es 


sich um dieselbe Rechnung handelt und die Übermittlung nur als inhaltlich identisches Mehr-


stück erfolgt (vgl. Abschnitt 14c.1 Absatz 4 UStAE). 


35 Die Übergabe der XML-Datei auf einem externen Speichermedium (z. B. USB-Stick) erfüllt 


nicht die Voraussetzungen der Übermittlung in elektronischer Form. Es handelt sich daher al-


lenfalls um eine sonstige Rechnung.  


36 Ab dem 1. Januar 2025 besteht für inländische Unternehmer die Notwendigkeit, eine E-Rech-


nung empfangen zu können. Hierfür reicht es aus, wenn der Rechnungsempfänger ein E-Mail-


Postfach zur Verfügung stellt. Die Beteiligten können abweichend hiervon andere elektronische 


Übermittlungswege vereinbaren. 


37 Verweigert der Rechnungsempfänger die Annahme einer E-Rechnung bzw. ist er technisch 


hierzu nicht in der Lage, hat er kein Anrecht auf eine alternative Ausstellung einer sonstigen 


Rechnung durch den Rechnungsaussteller. In diesem Fall gelten die umsatzsteuerrechtlichen 


Pflichten des Rechnungsausstellers auch als erfüllt, wenn er eine E-Rechnung ausgestellt und 


sich nachweislich um eine ordnungsgemäße Übermittlung bemüht hat. 


3.3. Verträge als Rechnung 


38 Verträge sind als Rechnung anzusehen, soweit sie nach § 14 Absatz 4 UStG erforderlichen An-


gaben enthalten. Sofern eine Pflicht zur Ausstellung einer E-Rechnung bei einem 







 


Seite 12  Dauerschuldverhältnis (z. B. Mietverhältnis) besteht, ist es ausreichend, wenn für den ersten 


Teilleistungszeitraum eine E-Rechnung ausgestellt wird, welcher der zugrundeliegende Vertrag 


als Anhang beigefügt wird, oder sich aus dem sonstigen Inhalt klar ergibt, dass es sich um eine 


Dauerrechnung handelt. 


39 Für Dauerschuldverhältnisse ist spätestens bis zum Auslaufen der vom Rechnungsaussteller 


angewendeten Übergangsregelung nach § 27 Absatz 38 UStG eine initiale E-Rechnung nach 


vorstehender Regelung zu erteilen. Dies gilt auch für Dauerschuldverhältnisse, die vor dem 


1. Januar 2025 begründet worden sind. 


3.4. Berichtigung 


40 Der Rechnungsaussteller kann die ausgestellte E-Rechnung berichtigen. Für eine Rechnungs-


berichtigung gelten nach § 31 Absatz 5 Satz 3 UStDV die gleichen Anforderungen an Form 


und Inhalt wie in § 14 UStG. Daher muss die Berichtigung einer E-Rechnung ebenfalls in der 


für diese vorgeschriebenen Form (unter Verwendung des entsprechenden Dokumententyps) er-


folgen. Eine Übermittlung der fehlenden oder unzutreffenden Angaben in einer anderen Form 


ist nicht ausreichend. Eine wirksame Berichtigung wirkt unter den übrigen Voraussetzungen 


auf den Zeitpunkt der Ausstellung der ursprünglichen E-Rechnung zurück (vgl. BMF-Schrei-


ben vom 18. September 2020, BStBl I S. 976). Zum Vorsteuerabzug aus einer nicht berichtig-


ten E-Rechnung siehe Rn. 45 bis 50. 


41 In Fällen der Änderung der Bemessungsgrundlage ist auch bei einer E-Rechnung eine Berich-


tigung des Steuerbetrags in der ursprünglichen Rechnung nicht erforderlich. Die Belegaus-


tauschpflicht in den in § 17 Absatz 4 UStG bezeichneten Fällen bleibt hiervon unberührt. 


3.5 Juristische Personen des öffentlichen Rechts 


42 Für die Pflicht zur Erteilung einer E-Rechnung ist es unerheblich, ob die Leistung auf zivil-


rechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Grundlage ausgeführt wird, solange über eine umsatz-


steuerbare Lieferung oder sonstige Leistung abgerechnet wird. Unabhängig von einer Ver-


pflichtung z. B. nach der ERechV unterliegen daher auch juristische Personen des öffentlichen 


Rechts (jPöR) unter den übrigen Voraussetzungen der umsatzsteuerrechtlichen Pflicht zur Aus-


stellung und der Notwendigkeit zum Empfang einer E-Rechnung. 


43 Wird eine Leistung zu einem Teil im Rahmen des Unternehmens und zu einem anderen Teil 


aus dem nichtwirtschaftlichen Bereich i. e. S. einer jPöR ausgeführt, handelt es sich nicht um 







 


Seite 13  eine einheitliche Leistung, sondern um zwei umsatzsteuerrechtlich selbstständig zu beurtei-


lende Vorgänge (vgl. auch Abschnitt 15.2c Absatz 4 UStAE). Besteht für die im Rahmen des 


Unternehmens ausgeführte Leistung die Pflicht zur Ausstellung einer E-Rechnung und werden 


diese beiden Leistungen in einer Rechnung abgerechnet, ist die Rechnung insgesamt als E-


Rechnung zu erteilen. 


44 Unabhängig von der Höhe des in Anspruch zu nehmenden Vorsteuerabzugs ist bei Vorliegen 


der Voraussetzungen eine E-Rechnung an eine jPöR zu erteilen. Dies gilt ausdrücklich auch 


dann, wenn die Lieferung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 UStG nicht als für das Unternehmen be-


zogen gilt oder die sonstige Leistung zu einem äußerst geringen Anteil für den unternehmeri-


schen Bereich bezogen wird (z. B. 1,2 Prozent). 


4. E-Rechnung und Vorsteuerabzug 


45 Sofern nach § 14 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. § 27 Absatz 38 UStG eine Verpflichtung zur Aus-


stellung einer E-Rechnung besteht, erfüllt nur eine solche dem Grunde nach die Anforderungen 


der §§ 14, 14a UStG. Eine sonstige Rechnung erfüllt in diesen Fällen nicht die gesetzlichen 


Anforderungen an eine ordnungsmäßige Rechnung.  


46 Ein Rechnungsaussteller kann sich bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 


auf die Angabe des Leistungsempfängers verlassen, ob dieser ein inländischer Unternehmer ist 


oder nicht, sofern ihm keine gegenteiligen Informationen vorliegen. 


47 Bestand eine Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rechnung und wird stattdessen eine sons-


tige Rechnung i. S. v. § 14 Absatz 1 Satz 4 UStG ausgestellt, handelt es sich nicht um eine 


ordnungsmäßige Rechnung i. S. v. §§ 14, 14a UStG. Folglich berechtigt die ausgestellte Rech-


nung dem Grunde nach nicht zum Vorsteuerabzug nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 UStG.  


48 War der Rechnungsersteller tatsächlich zur Ausstellung einer E-Rechnung verpflichtet, kann 


eine stattdessen ausgestellte sonstige Rechnung nach Abschnitt 15.2a Absatz 7 UStAE durch 


Ausstellen einer E-Rechnung berichtigt werden. Die E-Rechnung muss durch eine spezifische 


und eindeutige Bezugnahme auf die ursprüngliche Rechnung zum Ausdruck bringen, dass es 


sich um eine berichtigte Rechnung handelt. Eine solche Berichtigung wirkt unter den übrigen 


Voraussetzungen auf den Zeitpunkt der Ausstellung der sonstigen Rechnung zurück, auch wenn 


der Vorsteuerabzug nach Rn. 47 zunächst nicht möglich gewesen ist. 
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49 Erfolgt keine Rechnungsberichtigung durch nachträgliches Ausstellen einer E-Rechnung, kann 


auch aus einer sonstigen Rechnung unter Anlegung eines strengen Maßstabes ein Vorsteuerab-


zug möglich sein, sofern die Finanzverwaltung über sämtliche Angaben verfügt, um die mate-


riellen Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug (ein Unternehmer erbringt an einen anderen 


Unternehmer eine Leistung, die dessen der Umsatzsteuer unterliegenden Umsätzen dienen und 


für die die Umsatzsteuer tatsächlich entrichtet wurde) zu überprüfen. Die in einer sonstigen 


Rechnung enthaltenen Angaben sind im Hinblick auf den Vorsteuerabzug als mögliche objek-


tive Nachweise i. S. v. Abschnitt 15.2a Absatz 1a UStAE zu berücksichtigen. 


50 Im Übrigen wird alleine wegen der Ausstellung der Rechnung im falschen Format der Vorsteu-


erabzug nicht beanstandet, sofern der Rechnungsempfänger anhand der ihm vorliegenden In-


formationen davon ausgehen konnte, dass der Rechnungsaussteller die Übergangsregelungen 


nach § 27 Absatz 38 UStG in Anspruch nehmen konnte. 


5. Aufbewahrung


51 Der strukturierte Teil einer E-Rechnung ist so aufzubewahren, dass dieser in seiner ursprüngli-


chen Form vorliegt und die Anforderungen an die Unveränderbarkeit erfüllt werden. Eine ma-


schinelle Auswertbarkeit seitens der Finanzverwaltung muss sichergestellt sein. Sofern in ei-


nem zusätzlichen übersandten Dokument Aufzeichnungen enthalten sind, die für die Besteue-


rung von Bedeutung sind, z. B. Buchungsvermerke, sind diese ebenfalls so aufzubewahren, 


dass diese in ihrer ursprünglichen Form vorliegen und die Anforderungen an die Unveränder-


barkeit erfüllt werden. Wegen der Einzelheiten hierzu siehe BMF-Schreiben vom 28. Novem-


ber 2019, BStBl I S. 1269, Rn. 131 und 133. 


52 Hinsichtlich der Aufzeichnungspflicht für sonstige Rechnungen (siehe Rn. 6) wird auf das 


BMF-Schreiben vom 28. November 2019, BStBl I S. 1269, Rn. 130 ff. verwiesen. 


III. Übergangsregelungen


53 Zu der in § 14 Absatz 1 und 2 UStG normierten Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rech-


nung gelten nach § 27 Absatz 38 UStG verschiedene Übergangsregelungen, nach denen der 


Rechnungsaussteller unter bestimmten Voraussetzungen dennoch eine sonstige Rechnung 


ausstellen kann.  
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Hinsichtlich des Empfangs einer E-Rechnung gilt keine Übergangsregelung, er ist somit vom 


1. Januar 2025 an durch den Rechnungsempfänger zu gewährleisten (siehe auch Rn. 36).


54 Bis zum Ablauf des Kalenderjahres 2026 kann eine Rechnung für einen bis dahin ausgeführten 


Umsatz auch als sonstige Rechnung (siehe Rn. 6) ausgestellt und übermittelt werden. Die Aus-


stellung und Übermittlung einer Papierrechnung ist bis dahin umsatzsteuerlich immer zulässig. 


Die Zustimmung des Empfängers zu der Rechnungserteilung in einem anderen elektronischen 


Format (vgl. Rn. 17) bedarf keiner besonderen Form. Es muss lediglich Einvernehmen zwi-


schen Rechnungsaussteller und Rechnungsempfänger über das zu verwendende Format beste-


hen. Die Zustimmung kann etwa in Form von einer Rahmenvereinbarung (z. B. in den Allge-


meinen Geschäftsbedingungen) oder konkludent erfolgen.  


55 Hat der Gesamtumsatz i. S. v. § 19 UStG des rechnungsausstellenden Unternehmers im voran-


gegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 800.000 Euro betragen, kann eine Rechnung bis zum 


Ablauf des Kalenderjahres 2027 für einen bis dahin ausgeführten Umsatz ebenfalls noch als 


sonstige Rechnung ausgestellt und übermittelt werden. Die Grenze von 800.000 Euro gilt un-


abhängig davon, ob der Rechnungsaussteller seine Umsätze nach den Regelungen für die Soll-


Versteuerung (§ 16 UStG) oder für die Ist-Versteuerung (§ 20 UStG) ermittelt. In Fällen der 


umsatzsteuerrechtlichen Organschaft ist auf den Umsatz des gesamten Organkreises abzustel-


len. Erfolgt die Rechnungserteilung in Form einer Gutschrift (§ 14 Absatz 2 Satz 5 UStG), ist 


auf den Gesamtumsatz des Gutschriftausstellers abzustellen. Wird die Rechnung durch einen 


nicht am Leistungsaustausch beteiligten Dritten ausgestellt, ist der Gesamtumsatz des Auftrag-


gebers maßgeblich.  


56 Bis zum Ablauf des Kalenderjahres 2027 kann die Rechnungsausstellung und -übermittlung 


– vorbehaltlich der Zustimmung des Empfängers – für einen bis dahin ausgeführten Umsatz


auch mittels elektronischem Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG 


der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Da-


tenaustausches (ABl. L 338 vom 28. Dezember 1994, S. 98) erfolgen, wenn die Rechnung nicht 


ohnehin bereits die Anforderungen des § 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 1 oder Nummer 2 UStG 


erfüllt. 


IV. Änderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses


57 Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, wird mit 


einem gesonderten BMF-Schreiben an die obigen Ausführungen angepasst. 







Seite 16 V. Anwendungsregelung


58 Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf alle Umsätze anzuwenden, die nach dem 31. De-


zember 2024 ausgeführt werden.  


Das BMF-Schreiben vom 2. Juli 2012, BStBl I S. 726, wird mit Ablauf des 31. Dezember 


2024 aufgehoben. 


Schlussbestimmung 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 



https://www.bundesfinanzministerium.de/






 


Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  


 
 


   
 


  


     
      
 


   
 


  
 


   
 


    


    
     


    


    
    


   
 


   


   
   


  


 
   


 


 
  


  


   


  


  


  


  


   


  


POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  
 
Bundesfinanzakademie im  
Bundesministerium der Finanzen 


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 14. Juni 2024 


BETREFF   Grundsätze zur  Anwendung  des Steueroasen-Abwehrgesetzes  


GZ   IV B 5  - S 1308/22/10008 :004  
DOK   2024/0299051  


 (bei Antwort bitte GZ und DOK  angeben)  


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für die Anwendung des Steueroasen-Abwehrgesetzes (StAbwG) Folgendes: 


Inhaltsverzeichnis 
I. Umsetzung der Maßnahmen der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) .. 3 


II. Nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete und Ansässigkeit ................................................ 3 


III. Anwendungsbereich ......................................................................................................... 4 


1. Persönlicher Anwendungsbereich .................................................................................. 4 


2. Sachlicher Anwendungsbereich ..................................................................................... 4 


3. Zeitlicher Anwendungsbereich....................................................................................... 4 


a) Allgemeines ................................................................................................................ 4 


b) Anwendung des § 8 StAbwG ..................................................................................... 5 


c) Anwendung des § 11 StAbwG ................................................................................... 5 


www.bundesfinanzministerium.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.bundesfinanzministerium.de





 
  


  


  


   


   


  


  


    


  


  


   


 
  


    


  
  


    


     


   


  


 


    


  


 
      


    


  


   


  


  


  


  


Seite 2 


IV. Betroffene Geschäftsvorgänge, § 7 StAbwG ...................................................................5 


V. Abwehrmaßnahmen.........................................................................................................10 


1. Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs, § 8 StAbwG ..................10 


2. Verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung, § 9 StAbwG...............................................12 


3. Quellensteuermaßnahmen, § 10 StAbwG ....................................................................12 


a) Allgemeines ..............................................................................................................12 


b) Einzelne Tatbestände, § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG..............................................14 


aa) Finanzierungsbeziehungen.................................................................................14 


aaa) Allgemeines...............................................................................................14 


bbb) Inhaberschuldverschreibungen und vergleichbare Schuldtitel .................16 


bb) Versicherungs- und Rückversicherungsprämien, § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 StAbwG ..........................................................................................17 


cc) Dienstleistungen, § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG.............................18 


dd) Handel mit Waren oder Dienstleistungen, § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 StAbwG ..........................................................................................21 


ee) Registerfälle, § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG...................................22 


c) Weitere Voraussetzungen, § 10 Absatz 1 Satz 2 StAbwG.......................................23 


d) Rechtsfolgen, § 10 Absatz 2 StAbwG......................................................................24 


aa) Allgemeines .......................................................................................................24 


bb) Nettovereinbarung .............................................................................................24 


cc) Haftung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 5 EStG)....................................24 


dd) Nachforderungsbescheid gegenüber dem Vergütungsschuldner.......................24 


ee) Nachforderung gegenüber dem Vergütungsgläubiger, 
§ 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 5 Satz 6 EStG analog ....25 


ff) Steuerbescheinigung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 7 EStG) ................25 


4. Versagung der Steuerbefreiung für Dividenden und Veräußerungsgewinne, 
§ 11 StAbwG ................................................................................................................26 


5. Verhältnis der Abwehrmaßnahmen untereinander .......................................................27 


6. Gesteigerte Mitwirkungspflichten, § 12 StAbwG........................................................28 


VI. Verhältnis zu anderen Regelungen.................................................................................31 


1. Verhältnis von §§ 8, 9 und 10 StAbwG zu § 10 AStG.................................................31 


2. Verhältnis von § 10 StAbwG zu § 2 AStG...................................................................32 







 
  


  


  


   


 


 


  


   


 
  


 


 


    
 


 
   


 


 
 


   


  
 


 
      


 


  


  


Seite 3 


3. Verhältnis von § 11 StAbwG zu § 11 AStG................................................................. 32 


4. Verhältnis des StAbwG zu bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen ................... 32 


5. Verhältnis zu anderen Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzugsverboten ....... 34 


VII. Schlussbestimmungen ................................................................................................... 34 


I. Umsetzung der Maßnahmen der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) 


1 Mit dem StAbwG werden die in der Europäischen Union von der Gruppe Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung) verhandelten und vom Rat gebilligten Verwaltungs- und 
Legislativmaßnahmen im Verhältnis zu solchen Steuerhoheitsgebieten angewendet, die auf 
der EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke (EU-Liste) geführt 
werden. 


II. Nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete und Ansässigkeit 


2 Ein Steuerhoheitsgebiet ist gemäß § 2 Absatz 1 StAbwG nicht kooperativ, wenn es eine der 
Voraussetzungen des § 4 Absatz 1, § 5 Absatz 1 oder § 6 StAbwG erfüllt. Die für die 
Anwendung der §§ 7 bis 12 StAbwG als nicht kooperativ eingestuften Steuerhoheitsgebiete 
werden in der Verordnung zur Durchführung des § 3 des Steueroasen-Abwehrgesetzes 
(Steueroasen-Abwehrverordnung; StAbwV) veröffentlicht. Allein die in der StAbwV 
genannten Hoheitsgebiete sind für die Anwendung der Maßnahmen des StAbwG maßgebend. 
Eine gesonderte Prüfung der §§ 4 bis 6 StAbwG durch die örtlich zuständigen Finanz-
behörden erfolgt nicht. 


3 In § 2 StAbwV werden diejenigen Steuerhoheitsgebiete benannt, welche aufgrund der 
Vorgaben des § 2 Absatz 1 StAbwG nicht kooperativ sind und die gleichzeitig als solche in 
die Anlage I der Schlussfolgerungen des Rates zur überarbeiteten EU-Liste aufgenommen 
wurden. Bei Änderungen wird § 2 StAbwV regelmäßig zum Ende eines Kalenderjahres 
aktualisiert. 


4 Für die Bestimmung der Ansässigkeit für Zwecke des StAbwG ist auf den Wohnsitz 
(§ 8 AO), gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO), Ort der Geschäftsleitung (§ 10 AO) oder den 
Sitz (§ 11 AO) abzustellen. Bei einer doppelten Ansässigkeit in zwei Steuerhoheitsgebieten 
ist das Tatbestandsmerkmal der Ansässigkeit i. S. d. StAbwG erfüllt, wenn eines der 
vorstehend genannten Merkmale im nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet erfüllt ist, vgl. § 2 
Absatz 2 StAbwG. 
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III. Anwendungsbereich  


1. Persönlicher Anwendungsbereich 


5 Die Vorschriften des StAbwG sind auf natürliche Personen, Körperschaften, Personen-
vereinigungen (§ 14a Absatz 2 AO) und Vermögensmassen ungeachtet deren steuerlichen 
Ansässigkeit anzuwenden (§ 1 Absatz 1 StAbwG). 


2. Sachlicher Anwendungsbereich 


6 Das StAbwG ist auf Steuern einschließlich der Steuervergütungen anzuwenden, die durch 
Bundesrecht oder Recht der Europäischen Union geregelt sind und durch Bundesfinanz-
behörden, Landesfinanzbehörden oder Gemeinden verwaltet werden, ausgenommen die 
Umsatzsteuer, einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer, Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und 
Verbrauchsteuern (§ 1 Absatz 2 StAbwG). 


3. Zeitlicher Anwendungsbereich 


 a) Allgemeines 


7 Wird nach § 3 Absatz 1 StAbwG ein Steuerhoheitsgebiet in der StAbwV als nicht 
kooperatives Steuerhoheitsgebiet genannt, finden die im Abschnitt 3 des StAbwG vorge-
sehenen Abwehrmaßnahmen und die gesteigerten Mitwirkungspflichten nach § 12 StAbwG in 
Bezug auf dieses Steuerhoheitsgebiet grundsätzlich ab dem Beginn des Folgejahres des 
Inkrafttretens der StAbwV, in der das betreffende Steuerhoheitsgebiet erstmals aufgenommen 
wurde, Anwendung (§ 3 Absatz 2 Satz 1 StAbwG). 


8 Der Anwendungsbeginn der im Abschnitt 3 des StAbwG vorgesehenen Abwehrmaßnahmen 
erfolgt allerdings stufenweise. Die Abwehrmaßnahmen nach §§ 9 und 10 StAbwG finden ab 
dem Beginn des Folgejahres des Inkrafttretens der StAbwV Anwendung, die das betreffende 
nicht kooperative Steuerhoheitsgebiet erstmalig nennt (§ 3 Absatz 2 Satz 1 StAbwG). So ist 
beispielsweise die StAbwV vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5236) am 
24. Dezember 2021 in Kraft getreten. Damit finden die Abwehrmaßnahmen der §§ 9 
und 10 StAbwG erstmalig ab dem 1. Januar 2022 Anwendung auf Steuerpflichtige, die 
Geschäftsbeziehungen oder Beteiligungsverhältnisse in oder mit Bezug zu den in dieser 
StAbwV genannten nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten unterhalten. Für die 
Maßnahmen der §§ 8 und 11 StAbwG gelten Ausnahmen, wodurch diese erst zu einem 
späteren Zeitpunkt Anwendung finden (§ 3 Absatz 2 Satz 2 StAbwG, vgl. Rn. 11 f.). 


9 Weicht das Wirtschaftsjahr der Person, die Adressat der Abwehrmaßnahme ist, vom 
Kalenderjahr ab, ist insoweit grundsätzlich auf den Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres 
abzustellen (siehe § 3 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 2 StAbwG). Adressaten der §§ 8 
bis 12 StAbwG sind grundsätzlich die im Inland unbeschränkt oder beschränkt steuer-
pflichtigen Personen. Für die erstmalige Anwendung der verschärften Hinzurechnungs-
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besteuerung nach § 9 StAbwG ist im Hinblick auf die Grundsätze der §§ 7 ff. AStG auf das 
Wirtschaftsjahr der ausländischen Zwischengesellschaft abzustellen. In den Fällen des 
§ 10 StAbwG ist die Quellensteuer aufgrund des regelmäßig kalenderjahrgleichen Gewinn-
ermittlungszeitraums für beschränkt Steuerpflichtige bereits ab dem Beginn des Folgejahres 
des Inkrafttretens der StAbwV einzubehalten, die das betreffende nicht kooperative 
Steuerhoheitsgebiet erstmalig nennt. 


10 Wird ein zunächst in der StAbwV aufgeführtes nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet nicht 
länger in dieser genannt, werden die Abwehrmaßnahmen in Bezug auf dieses Steuer-
hoheitsgebiet bereits ab dem 1. Januar dieses Kalenderjahres nicht mehr angewendet (§ 3 
Absatz 3 StAbwG, begünstigende Rückwirkung). 


   b) Anwendung des § 8 StAbwG 


11 Die Abwehrmaßnahme des § 8 StAbwG (Versagung des Betriebsausgaben- bzw. 
Werbungskostenabzugs) findet gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. Absatz 1 Satz 2 StAbwG 
mit Bezug auf ein Steuerhoheitsgebiet erstmals ab dem Beginn des vierten Jahres nach 
Inkrafttreten derjenigen Fassung der StAbwV Anwendung, die das nicht kooperative 
Steuerhoheitsgebiet erstmalig (wieder) aufführt. In Bezug auf die StAbwV 
vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5236) ist dies der 1. Januar 2025. Dabei muss das 
betreffende nicht kooperative Steuerhoheitsgebiet bis zu diesem Zeitpunkt durchgängig in der 
StAbwV genannt werden. 


  c) Anwendung des § 11 StAbwG 


 
  


    
  


 
  


 
 


  


 
  


12 Die Maßnahmen bei Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen nach § 11 StAbwG 
finden gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. Absatz 1 Satz 2 StAbwG mit Bezug auf ein 
bestimmtes Steuerhoheitsgebiet erstmals ab dem Beginn des dritten Jahres nach Inkrafttreten 
derjenigen Fassung der StAbwV Anwendung, die das nicht kooperative Steuerhoheitsgebiet 
erstmalig (wieder) aufführt. In Bezug auf die StAbwV vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5236) ist dies der 1. Januar 2024. Dabei muss das betreffende nicht kooperative 
Steuerhoheitsgebiet bis zu diesem Zeitpunkt durchgängig in der StAbwV genannt werden. 


IV. Betroffene  Geschäftsvorgänge, § 7 StAbwG  


13 Die in Abschnitt 3 des StAbwG vorgesehenen Abwehrmaßnahmen knüpfen gemäß § 7 
Satz 1 StAbwG an Geschäftsbeziehungen oder Beteiligungsverhältnisse in oder mit Bezug zu 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet (Geschäftsvorgänge) an. Ob ein solcher 
Geschäftsvorgang vorliegt, ist unter Berücksichtigung der Voraussetzungen der §§ 8 
bis 12 StAbwG zu bestimmen. Erfasst werden alle Geschäftsvorgänge, die einen Berührungs-
punkt zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet aufweisen. Umfasst sind insbesondere 
Zahlungen, die aus nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten heraus- (Outbound) oder 
hineinfließen (Inbound), vgl. BT-Drs. 19/28901 S. 25. 
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14 Der Begriff Geschäftsbeziehung entspricht grundsätzlich dem des § 1 Absatz 4 AStG 
(BT-Drs. 19/28901 S. 25), d. h., es muss sich um einzelne oder mehrere zusammenhängende 
wirtschaftliche Vorgänge handeln, die Teil einer Tätigkeit sind, auf die die §§ 13, 15, 18 
oder 21 EStG anzuwenden sind. Im Kontext des StAbwG kommt es dabei ausschließlich auf 
die Tätigkeit des Steuerpflichtigen i. S. d. § 7 StAbwG an, der wirtschaftliche Vorgänge zum 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet unterhält; auf eine etwaige Tätigkeit der übrigen an 
den wirtschaftlichen Vorgängen Beteiligten kommt es nicht an. Nicht von Bedeutung ist 
insoweit, ob die Geschäftsbeziehungen zwischen nahestehenden Personen bestehen und ob es 
sich um schuldrechtliche oder gesellschaftsvertragliche Vereinbarungen handelt. 


15 Eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
wird insbesondere dann unterhalten, wenn einer der an der Geschäftsbeziehung Beteiligten in 
diesem Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. So ist beispielsweise bei Versicherungsverhältnissen 
auf die Ansässigkeit der Vertragsparteien (Versicherungsgeber und Versicherungsnehmer) 
und nicht auf die Risikobelegenheit abzustellen. Treten Kreditinstitute als Zahlungsabwickler 
bzw. Dienstleister auf (z. B. Ausführung einer Überweisung in ein nicht kooperatives 
Steuerhoheitsgebiet oder Erwerb eines Wertpapiers aus einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet), liegen regelmäßig für das Kreditinstitut als Zahlungsabwickler keine 
Geschäftsvorgänge in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet vor, 
wenn der Vertragspartner (Kunde) außerhalb eines nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiets 
ansässig ist. 


Beispiel 1: 
Das inländische Unternehmen A erwirbt eine Maschine von der in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen Gesellschaft X. Zur Finanzierung der 
Maschine nimmt A ein Darlehen von einem inländischen Kreditinstitut auf. 


Der Erwerb der Maschine stellt eine Geschäftsbeziehung i. S. v. § 7 StAbwG dar. Das 
Darlehen zur Finanzierung der Maschine hat dagegen keinen ausreichenden Bezug zu 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet und ist daher keine Geschäftsbeziehung, 
die von § 7 StAbwG erfasst wird. 


16 Erfasst sind nach § 7 Satz 2 StAbwG auch anzunehmende schuldrechtliche Beziehungen 
i. S. d. § 1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 AStG sowie Vorgänge, die auf einer gesellschafts-
rechtlichen Vereinbarung beruhen. 


17 Ein Steuerpflichtiger i. S. d. § 7 StAbwG kann auch eine rechtsfähige Personenvereinigung 
nach § 14a Absatz 2 AO sein (vgl. Rn. 5). Danach kann insbesondere eine rechtsfähige 
Personengesellschaft Geschäftsvorgänge in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet unterhalten. Entsprechende Geschäftsvorgänge können auch über 
Betriebsstätten unterhalten werden. 







 
  


 
 


 
 


 
 


 
 


  
 


 
 


 
 


 
 


 


  
 


 
 


 
 


 
 


 
  


 
 


 


Seite 7 


Beispiel 2: 
Die in einem ausländischen kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen natürlichen 
Personen A und B sind Mitunternehmer einer inländischen Personengesellschaft. Im 
Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit bezieht die Personengesellschaft Waren von 
einer Körperschaft, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. 


Es liegt eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet i. S. v. § 7 StAbwG vor. Die Personengesellschaft ist als 
Vergütungsschuldnerin (Rn. 40 des BMF-Schreibens vom 25. November 2010, BStBl I 
S. 1350) nach Maßgabe des § 10 Absatz 1 Nummer 4 StAbwG zum Einbehalt und zur 
Abführung der Quellensteuer verpflichtet. 


Beispiel 3: 
Eine ausländische Personengesellschaft unterhält eine Betriebsstätte in Deutschland. 
Die Mitunternehmer der ausländischen Personengesellschaft sind nicht im Inland 
ansässig. Es werden Waren für die in Deutschland belegene Betriebsstätte aus einem 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet bezogen. 


Es liegt eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet i. S. v. § 7 StAbwG vor. Die ausländische Personengesellschaft ist 
als Vergütungsschuldnerin (Rn. 40 des BMF-Schreibens vom 25. November 2010, 
a. a. O.) nach Maßgabe des § 10 Absatz 1 Nummer 4 StAbwG zum Einbehalt und zur 
Abführung der Quellensteuer verpflichtet. 


Beispiel 4: 
A ist Mitunternehmer einer inländischen Personengesellschaft. Er erwirbt 
Wirtschaftsgüter aus einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet, die seinem 
Sonderbetriebsvermögen zuzurechnen sind. 


Es liegt eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet i. S. v. § 7 StAbwG vor. A ist als Vergütungsschuldner nach 
Maßgabe des § 10 Absatz 1 Nummer 4 StAbwG zum Einbehalt und zur Abführung der 
Quellensteuer verpflichtet. 


Beispiel 5: 
Die inländische A GmbH unterhält eine Betriebsstätte in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet. Für diese Betriebsstätte werden Waren in dem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet bezogen. 
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Es liegt eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet i. S. v. § 7 StAbwG vor. Ein etwaig bestehendes Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) mit dem nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebiet schließt die Anwendung der Abwehrregelungen des StAbwG nicht aus und 
berührt keine deutschen Besteuerungsrechte (§ 1 Absatz 3 StAbwG, vgl. Rn. 95 ff.). 
Die A GmbH ist als Vergütungsschuldnerin nach Maßgabe des § 10 Absatz 1 
Nummer 4 StAbwG zum Einbehalt und zur Abführung der Quellensteuer verpflichtet. 


Beispiel 6: 
Die im Inland ansässige A GmbH erhält ein Darlehen von einer in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen Personengesellschaft, die sowohl im 
Inland als auch im betreffenden Steuerhoheitsgebiet als steuerlich transparent 
behandelt wird. Einer der beiden zu gleichen Teilen an der Personengesellschaft 
beteiligten ausländischen Gesellschafter ist in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet ansässig.  


Die A GmbH unterhält in Gestalt des Darlehensvertrags mit der Personengesellschaft 
eine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebiet. Soweit die Zinszahlungen auf den in einem nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebiet ansässigen Gesellschafter der Personengesellschaft entfallen (= zu einem 
Anteil von 50 %), führen diese nach Maßgabe des § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 StAbwG zu beschränkt steuerpflichtigen Einkünften des Gesellschafters; 
insoweit ist die A GmbH als Vergütungsschuldnerin zum Steuerabzug verpflichtet. 
Soweit die Zinszahlungen auf den anderen Gesellschafter entfallen (= zu einem Anteil 
von 50 %), begründen diese keine beschränkte Steuerpflicht nach § 10 StAbwG. 
Insoweit greift jedoch bei der A GmbH ein Betriebsausgabenabzugsverbot nach 
§ 8 StAbwG. 


18 Allein die Ansässigkeit der Teilhaber einer rechtsfähigen Personenvereinigung nach § 14a 
Absatz 2 AO oder eines strukturell vergleichbaren Rechtsträgers nach ausländischem Recht in 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet führt nicht dazu, dass ein Geschäftsvorgang in 
oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet i. S. d. § 7 StAbwG vorliegt. 


Beispiel 7: 
Die im Inland ansässige A GmbH erhält ein Darlehen von einer niederländischen 
Personengesellschaft, die sowohl im Inland als auch in den Niederlanden als 
steuerlich transparent behandelt wird. Die A GmbH leistet Zinszahlungen. Einer der 
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beiden zu gleichen Teilen an der Personengesellschaft beteiligten ausländischen 
Gesellschafter ist in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig. 


Die A GmbH unterhält keine Geschäftsbeziehung in oder mit Bezug zu einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet, da die niederländische Personengesellschaft als 
Vertragspartnerin der Steuerpflichtigen nicht in einem nicht kooperativen Steuer-
hoheitsgebiet ansässig ist. Auf die Ansässigkeit der Gesellschafter kommt es nicht an. 
Für die A GmbH besteht weder die Verpflichtung zum Quellensteuereinbehalt nach 
§ 10 StAbwG noch unterliegen die Zinszahlungen dem Betriebsausgabenabzugsverbot 
nach § 8 StAbwG. 


19 Öffentlich-rechtliche Leistungspflichten sowie mit diesen in einem engen sachlichen 
Zusammenhang stehende, obligatorische und nicht abdingbare Nutzungs- und 
Dienstleistungsbeziehungen begründen keine Geschäftsbeziehungen i. S. d. § 7 StAbwG. 


Beispiel 8: 
In dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet P befindet sich ein Schifffahrtskanal. 
Für die Nutzung des Kanals wird von der Kanalbehörde ein Nutzungsentgelt für das 
Durchfahren des Kanals oder eine Gebühr für die Ausstellung einer Durchfahrts-
genehmigung in Höhe von 100.000 US-Dollar erhoben. Die Durchfahrt ist nur mit der 
Unterstützung beim Manövrieren durch Schlepper zulässig, wofür ein Entgelt von 
10.000 US-Dollar anfällt. Ein Schiff der in Deutschland ansässigen Reederei A 
durchfährt den Kanal und entrichtet die Gebühr an die Kanalbehörde sowie das 
Entgelt an das Schlepperunternehmen. 


Es liegen keine Geschäftsbeziehungen i. S. d. § 7 StAbwG vor. 


20 Beteiligungsverhältnisse in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
sind gegeben, wenn die Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
i. S. d. §§ 1, 3 KStG, an der eine Beteiligung besteht, in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. Dies gilt auch dann, wenn die Beteiligung über einen 
vermittelnden in- oder ausländischen Rechtsträger besteht (mittelbare Beteiligung). 
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V. Abwehrmaßnahmen  


  1. Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs, § 8 StAbwG 


21 Nach § 8 Satz 1 StAbwG dürfen Aufwendungen aus Geschäftsvorgängen i. S. d. § 7 StAbwG 
die Einkünfte nicht mindern. Auf einen mittelbaren oder unmittelbaren wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit Erträgen aus Geschäftsvorgängen i. S. d. § 7 StAbwG kommt es nicht an. 
Von § 8 Satz 1 StAbwG werden Aufwendungen i. S. v. § 4 Absatz 4 EStG bzw. § 9 
Absatz 1 EStG erfasst. Zu diesen Aufwendungen gehören auch Absetzungen für Abnutzung, 
Teilwertabschreibungen und Buchwertabgänge von Wirtschaftsgütern des Anlage- und 
Umlaufvermögens. Es wird nicht beanstandet, wenn Teilwertzuschreibungen bei der 
Ermittlung des steuerlichen Gewinns spiegelbildlich durch außerbilanzielle Abrechnung außer 
Ansatz bleiben, soweit vorangegangene Teilwertabschreibungen dem Abzugsverbot nach 
§ 8 StAbwG unterlegen haben. Zum Verhältnis des § 8 StAbwG zu anderen Abzugs-
beschränkungen vgl. Rn. 99. 


Beispiel 9: 
Die in Deutschland ansässige A GmbH gewährt einer Person, die in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist, im Jahr 01 ein Darlehen. Der Nennwert 
des Darlehens beträgt 100.000 €. Im Jahr 02 sind die Voraussetzungen für den Ansatz 
eines niedrigeren Teilwerts der Darlehensforderung bei der A GmbH gegeben 
(Teilwert 80.000 €). Im Jahr 04 beträgt der Teilwert der Darlehensforderung 
unstreitig 50.000 €. Im Jahr 05 liegt keine dauernde Wertminderung mehr vor. Das 
nicht kooperative Steuerhoheitsgebiet wird im Jahr 00 erstmals in der StAbwV 
aufgeführt (Inkrafttreten im Jahr 00). 


Die Darlehenshingabe stellt eine Geschäftsbeziehung in Bezug zu einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet dar. Die Teilwertabschreibung im Jahr 02 unterliegt 
wegen § 3 Absatz 2 StAbwG (vgl. Rn. 11) nicht dem Abzugsverbot des § 8 StAbwG. 
Die Teilwertabschreibung im Jahr 04 (30.000 €) ist hingegen nach § 8 StAbwG 
außerbilanziell hinzuzurechnen. Es wird nicht beanstandet, wenn der Ertrag aus der 
Teilwertzuschreibung im Jahr 05 korrespondierend in Höhe von 30.000 € durch eine 
außerbilanzielle Kürzung neutralisiert wird. 


22 Bei Aufwendungen, die aus der Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern 
(insbesondere Absetzungen für Abnutzung) resultieren, ist für die Frage, ob diese dem 
Abzugsverbot nach § 8 StAbwG unterfallen, auf den Zeitpunkt der Anschaffung oder 
Herstellung des Wirtschaftsguts abzustellen. War das betreffende Steuerhoheitsgebiet zu 
diesem Zeitpunkt nicht als nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet in der Verordnung 
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nach § 3 StAbwG aufgeführt, unterfallen auch Aufwendungen in Zeiträumen nach der 
Aufnahme des Steuerhoheitsgebiets in die Verordnung nicht dem Abzugsverbot 
nach § 8 StAbwG. 


23 Bei Schuldverhältnissen, die sich über einen längeren Zeitraum erstrecken und während deren 
Laufzeit fortwährend Leistungspflichten bestehen oder entstehen (insbesondere bei 
Dauerschuldverhältnissen), erstreckt sich der Geschäftsvorgang i. S. d. § 7 StAbwG auf die 
gesamte Dauer des Schuldverhältnisses. Deshalb kommt es für die Anwendung des 
§ 8 StAbwG nicht auf den Zeitpunkt der Begründung des Schuldverhältnisses, sondern auf 
den Zeitpunkt der steuerlichen Berücksichtigung der Aufwendungen als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten an. 


24 § 8 Satz 1 StAbwG greift nicht, soweit die den Aufwendungen entsprechenden Erträge der 
unbeschränkten oder beschränkten Steuerpflicht nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes oder des StAbwG unterliegen (§ 8 
Satz 2 Nummer 1 StAbwG). In Bezug auf Aufwendungen durch Absetzungen für Abnutzung 
oder Teilwertabschreibungen scheidet eine Anwendung von § 8 StAbwG aus, soweit die den 
Aufwendungen aus der Anschaffung entsprechenden Erträge unbeschränkt oder beschränkt 
steuerpflichtig sind, z. B. nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG. 


25 Bei anzunehmenden schuldrechtlichen Beziehungen i. S. d. § 1 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 AStG zwischen dem inländischen Unternehmen und seiner in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet belegenen Betriebsstätte unterliegen die Aufwendungen des 
Unternehmens nicht dem Abzugsverbot nach § 8 Satz 2 Nummer 1 StAbwG, wenn die 
korrespondierenden Erträge der unbeschränkten Steuerpflicht nach den Vorschriften des 
Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuergesetzes unterliegen (bei sog. Anrechnungs-
betriebsstätten oder bei Ausschluss der Freistellung wegen § 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG). 


26 Für Arbeitslohn von Beschäftigten, die in einer Betriebsstätte in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet eingesetzt werden, kommt § 8 StAbwG nicht zur Anwendung, soweit der 
Arbeitslohn gemäß Auslandstätigkeitserlass (BMF-Schreiben vom 10. Juni 2022, BStBl I 
S. 997) von der Besteuerung ausgenommen ist. Die diesen Aufwendungen entsprechenden 
Erträge sind grundsätzlich steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Bei 
diesen wird lediglich nach einer auf Grundlage des § 34c Absatz 5 EStG ergangenen 
Verwaltungsanweisung von der Besteuerung abgesehen. 


27 Die Regelungen des § 8 StAbwG sind auch im Rahmen der Veranlagung eines Investment-
fonds oder Spezial-Investmentfonds zu berücksichtigen. Außerdem sind diese Regelungen bei 
der Ermittlung der Einkünfte von Anlegern eines Spezial-Investmentfonds beim Abzug von 
Direktkosten i. S. d. § 39 InvStG und beim Abzug von Allgemeinkosten i. S. d. § 40 InvStG 
anzuwenden. Nicht abziehbare Allgemeinkosten liegen beispielsweise vor, wenn ein 
Investmentfonds eine Performance Fee gegenüber einem Portfoliomanager erbringt, der in 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. Dagegen ist eine Performance Fee 
in vollem Umfang abziehbar, die gegenüber einem Portfoliomanager geleistet wird, der im 
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Inland oder einem kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist, auch wenn der Investment-
fonds Vermögensgegenstände hält, die Teil eines Geschäftsvorgangs i. S. d. § 7 StAbwG sind. 


28 Der Ausnahmetatbestand des § 8 Satz 2 Nummer 2 StAbwG enthält den Vorrang der 
Hinzurechnungsbesteuerung. Demnach gilt das Abzugsverbot des § 8 Satz 1 StAbwG nicht, 
soweit auf Grund der aus den Aufwendungen resultierenden Einnahmen ein Hinzurechnungs-
betrag i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 AStG anzusetzen ist. Dies betrifft gleichermaßen Fälle der 
allgemeinen Hinzurechnungsbesteuerung (§§ 7 bis 12 AStG), der erweiterten 
Hinzurechnungsbesteuerung (§ 13 AStG) und der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung 
(§ 9 StAbwG). 


  2. Verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung, § 9 StAbwG 


29 Zur Anwendung der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung siehe Rn. 201 bis 209 des 
BMF-Schreibens vom 22. Dezember 2023, BStBl I Sondernummer 1/2023. 


 3. Quellensteuermaßnahmen, § 10 StAbwG 


 a) Allgemeines 


 
  


 


   


  
 


 
  


  
   
 


  
   
   


  


   
 


 


30 § 10 StAbwG betrifft natürliche Personen, Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig sind. Eine 
mögliche Besteuerung durch einen anderen Staat ist unbeachtlich. § 10 Absatz 1 
Satz 1 StAbwG erweitert die Tatbestände der beschränkten Steuerpflicht des § 49 EStG. 
Unter § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG fallen: 


• Finanzierungsbeziehungen. Inhaberschuldverschreibungen, die durch eine Global-
urkunde verbrieft und im Rahmen der Girosammelverwahrung bei einem Zentral-
verwahrer verwahrt werden und mit diesen vergleichbare Schuldtitel, die an einer 
anerkannten Börse i. S. d. § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b Satz 2 AO 
handelbar sind, gelten nicht als Finanzierungsbeziehungen (Nummer 1), 


• Versicherungs- oder Rückversicherungsprämien (Nummer 2), 
• die Erbringung von Dienstleistungen, soweit sie nicht bereits von den Nummern 1 


und 2 erfasst sind. Nutzungsüberlassungen gelten nicht als Erbringung von 
Dienstleistungen (Nummer 3), 


• der Handel mit Waren oder Dienstleistungen im Sinne der Nummer 3 (Nummer 4), 
• die Vermietung und Verpachtung oder die Veräußerung von Rechten, die in ein 


inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind (Nummer 5). 


31 In entsprechender Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 1 EStG entsteht gemäß § 10 Absatz 2 
Satz 1 StAbwG die Steuer in dem Zeitpunkt, in dem die Vergütung dem Gläubiger zufließt. 
Der Vertragsschluss des zugrundeliegenden Vertrags ist für diesen Zeitpunkt nicht relevant. 
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32 Maßgeblicher Zeitpunkt für die Verwirklichung des Tatbestands des § 10 StAbwG ist der Tag 
des Zuflusses der Vergütung, die bei dem in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässigen Vergütungsgläubiger zu beschränkt steuerpflichtigen Einkünften nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 StAbwG führt (§ 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 5 
Satz 1 EStG). Auch bei sog. Sperrkonten ist der Zeitpunkt der Gutschrift maßgebend. Kann 
der Zeitpunkt des Zuflusses der Vergütung beim Vergütungsgläubiger durch den inländischen 
Vergütungsschuldner nicht bestimmt werden, ist hilfsweise auf den Zeitpunkt des Abflusses 
der Vergütung beim Vergütungsschuldner abzustellen. 


33 Ist ein Steuerhoheitsgebiet nicht kooperativ i. S. d. StAbwG und liegen die Voraussetzungen 
des § 10 StAbwG vor, ist der Vergütungsschuldner verpflichtet, die Steuer beim Bundes-
zentralamt für Steuern (BZSt) anzumelden und an das BZSt abzuführen, § 50a Absatz 5 EStG 
i. V. m. § 73e EStDV. Wird ein Steuerhoheitsgebiet im Laufe eines Jahres rückwirkend zum 
1. Januar als kooperativ angesehen (§ 3 Absatz 3 StAbwG), können Vergütungsschuldner 
und/oder Vergütungsgläubiger beim BZSt die Änderung der Steueranmeldung (§ 168 AO) 
nach § 164 Absatz 2 Satz 2 AO beantragen. Es wird nicht beanstandet, wenn bereits vor der 
regelmäßig zum Ende eines Kalenderjahres erfolgenden Aktualisierung des § 2 StAbwV 
keine Quellensteuern nach § 10 StAbwG bei Geschäftsvorgängen in oder mit Bezug zu nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebieten einbehalten und abgeführt werden, die nicht mehr in der 
Anlage I der Schlussfolgerungen des Rates zur überarbeiteten EU-Liste der nicht 
kooperativen Länder und Gebiete für Steuerzwecke genannt sind. 


34 Die Steuerpflicht nach § 10 StAbwG ist gegenüber der Steuerpflicht nach § 1 Absatz 4 
i. V. m. §§ 49 ff. EStG subsidiär. Entsprechend kommt § 10 StAbwG nicht zur Anwendung, 
soweit bereits Einkünfte nach § 49 EStG vorliegen. Die inländischen Einkünfte nach 
§ 49 EStG unterliegen nicht dem Steuerabzug nach § 10 Absatz 2 StAbwG. Der Steuerabzug 
soll aber von den Finanzämtern immer dann nach § 50a Absatz 7 EStG angeordnet werden, 
wenn die Steuerpflicht nach § 10 StAbwG nur wegen der Subsidiarität des § 10 StAbwG 
gegenüber § 49 EStG entfällt. In diesem Fall kann regelmäßig davon ausgegangen werden, 
dass die Anordnung der Sicherung des deutschen Besteuerungsaufkommens dient. Sofern mit 
dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ein DBA besteht, sind die Ausführungen der 
Rn. 95 ff. zu beachten. 


Beispiel 10: 
Das inländische Unternehmen A nimmt bei der in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet ansässigen Gesellschaft X ein Darlehen auf. Zur Absicherung 
dieses Kredits wird ein Grundpfandrecht an einer in Deutschland belegenen 
Immobilie bestellt. A zahlt im Rahmen des Darlehensvertrags Zinsen an die X. Wegen 
der Besicherung des Darlehens durch inländisches Grundvermögen besteht eine 
beschränkte Steuerpflicht nach § 49 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa EStG. § 10 StAbwG findet daher aufgrund der Subsidiaritätsanordnung 
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keine Anwendung. Ein Steuerabzug erfolgt nicht aufgrund dieser Vorschrift, ist aber 
vom örtlich zuständigen Finanzamt in der Regel nach § 50a Absatz 7 EStG 
anzuordnen, soweit Zinsen in ein nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet gezahlt 
werden und diese schon nach § 49 EStG steuerpflichtig sind. 


35 Einkünfte nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 StAbwG unterliegen nur unter den 
weiteren Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 Satz 2 StAbwG der beschränkten Steuerpflicht 
(zu Einzelheiten vgl. Rn. 61 ff.). Bei Einkünften i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 StAbwG greift die beschränkte Steuerpflicht allein beim Vorliegen von Einkünften 
aus der Vermietung und Verpachtung oder der Veräußerung von Rechten, die in ein 
inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind, die einem Vergütungs-
gläubiger zufließen, der in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. Weitere 
Voraussetzungen bestehen nicht, soweit nach allgemeinen Grundsätzen eine Einkünfte-
erzielungsabsicht vorliegt (vgl. BMF-Schreiben vom 6. November 2020, BStBl I S. 1060). 


36 Soweit die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 StAbwG vorliegen, werden die betreffenden 
Einkünfte einem Steuerabzug in entsprechender Anwendung des Steuerabzugsverfahrens des 
§ 50a EStG unterworfen (§ 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG, zu Einzelheiten vgl. Rn. 64 ff.). Der 
Steuersatz beträgt einheitlich 15 % (§ 10 Absatz 2 Satz 2 StAbwG) zuzüglich Solidaritäts-
zuschlag (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 i. V. m. § 4 Satz 1 Solidaritätszuschlaggesetz 1995). 


  b) Einzelne Tatbestände, § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG 


37 Der Katalog des § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG ist abschließend. Soweit Einkünfte nicht den 
hier aufgezählten Einkünften zugerechnet werden können, besteht keine beschränkte 
Steuerpflicht nach dem StAbwG und auch keine Verpflichtung zur Einbehaltung einer 
Abzugsteuer nach § 10 Absatz 2 StAbwG i. V. m. § 50a EStG.  


 aa) Finanzierungsbeziehungen 


38 Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StAbwG unterliegen sämtliche Einkünfte aus 
Finanzierungsbeziehungen, die einer in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässigen Person zufließen, der beschränkten Steuerpflicht und führen zu einem 
Quellensteuerabzug nach § 10 Absatz 2 StAbwG. 


 aaa) Allgemeines 


39 Unter den Begriff der Finanzierungsbeziehungen fallen alle Geschäftsvorgänge, bei denen 
Kapital überlassen wird, welches der Finanzierung des Kapitalnehmers dient. Hierunter fallen 
insbesondere Darlehensverhältnisse und das Finanzierungsleasing. Beim Finanzierungs-
leasing unterliegen auf eine etwaige Nutzungsüberlassung entfallende Vergütungen nicht der 
beschränkten Steuerpflicht nach § 10 StAbwG. In Fällen des Übergangs des wirtschaftlichen 
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Eigentums an dem Leasinggegenstand auf den Leasingnehmer unterliegen der beschränkten 
Steuerpflicht des § 10 StAbwG hingegen diejenigen Vergütungsbestandteile, die auf Zinsen 
und Entgelte für Serviceleistungen oder Versicherungsprämien entfallen. Das Einlagen-
geschäft i. S. d. § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Kreditwesengesetzes (KWG) im üblichen 
Umfang stellt keine Finanzierungsbeziehung dar. Auch fallen solche Kapitalüberlassungen 
nicht unter den Begriff der Finanzierungsbeziehung, die von § 11 StAbwG umfasst sind. 
Hierbei handelt es sich um Beziehungen, die beim Empfänger der Zahlungen zu Bezügen 
i. S. d. § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a EStG führen. Darunter fallen 
insbesondere gesellschaftsrechtliche Beteiligungen am Eigenkapital einer Gesellschaft. 
Beteiligungen an (Spezial-)Investmentfonds sind in der Regel keine Finanzierungs-
beziehungen i. S. d. § 10 StAbwG. 


Beispiel 11: 
Die in Deutschland ansässige B AG nimmt bei ihrer in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet ansässigen Muttergesellschaft A Limited ein fremdvergleichs-
konformes, nicht mit inländischem Grundbesitz besichertes Darlehen in Höhe von 
1 Mio. € auf. Der Zinssatz beträgt 3 % p. a. Im Jahr 01 zahlt die B AG vertragsgemäß 
30.000 € an die A Limited. 


Zwischen der B AG und ihrer Muttergesellschaft A Limited liegt eine Finanzierungs-
beziehung in Form eines Darlehens vor. Die A Limited erzielt hieraus Einkünfte, die 
von § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StAbwG erfasst werden und dem Quellensteuer-
abzug unterliegen. Dies gilt unabhängig davon, ob Regelungen des AStG Anwendung 
finden. 


Abwandlung: 
Wie Beispiel 11, es wird aber ein nicht fremdvergleichskonformer Zinssatz von 8 % 
vereinbart. Der fremdvergleichskonforme Zinssatz beträgt 3 % p. a. Im Jahr 01 zahlt 
die B AG vertragsgemäß 80.000 € an die A Limited. 


Auch hier liegt zwischen der B AG und ihrer Muttergesellschaft A Limited eine 
Finanzierungsbeziehung in Form eines Darlehens vor. Die nicht fremdvergleichs-
konformen Zinsen stellen eine verdeckte Gewinnausschüttung der B AG an ihre 
Muttergesellschaft dar. Damit unterliegt die Zahlung in Höhe von 50.000 € der 
beschränkten Steuerpflicht nach § 49 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa i. V. m. § 20 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 EStG.  


Die übrigen 30.000 € unterliegen wie im Beispiel 11 der beschränkten Steuerpflicht 
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StAbwG.  
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 bbb) Inhaberschuldverschreibungen und vergleichbare Schuldtitel 


40 Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 StAbwG sind Inhaberschuldverschreibungen 
vom Anwendungsbereich der Steuerpflicht ausgenommen, wenn diese 


• durch eine Globalurkunde verbrieft, 
• im Rahmen der Girosammelverwahrung bei einem oder für einen Zentralverwahrer 


verwahrt werden und 
• an einer anerkannten Börse i. S. d. § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b 


Satz 2 AO handelbar sind. 


Die Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen. Der Verwahrung bei einem Zentral-
verwahrer steht es gleich, wenn dieser gemäß § 5 Absatz 4 Depotgesetz (DepotG) die 
Inhaberschuldverschreibungen einem ausländischen Verwahrer zur Sammelverwahrung 
anvertraut hat. 


41 Elektronische Wertpapiere sind nur dann unter diese Regelung zu fassen, wenn sie dem 
Gesetz über elektronische Wertpapiere (eWpG) unterfallen und in einer Sammeleintragung 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 eWpG vorliegen. 


42 Inhaberschuldverschreibungen gewähren dem Inhaber der Urkunde einen Anspruch auf das in 
der Urkunde verbriefte abstrakte Schuldversprechen (vgl. § 793 Absatz 1 Satz 1 BGB). 


43 Eine Globalurkunde ist ein Wertpapier, das mehrere Rechte verbrieft, die jedes für sich in 
vertretbaren Wertpapieren einer und derselben Art verbrieft sein können (§ 9a Absatz 1 
Satz 1 DepotG).  


44 Zentralverwahrer ist nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
Nummer 909/2014 eine juristische Person, die ein Wertpapierliefer- und -abrechnungssystem 
betreibt und die wenigstens eine weitere Kerndienstleistung (erstmalige Verbuchung von 
Wertpapieren im Effektengiro, Bereitstellung und Führung von Depotkonten auf oberster 
Ebene) erbringt. Zentralverwahrer bedürfen, da es sich bei der Tätigkeit als Zentralverwahrer 
nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 KWG um ein Bankgeschäft handelt, grundsätzlich der 
Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 KWG, die jedoch von der Zulassung nach Artikel 16 der 
Verordnung (EU) Nummer 909/2014 umfasst ist. 


45 Inhaberschuldverschreibungen müssen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 StAbwG 
auch an einer anerkannten Börse i. S. d. § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b 
Satz 2 AO handelbar sein. Zugelassene Börsen i. S. d. § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe b Satz 2 AO sind Börsen in einem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat 
des EWR-Abkommens oder Börsen, die in einem anderen Staat nach § 193 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) zugelassen sind. § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
Satz 2 StAbwG setzt keinen regelmäßigen Handel, sondern nur die Handelbarkeit an diesen 
Börsen voraus. Für die Handelbarkeit genügt es, dass die Zulassungsvoraussetzungen zum 
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Börsenhandel an einer der oben genannten Börsen für die konkrete Inhaberschuld-
verschreibung vorliegen und diese damit gehandelt werden können. Einer Zulassung bedarf es 
nicht. Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen liegt 
beim Vergütungsschuldner bzw. beim Vergütungsgläubiger (§ 90 Absatz 2 AO). 


46 § 10 StAbwG findet auf Staatsanleihen keine Anwendung. 
47 Die Ausnahme des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 StAbwG umfasst auch vergleich-


bare Schuldtitel. Die Vergleichbarkeit bezieht sich dabei auf die Inhaberschuldverschreibung, 
die in den gesetzlichen Vorgaben entsprechender Weise verbrieft und verwahrt ist. Namens-
schuldverschreibungen sind mit Inhaberschuldverschreibungen vergleichbar, wenn sie auf den 
Namen eines Kreditinstituts ausgestellt sind, da auch hier die Anonymität des Inhabers 
gegeben ist (vgl. Gründe für Ausnahme in: BT-Drs. 20/3879, S. 131). Vergleichbare 
Schuldtitel i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 StAbwG umfassen insbesondere 
auch nach ausländischem Recht begründete Wertpapiere, die der Inhaberschuldverschreibung 
i. S. d. § 793 BGB vergleichbar sind. Die Vergleichbarkeitsprüfung ist im Einzelfall 
durchzuführen und hat insbesondere die Fungibilität und die Anonymität des Inhabers des 
Schuldtitels zu berücksichtigen. Vergleichbare Schuldtitel müssen wie Inhaberschuld-
verschreibungen an einer Börse handelbar sein. Die Darlegungs- und Beweislast für das 
Vorliegen der Vergleichbarkeit liegt in diesen Fällen beim Vergütungsschuldner und/oder 
beim Vergütungsgläubiger (§ 90 Absatz 2 AO). 


 
 


bb) Versicherungs- und Rückversicherungsprämien, § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 StAbwG 


48 Einkünfte aus Versicherungs- oder Rückversicherungsprämien, die einer in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen Person zufließen, unterliegen der beschränkten 
Steuerpflicht (§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StAbwG). Der Begriff der Versicherungs- und 
Rückversicherungsprämien ist qualitativ zu beurteilen; auf die Bezeichnung kommt es nicht 
an. Darunter fallen insbesondere sämtliche Gegenleistungen eines (Rück-)Versicherungs-
nehmers für den in einem (Rück-)Versicherungsvertrag vom (Rück-)Versicherer gewährten 
(Rück-)Versicherungsschutz (vgl. § 1 Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes). Erfasst sind 
nicht nur die eigentlichen Prämien, sondern auch die üblichen mit dem Versicherungs-
verhältnis zusammenhängenden und vom Versicherten zu tragenden Nebenleistungen. 


49 Zahlungen für den Eintritt des Versicherungsfalls (Versicherungsleistungen) unterliegen nicht 
der beschränkten Steuerpflicht des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StAbwG. Die 
Rückzahlung einer Versicherungsprämie, Rückversicherungsprovisionen sowie alle sonstigen 
vom Rückversicherer im Rahmen der Rückversicherungsabrechnung erstatteten Kosten 
(beispielsweise Akquisitionskosten oder interne Verwaltungskosten) an eine in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässige Person führen nicht zu einer Steuerpflicht nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StAbwG. 







 
  


  
  


 
 


  
 


 
  


 
    


 
 


   
  
  


  
 


 


  
     


 
 


 
 
 


 
 


 
  


  


   
  


  
  


Seite 18 


50 Die Rückerstattung einer aufgrund § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StAbwG steuerpflichtigen 
Versicherungsprämie vom Versicherer an den Versicherungsnehmer kann nur dann zu einer 
Reduktion der beschränkt steuerpflichtigen Einkünfte für die Prämienzahlung an den in einem 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen Gläubiger der Prämie führen, wenn die 
Rückerstattung zu einer Verminderung der anfänglichen Prämienzahlung führt und damit in 
der Höhe der Rückerstattung keine beschränkt steuerpflichtigen Einkünfte mehr vorliegen. 
Insbesondere sind hiervon solche Beitragsrückerstattungen erfasst, die wegen des 
Nichteintritts eines Schadens geleistet werden. Soweit ein solcher Fall vorliegt, ist die 
zunächst erfolgte Steueranmeldung (§ 10 Absatz 2 StAbwG) nach § 164 AO zu korrigieren. 


51 Bonuszahlungen des Versicherers führen regelmäßig nicht zu einer (nachträglichen) 
Reduktion der beschränkt steuerpflichtigen Prämie nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 StAbwG, sondern stellen eine selbstständige Leistung des Versicherers dar. 


    cc) Dienstleistungen, § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG 


52 Einkünfte, die aus der Erbringung einer Dienstleistung entstehen, unterliegen der 
beschränkten Steuerpflicht, wenn derjenige, dem die Einkünfte zuzurechnen sind, in einem 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist (§ 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 StAbwG). Der Dienstleistungsbegriff umfasst dabei sämtliche Dienstleistungen 
aller Branchen und Wirtschaftszweige. Eine Beschränkung auf Rechts- und Beratungs-
dienstleistungen oder Onlinewerbung ist nicht gegeben. Dabei ist wesentliches Element einer 
Dienstleistung, dass sie keine Warenproduktion darstellt. Ein typisches Merkmal von 
Dienstleistungen ist weiter die Gleichzeitigkeit von Produktion und Verbrauch. Zudem stellt 
eine Tätigkeit des Leistungserbringers regelmäßig den wesentlichen Inhalt der Erbringung 
einer Dienstleistung dar. 


53 Bloße Nutzungsüberlassungen sind nicht vom Dienstleistungsbegriff erfasst (§ 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 Satz 2 StAbwG). Nutzungsüberlassungen sind dabei die Vermietung und 
Verpachtung im privaten und gewerblichen Bereich. Hierunter fallen insbesondere die 
Vermietung und Verpachtung von Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen (wie einzelne 
Räume), aber auch die Nutzungsüberlassung von Gegenständen, die nicht den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen. Auch die Nutzungsüberlassung von 
Rechten führt für sich genommen nicht zu einer beschränkten Steuerpflicht. Diese entsteht nur 
unter den Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG (beispielsweise im 
Fall der Eintragung in ein inländisches öffentliches Register). Die Nutzungsüberlassung von 
Rechten ist aber von § 49 Absatz 1 Nummer 2 und 6 EStG erfasst und unterliegt unter den 
Voraussetzungen des § 50a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG dem Quellensteuerabzug. 


54 Sind sowohl Nutzungsüberlassungen als auch Dienstleistungen Gegenstand eines gemischten 
Vertrages, unterliegen regelmäßig nur die Leistungen der beschränkten Steuerpflicht, die als 
Gegenleistung für die Erbringung von Dienstleistungen geleistet werden. Bei einheitlichen 
Zahlungen ist ggf. im Schätzwege aufzuteilen. Soweit die Nutzungsüberlassung von 
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insgesamt untergeordneter Bedeutung ist und sich nicht von der Dienstleistungserbringung 
trennen lässt, unterfällt die gesamte Gegenleistung für die erbrachten Leistungen der 
beschränkten Steuerpflicht. Soweit die Dienstleistung im Verhältnis zur Nutzungsüberlassung 
von insgesamt untergeordneter Bedeutung ist und sich nicht von der Nutzungsüberlassung 
trennen lässt, unterfällt die gesamte Gegenleistung für die erbrachten Leistungen nicht der 
beschränkten Steuerpflicht. Die Abgrenzung erfolgt nach dem Gesamtbild der Verhältnisse 
des Einzelfalls. 


Beispiel 12: 
Der Reiseveranstalter R kauft bei Anbietern in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet verschiedene touristische Leistungen für sein Unternehmen ein, 
um diese seinen Kunden als Pauschalreisen anzubieten und zahlt hierfür an 
verschiedene in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässige Anbieter. Die 
Leistungen beinhalten sowohl die Unterbringung und Verpflegung der (End-)Kunden 
als auch verschiedene Leistungen für die Freizeitgestaltung (Gestellung eines 
Mietwagens, Führungen zu Sehenswürdigkeiten, Transferfahrten u. Ä.). 


Frage 1: Unterliegen die Zahlungen an die Anbieter in dem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet einer beschränkten Steuerpflicht nach § 10 Absatz 1 StAbwG? 


Die von R an die in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen Anbieter 
entrichteten Zahlungen unterliegen nur insoweit einer beschränkten Steuerpflicht nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG, als sie auf Dienstleistungen entfallen. Dies 
ist etwa bei Führungen zu Sehenswürdigkeiten und Transferfahrten der Fall. 


Dagegen unterliegen die Nutzungsüberlassungen durch Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken und Gebäude(-teilen) nicht der beschränkten Steuerpflicht, da sie 
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Satz 2 StAbwG keine Dienstleistung darstellen. 
Gleiches gilt für die Überlassung von Kraftfahrzeugen. 


Soweit Gegenstand der Überlassung eine Hotelleistung (ohne Verpflegungsleistungen) 
ist, kann aus Vereinfachungsgründen in der Regel davon ausgegangen werden, dass 
die gesamte Vergütung auf die Überlassung der Unterkunft entfällt, es sei denn, es 
werden Dienstleistungen, die über das allgemein übliche Maß hinausgehen, 
mitvergütet. Wird neben der Hotelleistung auch eine Verpflegung (etwa Vollpension 
oder All-inclusive) angeboten, ist diese Verpflegungsleistung nach § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 StAbwG als Dienstleistung steuerpflichtig. 
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Frage 2: Wie ist die Vergütung zwischen den Dienstleistungen (steuerpflichtig nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG) und den bloßen Nutzungsüberlassungen 
(nicht steuerpflichtig) aufzuteilen? 


Die Aufteilung bestimmt sich nach dem Einzelfall. Die Aufteilung ist anhand der für 
die einzelnen Leistungen gezahlten Beträge vorzunehmen. Soweit eine einheitliche 
Zahlung für ein Leistungsbündel vorliegt, ist anhand von geeigneten Maßstäben 
aufzuteilen. 


Soweit bei einer Hotelleistung neben der Übernachtung und den damit verbundenen 
Leistungen auch eine Verpflegung als einheitliche Leistung angeboten wird, ist, soweit 
kein anderer Aufteilungsmaßstab nachgewiesen wird, wie folgt aufzuteilen: 


Nur Frühstück: Wegen untergeordneter Bedeutung kann hier aus 
Vereinfachungsgründen davon ausgegangen werden, dass der 
Anteil weniger als 10 % beträgt und ein Steuerabzug insgesamt 
unterbleiben kann. 


Halbpension: Der Anteil der steuerpflichtigen Verpflegungsdienstleistungen 
beträgt 20 %. 


Vollpension: Der Anteil der steuerpflichtigen Verpflegungsdienstleistungen 
beträgt 25 %. 


All-inclusive: Der Anteil der steuerpflichtigen Verpflegungsdienstleistungen 
beträgt 30 %.  


55 Ist Gegenstand eines Vertrages das Leasing von Gegenständen (etwa von Fahrzeugen wie 
beispielsweise Kraftfahrzeugen oder Seeschiffen) ist zwischen dem sog. Dry-Lease und dem 
sog. Wet-Lease zu unterscheiden: 


• Bei einem Dry-Lease wird lediglich der Gegenstand – ohne weitere Leistungen – zur 
Verfügung gestellt. Hierbei handelt es sich um eine bloße Nutzungsüberlassung, 
soweit keine weiteren Dienstleistungen Teil des Vertrages sind. 


• Bei einem Wet-Lease werden neben der Nutzungsüberlassung des überlassenen 
Gegenstands auch weitere Leistungen seitens des Leasinggebers erbracht (etwa 
Gestellung von Crew, Service-Leistungen, Bereitstellung von Kraftstoff etc.). In 
diesem Fall ist zwischen der Nutzungsüberlassung und den steuerpflichtigen Dienst-
leistungen (§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG) und dem steuerpflichtigen 
Warenhandel (§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG) aufzuteilen. Für die anteilige 
Vergütung der steuerpflichtigen Dienstleistungen und des steuerpflichtigen 
Warenhandels ist ein entsprechender Steuerabzug nach § 10 Absatz 2 StAbwG 
i. V. m. § 50a EStG vorzunehmen. 
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Diese Grundsätze gelten auch für Vermietungen eines für die Beförderung von Passagieren 
oder Fracht im internationalen Seeverkehr eingesetzten, vollständig ausgerüsteten und 
bemannten Seeschiffs im Rahmen eines Zeitchartervertrags und Vermietungen eines für die 
Beförderung von Passagieren oder Fracht im internationalen Seeverkehr eingesetzten 
Seeschiffs an eine andere Geschäftseinheit (Bareboat-Charter). Bei einer Bareboat-Charter 
liegt lediglich eine Nutzungsüberlassung vor; bei der Überlassung eines vollständig 
ausgerüsteten und bemannten Seeschiffs im Rahmen eines Zeitchartervertrags ist wie beim 
Wet-Lease eine Aufteilung in einen steuerpflichtigen (steuerpflichtige Dienstleistungen und 
ggf. Warenhandel) und einen steuerfreien (Überlassung des Schiffes) Anteil vorzunehmen. 


56 Der Handel mit Waren oder Dienstleistungen stellt selbst keine Dienstleistung dar, ist aber 
von § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG erfasst. 


   dd) Handel mit Waren oder Dienstleistungen, § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG 


57 Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG unterliegen Einkünfte, die eine in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässige Person aus dem Handel mit Waren oder 
Dienstleistungen erzielt, der beschränkten Steuerpflicht. 


58 Warenhandel i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG ist grundsätzlich auf den Ein-
und Verkauf von im Wesentlichen unveränderten Waren beschränkt. Auch mit Daten kann 
Handel getrieben werden, soweit sie an- und verkauft werden. Bei einer Produktionstätigkeit, 
Rohstoffgewinnung oder vergleichbaren Tätigkeit (des Händlers) liegt regelmäßig kein 
Warenhandel i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG vor. Ein Ausnahmefall kann 
gegeben sein, wenn die Produktionstätigkeit oder Rohstoffgewinnung nach dem Gesamtbild 
der Verhältnisse nur eine untergeordnete Bedeutung darstellen. Die Darlegungs- und 
Beweislast für das Vorliegen einer untergeordneten Bedeutung liegt in diesen Fällen beim 
Vergütungsschuldner und/oder beim Vergütungsgläubiger. Der Handel mit Grundstücken und 
Häusern (Immobilienhandel) und der Handel mit Rechten und Dienstleistungen ist nicht vom 
Begriff Warenhandel umfasst. 


Beispiel 13: 
Das in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet X ansässige Unternehmen A 
erwirbt von verschiedenen Zulieferern Waren in großen Stückzahlen als Palettenware. 
A konfektioniert die Waren und vertreibt diese in kleineren Gebindegrößen in einer 
spezifischen Verpackung im Corporate Design des Unternehmens. Das in Deutschland 
ansässige Unternehmen B erwirbt von A verschiedene Waren im Wert von 100.000 € 
und verwendet diese für seinen Betrieb. 


Das Unternehmen A erzielt in vollem Umfang Einkünfte aus Warenhandel, die § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StAbwG unterliegen. Die Neukonfektionierung der Waren 
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stellt keine eigenständige Tätigkeit dar, da diese nach dem Gesamtbild der 
Verhältnisse nur eine untergeordnete Bedeutung darstellt. 


Beispiel 14: 
Das in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet X ansässige Unternehmen A baut 
in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet X einen zur Herstellung von 
Straßenbelägen verwendeten Rohstoff ab. Dieser wird an das in Deutschland 
ansässige Unternehmen B verkauft und geliefert, welches ihn betrieblich verwendet. 


Das Unternehmen A erzielt keine Einkünfte aus Warenhandel. Der bloße Verkauf von 
selbst gewonnenen Rohstoffen stellt keinen Warenhandel i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 StAbwG dar.  


59 Der Handel mit Dienstleistungen muss sich auf Dienstleistungen i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 StAbwG beziehen (zu Einzelheiten, siehe Rn. 52 ff.). Ein Handel mit 
Dienstleistungen liegt dann vor, wenn neben dem Erwerb und Verkauf der Dienstleistungen 
keine eigenen Dienstleistungen (etwa Zusammenstellung mehrerer Dienstleistungen zu einem 
Dienstleistungsbündel) erfolgen. Auch wenn weitere eigene Dienstleistungen erbracht 
werden, unterliegt die Tätigkeit vollumfänglich der beschränkten Steuerpflicht und führt zu 
einer Steuerabzugsverpflichtung (dann schon nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG). 


   ee) Registerfälle, § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG 


60 Die BMF-Schreiben vom 6. November 2020, a. a. O., und vom 11. Februar 2021, BStBl I 
S. 301, sind mit der folgenden Maßgabe auch auf die beschränkte Steuerpflicht nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG anzuwenden: 


• Eine Steuerpflicht nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG besteht immer 
dann, wenn der Vergütungsschuldner ein sonstiges Recht von einer in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen nicht nahestehenden Person i. S. d. § 1 
Absatz 2 AStG mietet, pachtet oder erwirbt und der einzige inländische 
Anknüpfungspunkt die Eintragung in ein inländisches öffentliches Buch oder Register 
ist. In den übrigen Fallkonstellationen mit Inlandsbezug liegen regelmäßig schon 
inländische Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f oder 
Nummer 6 EStG vor. Ein Freistellungsantrag oder der Zugang zum vereinfachten 
Verfahren nach dem BMF-Schreiben vom 11. Februar 2021, a. a. O., ist in keinem 
Fall möglich. 


• Im Falle der Veräußerung unterliegt die gesamte Vergütung dem Steuerabzug nach 
§ 10 Absatz 2 StAbwG, soweit keine inländischen Einkünfte nach § 49 EStG 
vorliegen. 
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  c) Weitere Voraussetzungen, § 10 Absatz 1 Satz 2 StAbwG 


61 § 10 Absatz 1 Satz 2 StAbwG setzt voraus, dass die Einkünfte i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 4 StAbwG nach § 2 Absatz 1 Satz 1 EStG bei unbeschränkt Steuerpflichtigen 
der Besteuerung unterlägen. Sie müssen damit auch bei Vorliegen einer unbeschränkten 
Steuerpflicht grundsätzlich steuerbar sein. Damit scheiden insbesondere solche Einkünfte aus, 
die aufgrund fehlender Einkünfteerzielungsabsicht nicht der Besteuerung unterliegen 
(Liebhaberei). Dies gilt auch für Einkünfte nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 StAbwG. 


62 Für die Tatbestände des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 StAbwG ist über das Vorliegen 
einer der dort genannten Tatbestandsmerkmale hinaus erforderlich, dass die gewährten 
Vergütungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten von unbeschränkt Steuerpflichtigen 
bei deren Veranlagung berücksichtigt werden können. Damit scheidet die Anwendung des 
§ 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 StAbwG aus, wenn ein anderweitiges Betriebsausgaben- oder 
Werbungskostenabzugsverbot für die gesamten – den Zahlungen an beschränkt 
Steuerpflichtige korrespondierenden – Betriebsausgaben oder Werbungskosten greift. Es ist 
hierbei darauf abzustellen, dass die Betriebsausgaben oder Werbungskosten grundsätzlich im 
Rahmen einer Veranlagung von unbeschränkt Steuerpflichtigen vollumfänglich zum Abzug 
gebracht werden können. Dies gilt auch dann, wenn die Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten im Rahmen der gesonderten und einheitlichen Feststellung bei Personengesellschaften 
berücksichtigt werden können. Dabei ist nicht erforderlich, dass das Jahr des Quellensteuer-
abzugs deckungsgleich mit dem Jahr des Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzugs ist. 
Die Wahl der Gewinnermittlungsart (z. B. nach § 4 Absatz 1, § 4 Absatz 3 oder § 5a EStG) ist 
unbeachtlich. Erforderlich ist nur, dass die Betriebsausgaben bei einer der möglichen und 
zulässigen Gewinnermittlungsarten berücksichtigt werden können. 


Beispiel 15: 
Das in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet X ansässige Unternehmen A 
erbringt Dienstleistungen i. S. d. § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StAbwG an die 
inländische Kapitalgesellschaft G, welche ihren Gewinn nach § 5a EStG ermittelt. 
Aufgrund der pauschalen Gewinnermittlung nach § 5a EStG können die Vergütungen 
für die Dienstleistungen tatsächlich nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden. Da 
die Vergütungen aber abgezogen werden könnten, wenn G ihren Gewinn nach § 4 
Absatz 1 EStG ermitteln würde, erzielt das Unternehmen A in vollem Umfang 
Einkünfte aus der Erbringung von Dienstleistungen, die § 10 StAbwG unterliegen. 


63 Temporäre Abzugsbeschränkungen, wie z. B. die Zinsschranke nach § 4h EStG, schließen die 
Anwendung des § 10 StAbwG nicht aus. § 10 StAbwG bleibt bei einem nur anteiligen 
Ausschluss des Betriebsausgabenabzugs für die den Vergütungen i. S. d. § 10 Absatz 1 
Satz 1 StAbwG korrespondierenden Betriebsausgaben vollumfänglich anwendbar. Eine 
Aufteilung in einen steuerpflichtigen und einen steuerfreien Teil kommt nicht in Betracht.  
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  d) Rechtsfolgen, § 10 Absatz 2 StAbwG 


  aa) Allgemeines 


  
 


  
 


 
    


   
  


  
  


  
    


     


64 Nach § 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG ist § 50a Absatz 1, 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3, 4 
und 5 EStG für die Vergütungen des § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG entsprechend 
anzuwenden. Das BMF-Schreiben vom 25. November 2010, a. a. O., ist mit den folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 


65 Der Abzug von Werbungskosten und Betriebsausgaben richtet sich nach § 10 Absatz 2 
Satz 1 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 3 EStG. § 50a Absatz 3 EStG kann nach dem Wortlaut 
des Verweises dem Grunde nach anwendbar sein. Jedoch müssen hierzu die weiteren 
Voraussetzungen der Norm vorliegen. Insbesondere muss die Ansässigkeit in einem 
EU-/EWR-Staat gegeben sein. Damit kann § 50a Absatz 3 EStG nur in Fällen Anwendung 
finden, in denen eine Doppelansässigkeit vorliegt. Ob darüber hinaus eine Vergleichbarkeit 
der steuerpflichtigen Einkünfte des § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG mit denen des 
§ 50a Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 EStG gegeben ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Die Höhe 
des Steuersatzes richtet sich in diesem Fall nach § 50a Absatz 3 EStG und nicht nach § 10 
Absatz 2 Satz 2 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 2 Satz 1 EStG. 


 bb) Nettovereinbarung 


  
  


   
  


 
  


 


66 Nettovereinbarungen sind auch für den Steuerabzug nach § 10 StAbwG grundsätzlich 
möglich. Eine solche Nettovereinbarung liegt vor, wenn der Schuldner der Vergütung die 
Abzugsteuer nach § 10 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 1 EStG und den Solidaritätszuschlag 
übernimmt bzw. selbst trägt. Eine Nettovereinbarung muss in der Regel von den Parteien 
gewollt sein. Dies ist anhand der objektiv gegebenen Umstände des Einzelfalls festzustellen. 
Sie kann nicht allein deshalb unterstellt werden, weil der Steuerabzug unterblieben ist. Der 
Steuersatz für den Steuerabzug beträgt in diesen Fällen 17,82 % zzgl. Solidaritätszuschlag auf 
den Steuerabzug. 


  cc) Haftung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 5 EStG) 


        
  


 
  


67 Nach § 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 5 Satz 5 EStG haftet der 
Vergütungsschuldner für die Einbehaltung und Abführung der Steuer, wenn er den 
Steuerabzug nicht vorschriftsmäßig vorgenommen hat. Die im BMF-Schreiben vom 
25. November 2010, a. a. O., in Rn. 56 bis 58 dargelegten Grundsätze sind anzuwenden. 


   dd) Nachforderungsbescheid gegenüber dem Vergütungsschuldner 


 
 


  


68 Das BZSt hat ein Wahlrecht, den Haftungsschuldner durch Haftungsbescheid oder durch 
Nachforderungsbescheid in Anspruch zu nehmen, wenn dieser seine Anmeldepflicht nicht 
erfüllt hat (BFH-Urteil vom 13. September 2000 – I R 61/99, BStBl II 2001 S. 67; vom 
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7. Juli 2004 – VI R 171/00, BStBl II 2004 S. 1087; vom 20. August 2008 – I R 29/07, 
BStBl II 2010 S. 142; vom 17. Februar 2010 – I R 85/08, BStBl II 2011 S. 758). Wenn der 
Haftungsschuldner durch Nachforderungsbescheid in Anspruch genommen wird, sind keine 
besonderen Ermessenserwägungen des BZSt erforderlich (BFH-Urteil vom 
13. September 2000 – I R 61/99, a. a. O.). 


  
     
ee) Nachforderung gegenüber dem Vergütungsgläubiger, § 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG 
i. V. m. § 50a Absatz 5 Satz 6 EStG analog 


     
  


 


   


 
  


  


69 § 50a Absatz 5 Satz 6 EStG ist analog anzuwenden (§ 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG). Der 
Steuerschuldner (Vergütungsgläubiger) kann in Anspruch genommen werden, wenn der 
Vergütungsschuldner den Steuerabzug nicht vorschriftsmäßig vorgenommen hat. In der Regel 
ist jedoch die Haftungsinanspruchnahme des nicht in dem nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebiet ansässigen Vergütungsschuldners erfolgversprechender, da in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet die Durchsetzung des Anspruchs regelmäßig aussichtslos ist. Diese 
Erwägung führt in der Regel dazu, dass zunächst der Vergütungsschuldner in Haftung zu 
nehmen ist (vgl. BFH-Urteil vom 5. November 1992 – I R 41/92, BStBl II 1993 S. 407). 
Etwas anderes kann insbesondere gelten, wenn ein Fall des § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 StAbwG vorliegt, da diese Vorschrift auch dann greift, wenn der Vergütungs-
schuldner nicht im Inland ansässig ist. 


   ff) Steuerbescheinigung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 7 EStG) 


   
  


  
 
  


   
 


     
   


  
 


 
 


70 § 50a Absatz 5 Satz 7 EStG findet mit der Maßgabe Anwendung, dass dem nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 StAbwG beschränkt steuerpflichtigen Vergütungsgläubiger eine 
Bescheinigung über die einbehaltene und abgeführte Steuer auf seinen Antrag nicht vom 
Vergütungsschuldner, sondern vom BZSt auszustellen ist. Um die Ausstellung mehrfacher 
Steuerbescheinigungen für denselben Zahlungsfluss zu vermeiden, sollte in der Regel nur eine 
Steuerbescheinigung durch das BZSt ausgestellt werden. Dies ist aber nur dann möglich, 
wenn der Steuerpflichtige nachweist, dass er ein berechtigtes Interesse an der Bescheinigung 
hat. Ein solches ist in der Regel nur dann gegeben, 


• wenn der Vergütungsgläubiger eine Steuerbescheinigung für Zwecke der 
Anrechnung auf im Ausland erhobene Steuern benötigt oder 


• soweit eine Berücksichtigung der Steuer im Rahmen der erweiterten 
beschränkten Steuerpflicht i. S. d. § 2 AStG erfolgen soll. 


Der Antrag kann vom Vergütungsgläubiger oder in dessen Auftrag vom Vergütungsschuldner 
formlos beim BZSt gestellt werden. 
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4. Versagung der Steuerbefreiung für Dividenden und Veräußerungsgewinne, 
§ 11 StAbwG 


71 Nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StAbwG ist die Steuerbefreiung nach § 8b Absatz 1 
Satz 1 KStG für Gewinnausschüttungen und andere Bezüge i. S. d. § 20 Absatz 1 Nummer 1, 
2, 9 und 10 Buchstabe a EStG ausgeschlossen, die von einer in einem nicht kooperativen 
Steuerhoheitsgebiet ansässigen Körperschaft geleistet werden. 


72 § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StAbwG schließt Steuerbefreiungen für Gewinn-
ausschüttungen und andere Bezüge i. S. d. § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 9 und 10 
Buchstabe a EStG aufgrund von DBA aus, wenn die Vorschriften des DBA mit § 8b Absatz 1 
Satz 1 KStG vergleichbar sind.  


73 § 11 Absatz 1 Satz 2 StAbwG schließt die Steuerfreiheit nach § 8b Absatz 2 Satz 1 KStG und 
vergleichbare abkommensrechtliche Steuerbefreiungen für Gewinne aus der Veräußerung von 
Anteilen an einer Körperschaft oder Personenvereinigung, deren Leistungen beim Empfänger 
zu Bezügen i. S. d. § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a EStG führen, aus. 


74 § 11 Absatz 1 Satz 1 und 2 StAbwG gilt auch, wenn der Steuerpflichtige Bezüge von einer 
nahestehenden Person i. S. d. § 1 Absatz 2 AStG erhält und diese Bezüge aus Ausschüttungen 
oder Veräußerungsgewinnen resultieren, die die nahestehende Person unmittelbar oder 
mittelbar von einer Körperschaft i. S. d. Satzes 1 erhalten hat (§ 11 Absatz 1 Satz 3 StAbwG). 
Dies gilt nicht, wenn bereits auf Ebene der nahestehenden Person § 11 Absatz 1 Satz 1 
und 2 StAbwG oder vergleichbare Regelungen angewendet worden sind. Gewinne der 
nahestehenden Person aus Ausschüttungen oder Veräußerungsgewinnen i. S. d. § 11 Absatz 1 
Satz 3 Halbsatz 1 StAbwG, auf die § 11 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 StAbwG keine 
Anwendung findet, gelten bei der Anwendung des § 11 Absatz 1 Satz 3 StAbwG als 
vorrangig an den Steuerpflichtigen ausgeschüttet. Entsprechendes gilt im Fall der 
Veräußerung einer Beteiligung an der nahestehenden Person durch den Steuerpflichtigen. 


75 Die Regelungen zur Abgeltungsteuer und zum Teileinkünfteverfahren sind gemäß § 11 
Absatz 2 StAbwG auf Einkünfte i. S. d. § 11 Absatz 1 StAbwG nicht anzuwenden. 


76 Da für die Besteuerung von Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds die Anwendung 
des § 8b KStG nach § 6 Absatz 6 InvStG ohnehin ausgeschlossen ist, können sich bei der 
Besteuerung auf Fondsebene insoweit keine Anwendungsfälle des § 11 StAbwG ergeben. Bei 
Spezial-Investmentfonds ist nach § 29 Absatz 3 Satz 2 InvStG auch die Freistellung aufgrund 
eines DBA ausgeschlossen. Für die Anleger eines Investmentfonds sind nach § 16 Absatz 3 
und 4 InvStG die Steuerbefreiungen nach § 8b KStG und aufgrund eines DBA weitestgehend 
ausgeschlossen. Somit können sich im Wesentlichen nur im Rahmen der Besteuerung von 
Anlegern eines Spezial-Investmentfonds Anwendungsfälle ergeben (Ausschluss der 
Steuerbefreiung für Gewinnausschüttungen gemäß § 42 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. § 30 
Absatz 2 InvStG und Veräußerungsgewinne gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 InvStG). 


77 Wenn ein Spezial-Investmentfonds Gewinnausschüttungen und andere Bezüge i. S. d. § 20 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a EStG aus Beteiligungen an Körperschaften 
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erzielt, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig sind, sind diese Bezüge 
in der Ertragskategorie 4 der Anlage 1 des BMF-Schreibens vom 21. Mai 2019, BStBl I 
S. 527, in der jeweils gültigen Fassung, zu erfassen. Gewinne aus der Veräußerung von 
Beteiligungen an Körperschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässig sind, sind in der Ertragskategorie 8 zu berücksichtigen. Die Direkt- und Allgemein-
kosten, die durch die Beteiligung an solchen Körperschaften veranlasst sind, sind nach § 39 
Absatz 2 InvStG und § 40 Absatz 5 InvStG ausschließlich den Veräußerungsgewinnen 
(Ertragskategorie 8) zuzuordnen. Die Abziehbarkeit der Direkt- und Allgemeinkosten kann 
jedoch nach § 8 StAbwG ausgeschlossen sein (siehe Rn. 27). § 11 StAbwG ist nur auf Erträge 
anzuwenden, die dem Spezial-Investmentfonds ab dem Zeitpunkt zufließen, in dem die 
Voraussetzungen für die Anwendung des § 11 StAbwG erfüllt sind. Für bereits vor diesem 
Zeitpunkt zugeflossene oder als zugeflossen geltende Erträge sind die Regelungen 
unabhängig davon, ob die Erträge dem Anleger bereits zugeflossen sind oder bisher nur auf 
Ebene des Spezial-Investmentfonds vereinnahmt wurden, nicht anzuwenden. 


78 Beteiligungen an Körperschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässig sind, sind aufgrund des Ausschlusses von § 8b KStG und § 3 Nummer 40 EStG nicht 
im Aktiengewinn eines Spezial-Investmentfonds zu berücksichtigen. Unrealisierte Gewinne 
aus Beteiligungen an Körperschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässig sind, sind daher mit der Anwendbarkeit des § 11 StAbwG vollständig nicht mehr im 
Aktiengewinn zu berücksichtigen. Vor der Anwendbarkeit des § 11 StAbwG bereits 
realisierte Gewinne bleiben weiterhin im Aktiengewinn enthalten. 


79 Beteiligungen an Körperschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässig sind, sind weiterhin bei der Ermittlung der Teilfreistellung zu berücksichtigen, wenn 
diese die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 8 InvStG erfüllen. 


  5. Verhältnis der Abwehrmaßnahmen untereinander 


80 Bezogen auf den jeweiligen Geschäftsvorgang findet grundsätzlich nur eine 
Abwehrmaßnahme Anwendung. Die Maßnahmen der §§ 8 und 10 StAbwG sind so angelegt, 
dass insbesondere bei Anwendbarkeit einer erweiterten Quellensteuermaßnahme nach § 10 
StAbwG die Anwendbarkeit des Abzugsverbots nach § 8 StAbwG ausgeschlossen ist (vgl. § 8 
Satz 2 Nummer 1 StAbwG). Zu einem Abzugsverbot nach § 8 StAbwG kommt es danach nur, 
soweit weder eine beschränkte Steuerpflicht nach § 10 StAbwG noch eine unbeschränkte oder 
beschränkte Steuerpflicht nach dem Einkommen- oder Körperschaftsteuergesetz vorliegt. 


81 Auch im Hinblick auf die Anwendung der §§ 8 und 9 StAbwG findet nur eine Maßnahme 
Anwendung. So findet § 8 StAbwG keine Anwendung, soweit aufgrund der aus den 
Aufwendungen resultierenden Einnahmen ein Hinzurechnungsbetrag i. S. d. § 10 Absatz 1 
Satz 1 AStG anzusetzen ist (§ 8 Satz 2 Nummer 2 StAbwG). 


82 Das Verhältnis der Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 StAbwG ist so geregelt, dass bei der 
Anwendung der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung nach § 9 StAbwG die aufgrund von 







 
  


  
 


    
 


 


 
 


 
 


 
 


 
 


 


 
 


 


   
 


 


 
 


    
 


 
 


 


 
 


 


Seite 28 


§ 10 StAbwG gezahlten Quellensteuern bei der Besteuerung des Hinzurechnungsbetrags 
angerechnet werden. 


83 § 11 StAbwG findet keine Anwendung auf die dort genannten Bezüge oder Gewinne, soweit 
diese aus Beträgen resultieren, auf die bereits § 8 oder § 10 StAbwG angewendet wurden (§ 
11 Absatz 3 StAbwG). Sofern sich im Einzelfall keine eindeutige Verwendungsreihenfolge 
ergibt, kann aus Gründen der Vereinfachung für die Anwendung des § 11 Absatz 3 StAbwG 
davon ausgegangen werden, dass diese Beträge vorrangig an den Steuerpflichtigen 
ausgeschüttet wurden. Die Nachweispflicht des Steuerpflichtigen bleibt hiervon unberührt. 


Beispiel 16: 
Die in Deutschland ansässige A GmbH ist Alleingesellschafterin einer Kapital-
gesellschaft, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. Die 
Einkünfte der Kapitalgesellschaft werden in dem nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebiet nicht niedrig besteuert. Die A GmbH unterhält zusätzliche Geschäfts-
beziehungen zu dieser Kapitalgesellschaft. Im Zuge dessen leistet die A GmbH im 
Jahr 01 eine Zahlung an die Kapitalgesellschaft in Höhe von 1.000 €, die dem 
Quellensteuerabzug nach § 10 StAbwG unterlag. Im Jahr 02 erhält die A GmbH eine 
Ausschüttung in Höhe von 1.600 €. 


Auf die Ausschüttung findet § 8b Absatz 1 Satz 1 KStG gemäß § 11 Absatz 1 StAbwG 
grundsätzlich keine Anwendung. Vorliegend gilt dies nicht für die anteilige 
Ausschüttung in Höhe von 1.000 €, da dieser Betrag bei der leistenden Kapital-
gesellschaft (im Jahr 01) bereits der Besteuerung nach § 10 StAbwG unterlegen hat 
(§ 11 Absatz 3 StAbwG). 


 6. Gesteigerte Mitwirkungspflichten, § 12 StAbwG 


84 Nach § 12 Absatz 1 StAbwG haben die Steuerpflichtigen, die Geschäftsvorgänge i. S. d. 
§ 7 StAbwG zum nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet unterhalten, über die nach § 90 AO 
bestehenden Mitwirkungspflichten hinaus (siehe dazu auch Verwaltungsgrundsätze 2020, 
BMF-Schreiben vom 3. Dezember 2020, BStBl I S. 1325) eine gesteigerte Mitwirkungs-
pflicht. Für diesen Zweck bestimmt § 12 Absatz 2 Satz 1 StAbwG einen Katalog von 
zusätzlichen Aufzeichnungspflichten, die auch für Geschäftsvorgänge zwischen nicht 
nahestehenden Personen gelten. Die gesteigerten Mitwirkungspflichten sind nur zu erfüllen, 
wenn mindestens eine der in §§ 8 bis 11 StAbwG aufgeführten Maßnahmen greift. Diese 
zusätzlichen Pflichten umfassen insbesondere Aufzeichnungen über die Geschäftsbeziehung, 
die zugrunde liegenden Verträge, die ausgeübten Funktionen, die Geschäftsstrategien und die 
Markt- und Wettbewerbsverhältnisse. Zu beachten ist, dass gerade in Bezug auf unabhängige 
Dritte gewisse Aufzeichnungen nicht zwingend erstellt und verlangt werden können; 
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beispielsweise die von den Beteiligten im Rahmen der Geschäftsbeziehungen ausgeübten 
Funktionen und übernommenen Risiken sowie deren Veränderungen innerhalb des 
Wirtschaftsjahres oder die eingesetzten wesentlichen Vermögenswerte. 


85 Nach § 12 Absatz 2 Satz 2 StAbwG sind die Aufzeichnungen nach Satz 1 spätestens ein Jahr 
nach Ablauf des betreffenden Kalenderjahres oder Wirtschaftsjahres zu erstellen und an die 
örtlich zuständige Finanzbehörde sowie in den Fällen der Verpflichtung zum Country-by-
Country Reporting (§ 138a AO) auch an das BZSt zu übermitteln. Bei Verletzung der 
gesteigerten Mitwirkungspflichten wird nach § 162 Absatz 2 Satz 3 AO widerlegbar vermutet, 
dass in Deutschland steuerpflichtige Einkünfte in Bezug zu nicht kooperativen Steuerhoheits-
gebieten nicht erklärt wurden oder höher als erklärt sind. Des Weiteren werden bei einem 
nicht entschuldbaren oder nicht nur geringfügigen Verletzen der gesteigerten Mitwirkungs-
pflichten gemäß § 162 Absatz 4a AO Zuschläge gemäß § 162 Absatz 4 AO erhoben. 


86 Sofern ein Finanzinstitut die Anforderungen an die KYC-Prozesse1 gemäß Bestimmungen zur 
Geldwäschebekämpfung, vergleichbaren Dokumentationsanforderungen nach der AO oder 
Pflichten, die sich aus dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz (FKAustG) ergeben, 
vollumfänglich erfüllt und im Rahmen dieser Dokumentation keine Ansässigkeit in einem 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet festgestellt wird, ist dies auch für Zwecke des 
StAbwG ausreichend. In diesem Fall genügt es etwa, wenn die gemäß § 6 Absatz 1 FKAustG 
festgestellte steuerliche Ansässigkeit im Ausland dokumentiert ist und sich diese nicht in 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet befindet.  


87 Bei Vermögensgegenständen, die unter den Anwendungsbereich des § 7 StAbwG fallen, ist es 
grundsätzlich nicht zu beanstanden, wenn der Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds 
nur die Bezeichnung, die Art des Investments (z. B. Anleihe oder Aktie) und eine etwaig 
vergebene ISIN dem für ihn zuständigen Finanzamt mitteilt und weitere Unterlagen erst nach 
Aufforderung nachgereicht werden (vgl. § 12 Absatz 2 Satz 3 StAbwG). Gleiches gilt für 
andere nach § 12 Absatz 1 StAbwG Meldepflichtige, soweit diese vergleichbare Vermögens-
gegenstände halten und mit diesen eine vergleichbare Tätigkeit ausüben. 


88 Um eine effiziente Erfüllung der gesteigerten Mitwirkungspflichten zu ermöglichen, ist es im 
Einzelfall nicht zu beanstanden, wenn die entsprechenden Aufzeichnungen – abweichend von 
der Frist des § 12 Absatz 2 Satz 2 StAbwG – erst bis zum Ablauf des 14. Monats nach Ablauf 
des Kalenderjahres oder Wirtschaftsjahres, in dem der mitzuteilende Sachverhalt verwirklicht 
worden ist, der zuständigen Finanzbehörde übermittelt werden. Insbesondere Kapital-
verwaltungsgesellschaften wird so die Möglichkeit gegeben, für sämtliche von ihnen ver-
walteten Investmentfonds und Spezial-Investmentfonds die gesteigerten Mitwirkungspflichten 


1 KYC (Know Your Customer)-Prozesse sind Prozesse, bei denen Unternehmen die Identität 
ihrer Kunden überprüfen, um Geldwäsche, Betrug und andere illegale Aktivitäten zu 
verhindern. Dies geschieht durch die Sammlung und Überprüfung von persönlichen 
Informationen und Dokumenten, um sicherzustellen, dass die Kunden legitim und 
vertrauenswürdig sind. 
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zu einem einheitlichen Termin zu erfüllen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Investment-
fonds und Spezial-Investmentfonds regelmäßig unterschiedliche Geschäftsjahre (GJ) haben. 


Beispiel 17: 
• Fonds 1 (Ende GJ 31. Januar 01) > Fristablauf nach § 12 StAbwG am 31. Januar 02 
• Fonds 2 (Ende GJ 31. März 01) > Fristablauf nach § 12 StAbwG am 31. März 02 
• Fonds 3 (Ende GJ 31. Dezember 01) > Fristablauf nach § 12 StAbwG am 
31. Dezember 02 


Für eine einheitliche Abgabe der Aufzeichnungen für alle Fonds mit einem 
Geschäftsjahresende im Jahr 01 bliebe der Kapitalverwaltungsgesellschaft nur ein 
Monat Zeit. Maßgebend wäre der Fristablauf für Fonds 1 zum 31. Januar 02. Dieser 
Zeitraum erscheint zu kurz, um für eine Vielzahl von Fonds die Aufzeichnungen 
erstellen zu können. Es wird nicht beanstandet, wenn die Aufzeichnungen für Fonds 1 
erst am 31. März 02 übermittelt werden. 


89 Bei Konten, die bei Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten unterhalten werden, 
ist es grundsätzlich nicht zu beanstanden, wenn im ersten Schritt nur die Kundendaten (Name, 
Anschrift, bei natürlichen Personen Geburtsdatum, Kontonummer) und die Art des 
Geschäftsvorgangs in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet an die 
Finanzbehörde übermittelt und weitere Unterlagen erst nach Aufforderung durch die 
Finanzbehörde nachgereicht werden. Wird ein Konto im Laufe eines Jahres aufgelöst und hat 
das Kreditinstitut für das vorangegangene meldepflichtige Jahr bereits eine Meldung zu dem 
Konto an die Finanzbehörde übermittelt, ist eine Übermittlung nach § 12 Absatz 1 StAbwG 
für das Jahr der Kontoauflösung entbehrlich. Die Möglichkeit zur jederzeitigen Anforderung 
weiterer Unterlagen nach § 12 Absatz 2 Satz 3 StAbwG bleibt davon unberührt. 


90 Bei Aufzeichnungen nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 StAbwG ist es im ersten Schritt 
nicht zu beanstanden, wenn seitens des Steuerpflichtigen eine Auflistung von Verträgen samt 
ihren Änderungen und der wesentlichen Bestandteile (Vertragsliste) eingereicht wird; vgl. 
auch § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 StAbwG. Auf Anforderung der Finanzbehörde sind 
jedoch die Vertragsunterlagen umfassend seitens des Steuerpflichtigen bereitzustellen. 


91 Für Geschäftsjahre, die vor dem 31. Dezember 2022 begonnen haben, wird es nicht 
beanstandet, wenn die Aufzeichnungen erstmals zum 31. Dezember 2024 abgegeben werden 
(vgl. BMF-Schreiben vom 4. Juni 2024, BStBl I S. 915). 
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VI.  Verhältnis zu anderen Regelungen  


  1. Verhältnis von §§ 8, 9 und 10 StAbwG zu § 10 AStG 


92 Das Abzugsverbot nach § 8 StAbwG kommt nicht zur Anwendung, soweit aufgrund der aus 
den Aufwendungen resultierenden Einnahmen ein Hinzurechnungsbetrag i. S. d. § 10 
Absatz 1 Satz 1 AStG anzusetzen ist (§ 8 Satz 2 Nummer 2 StAbwG). 


Beispiel 18: 
Die D GmbH (ansässig in DEU) ist an der Oasen Corp. (ansässig in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet; Ertragsteuersatz 0 %; nach Rechtstypenvergleich 
einer deutschen Kapitalgesellschaft entsprechend) zu 100 % beteiligt. Die Oasen 
Corp. erzielt jährlich 100.000 € aus aktiven Einkünften mit fremden Dritten. 
Zusätzlich erzielt sie jährlich Zinseinnahmen in Höhe von 900.000 € aus einer 
Geschäftsbeziehung mit der D GmbH. Es handelt sich um eine Darlehensbeziehung 
und entsprechend um passive Einkünfte i. S. d. § 8 Absatz 1 AStG. Es werden keine 
Dividenden ausgeschüttet.  


Das Steuerhoheitsgebiet wird im Jahr 01 nach Maßgabe des § 2 Absatz 1 StAbwG als 
ein nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet eingestuft und schließlich in der StAbwV 
(§ 3 Absatz 1 StAbwG) genannt. Diese tritt im Jahr 01 in Kraft. 


In den Jahren 02, 03 und 04 sind die §§ 9, 10 und 12 StAbwG anzuwenden. Nach § 10 
Satz 1 Nummer 1 StAbwG unterliegen die auf das Darlehen entfallenden Einkünfte der 
Oasen Corp. der beschränkten Steuerpflicht. Die inländische D GmbH hat 135.000 € 
der jährlichen Zinszahlung einzubehalten und an das BZSt abzuführen (Steuerabzug 
von 15 %). 


Die Einkünfte der Oasen Corp. in Höhe von 1 Mio. € unterliegen bei der D GmbH 
nach § 9 StAbwG der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung (durchschnittliche 
Unternehmenssteuerbelastung ca. 30 % = 300.000 €). Auf Antrag der D GmbH 
werden im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung die deutschen Quellensteuern auf 
die Zinserträge der Oasen Corp. angerechnet (§ 12 Absatz 1 AStG; im Beispiel: 
135.000 €). 


Ab dem Jahr 05 finden die §§ 8 bis 10 und 12 StAbwG Anwendung. Die Zins-
aufwendungen der D GmbH in Höhe von 900.000 € bleiben nach § 8 Satz 2 
Nummer 2 StAbwG grundsätzlich als Betriebsausgaben abzugsfähig. Ansonsten gilt 
die Lösung für die Jahre 02 bis 04 entsprechend. 
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 2. Verhältnis von § 10 StAbwG zu § 2 AStG 


  
  


  


93 Die Regelungen des § 10 StAbwG können neben der erweiterten beschränkten Steuerpflicht 
nach § 2 AStG grundsätzlich anwendbar sein (siehe Rn. 13 des BMF-Schreibens vom 
22. Dezember 2023, a. a. O.). 


 3. Verhältnis von § 11 StAbwG zu § 11 AStG 


  
   


  


  


94 Werden Bezüge von einer in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässigen 
Zwischengesellschaft geleistet, deren Einkünfte der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung 
nach § 9 StAbwG unterlegen haben, kann ein Kürzungsbetrag nach § 11 AStG anzusetzen 
sein, wenn die Vorschriften über die (anteilige) Beteiligungsertragsbefreiung nach 
§ 11 StAbwG ausgeschlossen werden (vgl. auch BMF-Schreiben vom 22. Dezember 2023, 
a. a. O., Rn. 629). 


  4. Verhältnis des StAbwG zu bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen 


   
 


 
   


   
 


 


 
 


  
 


 
 


 
  


  
 


 


95 § 1 Absatz 3 Satz 1 StAbwG regelt den Vorrang der Bestimmungen des StAbwG vor 
entgegenstehenden Vorschriften in etwaigen DBA. Dieser Vorrang ist nicht auf DBA 
beschränkt, die mit einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet abgeschlossen wurden. 
Damit sind die Vorschriften des StAbwG in vollem Umfang auch anzuwenden, soweit ein 
DBA besteht. Die Rechtsfolgen des StAbwG treten also selbst dann ein, wenn in einem DBA 
ausdrücklich etwas anderes geregelt ist (sog. Treaty Override). 


96 § 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG regelt über die Anwendung der Maßnahmen des StAbwG 
hinaus, dass deutsche Besteuerungsrechte durch mit nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten 
bestehende DBA nicht berührt werden. Dies gilt im Zeitraum, in dem die Abwehrmaßnahmen 
nach dem 3. und 4. Abschnitt des StAbwG bezogen auf dieses Steuerhoheitsgebiet 
Anwendung finden. Demnach sind DBA-Vorschriften nicht anzuwenden, wenn eine der in 
dem 3. und 4. Abschnitt des StAbwG geregelten Maßnahmen Anwendung findet; also zeitlich 
ab dem Jahr nach der erstmaligen Listung des nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiets in der 
StAbwV. Soweit ein deutscher Besteuerungsanspruch gegeben ist, wird dieser nicht durch die 
abkommensrechtlichen Regelungen beschränkt. 


Beispiel 19: 
Der Staat X ist nicht kooperativ i. S. d. § 2 StAbwG und wird zum 1. Januar des 
Jahres 01 auf die EU-Liste aufgenommen. Am 1. November des Jahres 01 wird der 
Staat auch in die StAbwV aufgenommen. Mit dem Staat X besteht ein DBA, welches 
dem Ansässigkeitsstaat der ausschüttenden Körperschaft ein auf 15 % beschränktes 
Besteuerungsrecht für Streubesitzdividenden gewährt. 
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Am 2. November des Jahres 01 schüttet die in Deutschland ansässige A AG an die im 
Staat X ansässige natürliche Person B, die an der A AG mit 5 % beteiligt ist, eine 
Dividende aus, die B noch im Jahr 01 zufließt. Die Kapitalertragsteuer wird 
vorschriftsmäßig einbehalten. Am 1. September des Jahres 02 stellt B beim BZSt einen 
Antrag auf Erstattung der über 15 % hinausgehenden Kapitalertragsteuer. 


Dem Antrag auf Erstattung der Kapitalertragsteuer ist (sofern die weiteren 
Voraussetzungen vorliegen) stattzugeben. Die Beschränkung des deutschen 
Quellenbesteuerungsrechts durch das DBA ist zu beachten. Erst ab dem Jahr 02 
finden das deutsche Besteuerungsrecht beschränkende Vorschriften des DBA keine 
Anwendung mehr, da ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen des StAbwG Anwendung 
finden. Für die Beurteilung kommt es auf die Verwirklichung des unter die 
Vorschriften des DBA fallenden Tatbestandes (hier die Ausschüttung der Dividende) 
und nicht auf die Antragstellung beim BZSt an. 


Abwandlung: 
Wie Beispiel 19, allerdings erfolgt die Ausschüttung der A AG am 1. Februar 02. 


Der Antrag auf Erstattung der Kapitalertragsteuer ist abzulehnen. Die Beschränkung 
des Quellenbesteuerungsrechts auf 15 % durch das DBA ist nicht anzuwenden, da das 
DBA die Besteuerungsrechte Deutschlands einschränkt und der Treaty Override des 
§ 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG greift. 


Sollte der Staat X im Laufe des Jahres 02 als kooperativ eingestuft und 
konsequenterweise noch im Jahr 02 von der StAbwV gestrichen werden, sind die 
Maßnahmen des StAbwG mit Wirkung zum 1. Januar 02 nicht anzuwenden. 


97 § 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG führt nicht zu einem abkommenslosen Zustand. Sofern das 
einschlägige DBA die Anwendung der Anrechnungsmethode vorsieht, erfolgt die 
Anrechnung ausländischer Steuern auf die deutsche Steuer bzw. ihr Abzug bei der Ermittlung 
der Einkünfte nach Maßgabe der allgemeinen Grundsätze (§ 34c Absatz 6 Satz 2 EStG ggf. in 
Verbindung mit § 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 KStG oder anderen Vorschriften – u. a. 
§ 32d Absatz 5 Satz 1 EStG). Die Anrechnung bzw. der Abzug ist mithin der Höhe nach auf 
den DBA-Quellensteuersatz begrenzt. Sofern das einschlägige DBA die Freistellung der 
ausländischen Einkünfte von der deutschen Besteuerung vorsieht und Deutschland die 
ausländischen Einkünfte aufgrund der Anwendung des § 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG besteuert, 
erfolgt die Anrechnung bzw. der Abzug der ausländischen Steuer in analoger Anwendung des 
§ 34c Absatz 6 Satz 5 EStG nach § 34c Absatz 1 bis 3 und Absatz 6 Satz 6 EStG. 


98 In den Fällen des § 1 Absatz 3 Satz 2 StAbwG ist § 50d Absatz 8 EStG nicht anzuwenden. 
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 5. Verhältnis zu anderen Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzugsverboten 


99 Die Regelungen des § 8 StAbwG sind grundsätzlich neben anderen Betriebsausgaben- oder 
Werbungskostenabzugsverboten, wie z. B. § 4k EStG, anzuwenden. § 8 StAbwG ist 
vorrangig vor dem temporären Abzugsverbot der Zinsschranke nach § 4h EStG anzuwenden. 


VII. Schlussbestimmungen  


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.  
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		2. Sachlicher Anwendungsbereich
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		a) Allgemeines

		b) Anwendung des § 8 StAbwG

		c) Anwendung des § 11 StAbwG



		IV. Betroffene Geschäftsvorgänge, § 7 StAbwG

		V. Abwehrmaßnahmen

		1. Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs, § 8 StAbwG
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		a) Allgemeines

		b) Einzelne Tatbestände, § 10 Absatz 1 Satz 1 StAbwG
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		aaa) Allgemeines
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		c) Weitere Voraussetzungen, § 10 Absatz 1 Satz 2 StAbwG

		d) Rechtsfolgen, § 10 Absatz 2 StAbwG

		aa) Allgemeines

		bb) Nettovereinbarung

		cc) Haftung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 5 EStG)

		dd) Nachforderungsbescheid gegenüber dem Vergütungsschuldner

		ee) Nachforderung gegenüber dem Vergütungsgläubiger, § 10 Absatz 2 Satz 1 StAbwG i. V. m. § 50a Absatz 5 Satz 6 EStG analog

		ff) Steuerbescheinigung (Anwendung des § 50a Absatz 5 Satz 7 EStG)

		4. Versagung der Steuerbefreiung für Dividenden und Veräußerungsgewinne, § 11 StAbwG

		5. Verhältnis der Abwehrmaßnahmen untereinander
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		1. Verhältnis von §§ 8, 9 und 10 StAbwG zu § 10 AStG

		2. Verhältnis von § 10 StAbwG zu § 2 AStG

		3. Verhältnis von § 11 StAbwG zu § 11 AStG
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POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 7. Juni 2024 


BETREFF   Anwendung der Vorschriften über die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender 
Steuergestaltungen  


  Anpassung an die Änderung des § 138f AO durch das Gesetz vom 27. März 2024, 
BGBl.  I Nr.  108  


BEZUG BMF-Schreiben vom 29. März 2021, BStBl I S. 582, zuletzt geändert durch BMF-Schreiben 
vom 23. Januar 2023, BStBl I S. 183 


GZ IV D 1 - S 0304/19/10006 :014 
IV B 1 - S 1317/19/10058 :011 


DOK 2024/0466495 
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Das Gesetz vom 27. März 2024, BGBl. I Nr. 108, enthält u.a. verschiedene, teilweise 
datenschutzrechtlich erforderliche sowie ergänzende Änderungen in § 138f AO.  


Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder werden nachstehende Rand-
nummern des BMF-Schreibens vom 29. März 2021, BStBl I S. 582, zur Anwendung der Vor-
schriften über die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen, zuletzt 
geändert durch BMF-Schreiben vom 23. Januar 2023, BStBl I S. 183, mit sofortiger Wirkung 
wie folgt neu gefasst: 


„78 Die Mitteilungspflicht geht insoweit jedoch erst auf den Nutzer über, sobald der Inter-
mediär alle übrigen, nicht der Verschwiegenheitspflicht unterliegenden Daten an das 
Bundeszentralamt für Steuern übermittelt und die ihm für diese Mitteilung zugewie-
sene Registriernummer und Offenlegungsnummer an den Nutzer weitergeleitet hat. 
Der Intermediär hat dem Nutzer darüber hinaus die Angaben nach § 138f Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO zur Verfügung zu stellen, soweit sie diesem nicht bekannt 
sind; auf Nachfrage des Bundeszentralamts für Steuern hat der Intermediär Auskunft 
darüber zu erteilen, wann er dem Nutzer vorstehende Angaben zur Verfügung gestellt 
hat. 


www.bundesfinanzministerium.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.bundesfinanzministerium.de





 
  Seite 2  


93 Da die  Informationen über mitgeteilte grenzüberschreitende Steuergestaltungen  
zwischen diesen EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden, sollen mehrere identische 
Mitteilungen der  gleichen grenzüberschreitenden Steuergestaltung in mehreren EU-
Mitgliedstaaten vermieden werden.  Deshalb ist ein  Intermediär nach §  138f Abs.  8 AO 
von der Mitteilungspflicht nach § 138d Abs. 1 AO  befreit, sofern und soweit er  
nachweisen kann, dass  er oder der  Nutzer dieselbe grenzüberschreitende Steuerge-
staltung bereits in einem anderen  EU-Mitgliedstaat ordnungsgemäß nach den dort  
geltenden nationalen Regelungen zur Mitteilungspflicht grenzüberschreitender Steuer-
gestaltungen mitgeteilt hat.  


 
97 Zur  Vermeidung von Mehrfachmeldungen derselben grenzüberschreitenden Steuerge-


staltung sieht § 138f Abs. 9 Satz 2 AO eine Befreiung von der Mitteilungspflicht vor, 
soweit der  Intermediär nachweisen kann, dass bereits ein anderer  Intermediär oder  ein  
Nutzer im Hinblick auf dieselbe Steuergestaltung di e erforderlichen Informationen 
entweder dem Bundeszentralamt für Steuern oder der zuständigen Behörde eines  
anderen EU-Mitgliedstaats übermittelt hat. Gleiches gilt, wenn der  Intermediär  
nachweisen kann, dass die erforderlichen Informationen im Hinblick auf dieselbe  
grenzüberschreitende Steuergestaltung durch den Nutzer entweder dem Bundeszen-
tralamt für Steuern  (vgl. § 138f Abs. 6 Satz 5 AO, siehe Teil  I, Kapitel 3.1.5.3, Rz. 80)  
oder der zuständigen  Behörde eines  anderen EU-Mitgliedstaats übermittelt worden  
sind. 


 
100 Voraussetzung der  Befreiung ist, dass der  Intermediär, der die  grenzüberschreitende 


Steuergestaltung mitgeteilt hat, den sich auf die  Befreiung berufenden Intermediär  
benannt hat. Das  ergibt sich aus § 138f Abs. 9 Satz 2 i. V. m. Abs. 3 AO, da die  
Befreiung von der Mitteilungspflicht für  alle weiteren  Intermediäre voraussetzt, dass 
der mitteilende Intermediär alle Angaben des § 138f Abs. 3 AO, d. h. auch die  
weiteren Intermediäre in seiner Mitteilung benennt. Die Benennung anderer  Interme-
diäre ist für den mitteilenden Intermediär freiwillig (§ 138f Abs. 3 Satz  2 AO). Hat er  
in seiner Mitteilung allerdings andere Intermediäre oder Nutzer benannt, so hat er sie  
darüber zu informieren (vgl. Teil  III, Kapitel 1.5.1.3). 


 
198 § 138f Abs. 6 Satz 4 AO normiert für  Fälle, in denen  Intermediäre als Berufsgeheim-


nisträger einer  gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegen und vom Nutzer  
der Steuergestaltung hiervon nicht entbunden werden (vgl. Teil  I, Kapitel 3.1.5.3), 
eine Anlaufhemmung der Mitteilungsfrist. Danach beginnt die 30-tägige Mitteilungs-
frist des Nutzers für die  Mitteilung der in § 138f  Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 3 und 10 AO  
genannten Angaben erst mit Ablauf des Tages, an dem der Nutzer vom  Intermediär die  
erforderlichen Angaben erlangt hat (§ 138f Abs. 6 Satz 4 AO); über diesen Zeitpunkt  
hat der  Intermediär dem  Bundeszentralamt für Steuern auf  Anfrage hin Auskunft zu 
erteilen.   
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209 Es ist möglich, dass mehrere Intermediäre zur Mitteilung einer grenzüberschreitenden 
Steuergestaltung im Geltungsbereich der AO oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat 
verpflichtet sind (vgl. Teil I, Kapitel 3.3.2). Soweit dies einem Intermediär bekannt ist, 
kann der Intermediär nach § 138f Abs. 3 Satz 2 AO die vorgenannten Angaben auch 
zu den anderen ihm bekannten Intermediären mit deren Einwilligung ergänzen. Zur 
Informationspflicht an die genannten Intermediäre vgl. Teil III, Kapitel 1.5.1.3.“ 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 












 


Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  


 
 


   
 


  


     
      
 


   
 


 


   
 


    


    
     


    


    
    


   
 


   


          
   


  
  


 
  


   
  


 
 


 
   


 
   


 
 


 
  


 


POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder      nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 13. Juni 2024 


BETREFF   Automatischer Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen nach 
dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz  - FKAustG;  
  Bekanntmachung einer finalen Staatenaustauschliste  2024  im Sinne des § 1   
Absatz 1 FKAustG für  den automatischen Austausch von Informationen über  
Finanzkonten in Steuersachen zum 30. September 2024  


GZ IV D 3 - S 1315/19/10030 :067 
DOK 2024/0480443 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Nach dem Gesetz zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in 
Steuersachen (Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz - FKAustG) werden Informationen 
über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) und 
der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates im Sinne des § 1 Absatz 1 FKAustG 
automatisch ausgetauscht (§ 27 Absatz 1 FKAustG). 


Dem BZSt sind hierfür von den meldenden Finanzinstituten die Finanzkontendaten zu den 
meldepflichtigen Konten für den Meldezeitraum 2023 nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz elektronisch im Wege der Datenfernübertragung zum 31. Juli 2024 zu übermitteln 
(§ 27 Absatz 2 FKAustG). 


Zu den Staaten im Sinne des § 1 Absatz 1 FKAustG, bei denen die Voraussetzungen für einen 
automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen vorliegen, 
zählen 


1. Mitgliedstaaten der Europäischen Union aufgrund der Richtlinie 2011/16/EU des 
Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im 


www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2 Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABl. L 64 
vom 11. März 2011, Seite 1; Amtshilferichtlinie) in der Fassung der Richtlinie 
2014/107/EU (ABl. L 359 vom 16. Dezember 2014, Seite 1), 


2. Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014 zwischen den 
zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über 
Finanzkonten (BGBl. 2015 II Seiten 1630, 1632) sind und diese in ihr nationales 
Recht verpflichtend aufgenommen haben sowie Vertragsparteien des Überein-
kommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (BGBl. 2015 II Seiten 966, 
967) sind und die gewährleisten, dass sie die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1, 
insbesondere Buchstabe e der Mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014 
zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Infor-
mationen über Finanzkonten erfüllen, 


3. Drittstaaten, die Verträge mit der Europäischen Union zur Vereinbarung des auto-
matischen Austauschs von Informationen über Finanzkonten im Sinne der unter 
Nummer 1 angeführten Richtlinie 2014/107/EU (ABl. L 359 vom 16. Dezember 2014, 
Seite 1) geschlossen haben, sowie 


4. Drittstaaten, mit denen die Bundesrepublik Deutschland ein Abkommen über den 
steuerlichen Informationsaustausch geschlossen hat, nach dem ein automatischer 
Austausch von Informationen vereinbart werden kann. 


Hiermit werden die Staaten im Sinne des § 1 Absatz 1 FKAustG bekanntgegeben, bei denen 
die Voraussetzungen für den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten 
mit Stand vom 27. Mai 2024 vorliegen, mit denen der automatische Datenaustausch zum 
30. September 2024 erfolgt und für welche die meldenden Finanzinstitute Finanzkontendaten 
zum 31. Juli 2024 dem BZSt zu übermitteln haben (finale FKAustG-Staatenaustauschliste 
2024). 


Für den Datenaustausch zum 30. September 2025 wird eine neue FKAustG-Staaten-
austauschliste 2025 im Rahmen eines weiteren BMF-Schreibens bekanntgegeben. 


Die finale FKAustG-Staatenaustauschliste 2024 wird nachfolgend dargestellt und steht auf 
der Internetseite des BZSt unter www.bzst.bund.de zur Ansicht und zum Abruf bereit.  



http://www.bzst.bund.de/
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Seite 3 Finale FKAustG-Staatenaustauschliste 2024 


Nr. Staaten nach § 1 Absatz 1 FKAustG mit 
automatischem Informationsaustausch 
zum 30. September 2024 


Rechtsgrundlage nach 
§ 1 Absatz 1 FKAustG 


1. Albanien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
2. Andorra § 1 Absatz 1 Nummer 3 FKAustG 
3. Anguilla1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
4. Antigua und Barbuda § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
. Argentinien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
6. Aruba § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
7. Aserbaidschan § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
8. Australien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
9. Bahamas1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
. Bahrain1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 


11. Barbados § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
12. Belgien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
13. Belize1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
14. Bermuda1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
. Brasilien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 


16. Britische Jungferninseln1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
17. Brunei Darussalam1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
18. Bulgarien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
19. Chile § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
. China § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 


21. Cookinseln § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
22. Costa Rica § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
23. Curaçao § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
24. Dänemark § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
. Dominica1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 


26. Ecuador § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
27. Estland § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
28. Färöer § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
29. Finnland § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
. Frankreich²) § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 


31. Georgien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 







 
    


   
   
   
   
    
      
   
   
   
   
    
   


    
   
   
   
   
   
   


   


   
   
    
   


   


   
   


    
   
    
   


   
   
   


Seite 4 32. Ghana § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
33. Gibraltar § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
34. Grenada § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
35. Griechenland § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
36. Grönland § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
37. Guernsey § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
38. Hongkong § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
39. Indien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
40. Indonesien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
41. Irland § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
42. Island § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
43. Isle of Man § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
44. Israel § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
45. Italien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
46. Jamaika § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
47. Japan § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
48. Jersey § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
49. Kaimaninseln1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
50. Kanada § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
51. Kasachstan § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
52. Katar1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
53. Kenia § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
54. Kolumbien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
55. Korea, Republik § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
56. Kroatien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
57. Kuwait1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
58. Lettland § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
59. Libanon1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
60. Liechtenstein § 1 Absatz 1 Nummer 3 FKAustG 
61. Litauen § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
62. Luxemburg § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
63. Macau1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
64. Malaysia § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
65. Malediven § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
66. Malta § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 



https://www.dict.cc/englisch-deutsch/%3Cb%3EMalaysia%3C/b%3E.html





 
    


   


   
   
   
   
   


   
    
   
   


    
    
   


   
     
   


   
    
   
   
   
   
   
   
    
   
   
    
   
   
   
   
   
      


Seite 5 67. Marshallinseln1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
68. Mauritius § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
69. Mexiko § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
70. Monaco § 1 Absatz 1 Nummer 3 FKAustG 
71. Montserrat1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
72. Nauru1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
73. Neukaledonien1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
74. Neuseeland § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
75. Niederlande³) § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
76. Nigeria § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
77. Niue1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
78. Norwegen § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
79. Österreich § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
80. Oman1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
81. Pakistan § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
82. Panama § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
83. Peru § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
84. Polen § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
85. Portugal § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
86. Rumänien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
87. Samoa1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
88. San Marino § 1 Absatz 1 Nummer 3 FKAustG 
89. Saudi-Arabien § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
90. Schweden § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
91. Schweiz § 1 Absatz 1 Nummer 3 FKAustG 
92. Seychellen § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
93. Singapur § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
94. Sint Maarten1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
95. Slowakei § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
96. Slowenien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
97. Spanien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
98. St. Kitts und Nevis § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
99. St. Lucia § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
100. St. Vincent und die Grenadinen1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
101. Südafrika § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 







 
    


    
    


   
   
  
   


    
    
   


 
   
   


 
  


      
  


  
    


 
  


 
 


 
    


Seite 6 102. Thailand § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
103. Tschechien § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
104. Türkei § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
105. Turks- und Caicosinseln1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
106. Ungarn § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 
107. Uruguay § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
108. Vanuatu1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
109. Vereinigte Arabische Emirate1) § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
110. Vereinigtes Königreich § 1 Absatz 1 Nummer 2 FKAustG 
111. Zypern § 1 Absatz 1 Nummer 1 FKAustG 


¹) Aufgrund einer Notifikation dieses Staates gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe b der Mehrseitigen Vereinbarung vom 
29. Oktober 2014 zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informationen über 
Finanzkonten übermittelt die Bundesrepublik Deutschland nach § 2 Absatz 1.2 dieser Mehrseitigen Vereinbarung keine 
Finanzkonteninformationen an diesen Staat, erhält jedoch Finanzkonteninformationen von diesem. Deshalb sind auch in 
diesem Fall bis auf Weiteres dem BZSt keine Finanzkontendaten durch meldende Finanzinstitute gemäß § 5 Absatz 1 
FKAustG zu übermitteln. 
²) Hierzu zählen auch Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion und Saint-Barthélemy. 
³) Hierzu zählen auch Bonaire, Sint Eustatius und Saba. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 












EuGH-Vorlage vom 10. Januar 2024, XI R 13/23 (XI R 7/21)
EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung
(hier: Frühstücksleistungen)


ECLI:DE:BFH:2024:VE.100124.XIR13.23.0


BFH XI. Senat


UStG § 1 Abs 1 Nr 1, UStG § 12 Abs 1, UStG § 12 Abs 2 Nr 11 S 2, FGO § 74, FGO § 121 S 1, EGRL 112/2006 Art 2, EGRL
112/2006 Art 24 Abs 1, EGRL 112/2006 Art 98 Abs 1, EGRL 112/2006 Art 98 Abs 2, EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 1,
EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 2, EGRL 112/2006 Anh 3 Nr 12, AEUV Art 267 Abs 3, UStG § 3 Abs 9, UStG VZ 2013


vorgehend BFH , 17. März 2022, Az: XI R 7/21


Leitsätze


Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich dabei ‑‑wie hier bei Frühstücksleistungen‑‑ um unselbständige Nebenleistungen zur
kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich dabei ‑‑wie hier bei Frühstücksleistungen‑‑ um unselbständige Nebenleistungen zur
kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


II. Das Verfahren wird bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union ausgesetzt.


Tatbestand


A.


 


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) betrieb im Jahr 2013 (Streitjahr) eine Fremdenpension. Sie bot ihren
Gästen ausschließlich Übernachtungen inklusive Frühstück zu einem pauschalen Gesamtpreis an. Für
Übernachtungsgäste bestand keine Möglichkeit, auf das Frühstück zu verzichten. Für die erbrachten Leistungen
stellte die Klägerin Rechnungen aus, welche Bruttobeträge für die Übernachtung mit Frühstück enthielten.
Steuersätze oder Steuerbeträge wurden nicht ausgewiesen.


1


In der bei dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt ‑‑FA‑‑) eingereichten Umsatzsteuererklärung für das
Streitjahr erklärte die Klägerin neben Umsätzen zu einem Steuersatz von 7 % auch Umsätze zum Regelsteuersatz
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von 19 %. Die Anmeldung stand einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich (§ 168 Satz 1
der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑).


Mit Schreiben vom 19.12.2018 beantragte die Klägerin die Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung gemäß § 164
Abs. 2 AO. Zur Begründung führte sie aus, dass nach dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)
Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 zur einheitlichen Besteuerung von Haupt- und
Nebenleistungen sämtliche im Zusammenhang mit der Pension erzielten Umsätze dem ermäßigten Steuersatz von
7 % zu unterwerfen seien. Sie übermittelte am 20.12.2018 eine berichtigte Umsatzsteuer-Jahreserklärung.


3


Das FA lehnte den Änderungsantrag mit Bescheid vom 08.02.2019 ab. Der Einspruch hatte keinen Erfolg
(Einspruchsentscheidung vom 17.04.2019).


4


Das Hessische Finanzgericht (FG) wies mit seinem Urteil vom 16.09.2020 - 1 K 772/19 (juris) die Klage ab. Es war
der Auffassung, die von der Klägerin erbrachten Frühstücksleistungen unterlägen nicht dem ermäßigten Steuersatz,
sondern dem Regelsteuersatz des § 12 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG). Die Steuerermäßigung des § 12
Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG sei auf reine Vermietungs- beziehungsweise Beherbergungsleistungen beschränkt. § 12
Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG normiere ein Aufteilungsgebot für Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung
dienten. Der Grundsatz, dass eine (unselbständige) Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung teile, werde von
diesem Aufteilungsgebot verdrängt. Dies sei unionsrechtskonform, da nach Art. 98 Abs. 1 und 2 der Richtlinie
2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) die
Mitgliedstaaten unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz der steuerlichen Neutralität beachtet werde, der dem
gemeinsamen Mehrwertsteuersystem zugrunde liege, die Möglichkeit hätten, (nur) konkrete und spezifische Aspekte
einer Kategorie von Dienstleistungen im Sinne des Anhangs III MwStSystRL mit einem ermäßigten
Mehrwertsteuersatz zu belegen. Es rechtfertige keine andere Beurteilung, dass im Streitfall ein Pauschalpreis
vereinbart worden sei. Die Klägerin berufe sich ohne Erfolg auf das EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom
18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22.


5


Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung materiellen und formellen Rechts. Sie macht geltend, dass das
Frühstück eine unselbständige Nebenleistung zur Beherbergung sei. Übernachtungen seien ohne Frühstück nicht
möglich gewesen. Auch Gäste, die das Frühstück nicht in Anspruch genommen hätten, hätten ‑‑mit einer einmaligen
Ausnahme‑‑ den vollen Preis gezahlt. Das gesetzliche Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG sei nach
dem EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 unzulässig, da eine einheitliche
Leistung einem einheitlichen Steuersatz unterliegen müsse, der sich nach der Hauptleistung richte. Aus Art. 98
MwStSystRL, der ein Wahlrecht zur Anwendung ermäßigter Steuersätze enthalte, ergebe sich nichts anderes.


6


Die Klägerin beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung, die Einspruchsentscheidung vom 17.04.2019 sowie den
Ablehnungsbescheid vom 08.02.2019 aufzuheben und das FA zu verpflichten, die Umsatzsteuerfestsetzung für 2013
dahin gehend abzuändern, dass Umsätze in Höhe von 61.405 € mit dem ermäßigten Steuersatz von 7 % besteuert
werden.


7


Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.8


Auf übereinstimmenden Antrag der Beteiligten hat der vorlegende Senat mit Beschluss vom 17.03.2022 - XI R 7/21
das Ruhen des Verfahrens bis zur Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-516/21 angeordnet.


9


Nach Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X (Auf Dauer eingebaute Vorrichtungen und Maschinen) ‑‑künftig:
Finanzamt X‑‑ vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 wurde das Revisionsverfahren unter dem Aktenzeichen
XI R 13/23 (XI R 7/21) fortgesetzt.


10


Die Klägerin hat sich nicht mehr geäußert.11


Das FA wendet ein, dass der EuGH im Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 nicht über ein
nationales, gesetzliches Aufteilungsgebot zu entscheiden gehabt habe, da § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a und Satz 2
UStG ein solches gesetzliches Aufteilungsgebot nicht statuiere. Ein solches gesetzliches Aufteilungsgebot sei hier
aber mit § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG gegeben. Das Urteil könne daher nicht auf den ermäßigten Steuersatz des
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG übertragen werden. Da das gesetzlich normierte Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11
Satz 2 UStG den Grundsatz der Einheitlichkeit der Leistung verdränge, komme es nicht darauf an, ob die streitige
Frühstücksleistung als Nebenleistung oder eigenständige Leistung zu beurteilen sei. Die bisherige (auch seitens des
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Entscheidungsgründe


B.


Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ bestätigte) Unionsrechtskonformität des Aufteilungsgebots sei durch das EuGH-Urteil
Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 nicht erschüttert.


Der Senat setzt das Verfahren aus und legt dem EuGH die im Tenor genannte Frage gemäß Art. 267 Abs. 3 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zur Vorabentscheidung vor.


13


I. Maßgebliche Rechtsvorschriften14


1. Unionsrecht15


Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) in
ihrer auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


Art. 2


(1) Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsätze:


…


c) Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt erbringt;


…


Art. 24


(1) Als "Dienstleistung" gilt jeder Umsatz, der keine Lieferung von Gegenständen ist.


…


Art. 98


(1) Die Mitgliedstaaten können einen oder zwei ermäßigte Steuersätze anwenden.


(2) Die ermäßigten Steuersätze sind nur auf die Lieferungen von Gegenständen und die Dienstleistungen der in
Anhang III genannten Kategorien anwendbar. Die ermäßigten Steuersätze sind nicht anwendbar auf elektronisch
erbrachte Dienstleistungen.


(3) Zur Anwendung der ermäßigten Steuersätze i.S. des Absatzes 1 auf Kategorien von Gegenständen können die
Mitgliedstaaten die betreffenden Kategorien anhand der Kombinierten Nomenklatur genau abgrenzen.


Anhang III:


Verzeichnis der Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, auf die ermäßigte MwSt-Sätze gemäß
Artikel 98 angewandt werden können


…


12. Beherbergung in Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich der Beherbergung in Ferienunterkünften,
und Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das Abstellen von Wohnwagen;


…


16


2. Nationales Recht17


Umsatzsteuergesetz vom 21.02.2005 (BGBl I 2005, 386) in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


§ 1 Abs. 1 Nr. 1


(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Umsätze:
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1. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines
Unternehmens ausführt. …


§ 12


(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der Bemessungsgrundlage …


(2) Die Steuer ermäßigt sich auf 7 Prozent für die folgenden Umsätze:


…


11. die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden
bereithält, sowie die kurzfristige Vermietung von Campingflächen. Satz 1 gilt nicht für Leistungen, die nicht
unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten
sind; …


II. Beurteilung von Vorfragen19


1. Wegen der Grundsätze zur Bestimmung von Haupt- und Nebenleistung verweist der vorlegende Senat zur
Vermeidung von Wiederholungen auf seine Ausführungen unter B.II.1. im Vorabentscheidungsersuchen vom
10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20).


20


2. Ausgehend davon ist im Streitfall das Frühstück ‑‑anders als im Vorlageverfahren XI R 11/23 (XI R 34/20)‑‑ eine
unselbständige Nebenleistung, da es ‑‑abgesehen von einer einmaligen Ausnahme‑‑ weder hinzugebucht noch
abgewählt werden konnte. Auf die von der Klägerin im Revisionsverfahren erhobene Sachaufklärungsrüge, dass
Übernachtungen ohne Frühstück nicht möglich gewesen seien, kommt es daher nicht an.


21


III. Zur Anrufung des EuGH22


Der vorlegende Senat hat Zweifel, ob er nach Ergehen der EuGH-Urteile Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-
463/16, EU:C:2018:22 sowie Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 an seiner Rechtsprechung
festhalten kann, wonach das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch insoweit
unionsrechtskonform ist (vergleiche dazu BFH-Urteil vom 24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86,
Rz 57).


23


1. Zur Vorlagefrage und zur Rechtsauffassung des Senats24


Der vorlegende Senat verweist zur Vermeidung von Wiederholungen auf seine Begründung der Vorlagefrage unter
B.III.1. und 2. in dem die Parkplatzgestellung als unselbständige Nebenleistung zur kurzfristigen Beherbergung von
Fremden betreffenden Vorabentscheidungsersuchen vom 10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20).


25


Ergänzend weist der Senat darauf hin, dass der Streitfall belegt, dass das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11
Satz 2 UStG der Wahrung des Grundsatzes der steuerlichen Neutralität dient. Das Frühstück wird mit dem
Regelsteuersatz besteuert, ohne dass es darauf ankäme, ob es sich ‑‑wie im Verfahren XI R 11/23 (XI R 34/20)‑‑ um
eine selbständige Hauptleistung handelt oder ‑‑wie hier‑‑ um eine unselbständige Nebenleistung.


26


2. Zur Entscheidungserheblichkeit27


Die Vorlagefrage ist entscheidungserheblich. Wäre die Vorlagefrage zu verneinen, wäre die Revision der Klägerin
als unbegründet zurückzuweisen, da das FG die Klage zu Recht abgewiesen hätte. Wäre die Vorlagefrage zu
bejahen, wäre die Anwendung des Regelsteuersatzes auf das Frühstück zu Unrecht erfolgt, so dass die Klage
insoweit Erfolg hätte.


28


3. Im Übrigen verweist der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen auf sein Vorabentscheidungsersuchen vom
10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20) unter B.III.4. und B.IV.
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EuGH-Vorlage vom 10. Januar 2024, XI R 11/23 (XI R 34/20)
EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung
(hier: Parkplätze)


ECLI:DE:BFH:2024:VE.100124.XIR11.23.0


BFH XI. Senat


UStG § 1 Abs 1 Nr 1, UStG § 4 Nr 12 S 1 Buchst a, UStG § 4 Nr 12 S 2, UStG § 12 Abs 1, UStG § 12 Abs 2 Nr 11 S 2, FGO §
74, FGO § 121 S 1, EGRL 112/2006 Art 2, EGRL 112/2006 Art 24 Abs 1, EGRL 112/2006 Art 98 Abs 1, EGRL 112/2006 Art
98 Abs 2, EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 1, EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 2, EGRL 112/2006 Anh 3 Nr 12, AEUV Art
267 Abs 3, UStG § 3 Abs 9, UStG VZ 2018 , UStG VZ 2019


vorgehend BFH , 22. März 2022, Az: XI R 34/20


Leitsätze


Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich hierbei ‑‑wie hier (nur) bei der Bereitstellung von Parkplätzen‑‑ um unselbständige
Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich hierbei ‑‑wie hier (nur) bei der Bereitstellung von Parkplätzen‑‑ um unselbständige
Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


II. Das Verfahren wird bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union ausgesetzt.


Tatbestand


A.


 


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) betrieb ein Hotel und Restaurant mit … Zimmern. Die Gäste des
Hotels erhielten zur Übernachtung auch ein Frühstück, das mit jeweils 4,50 € verrechnet wurde, soweit ein Gast auf
Anfrage nur eine Übernachtung ohne Frühstück in Anspruch nehmen wollte. Hotel und Restaurant verfügten über
einen eigenen Parkplatz, der kostenfrei genutzt werden konnte.


1


Seit Juni 2018 wies die Klägerin für Übernachtung, Frühstück und Parkplatz als einheitliche Leistung den
ermäßigten Steuersatz von 7 % aus. Sie erklärte in ihren Umsatzsteuervoranmeldungen für die Monate Juni 2018 bis
Mai 2019 dementsprechende Umsätze.
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Nach zwei Außenprüfungen bei der Klägerin für die Monate April 2018 bis Juni 2018 sowie Juli 2018 bis Mai 2019
vertrat die Prüferin die Auffassung, die Leistungen für Frühstück und Parkplatz seien mit dem Regelsteuersatz von
19 % zu besteuern. Bei einer geschätzten Auslastung des Hotels von 70% seien für das Frühstück 4,50 € und für den
Parkplatz 1,50 € anzusetzen. Hinsichtlich des Parkplatzes nahm die Prüferin für Reisegruppen, Familien und Gäste
ohne Fahrzeug einen Abschlag von 20 % vor.


3


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) folgte den Feststellungen der Umsatzsteuersonderprüfung
und setzte mit Bescheiden vom 12.12.2018 und vom 18.10.2019 die Umsatzsteuervorauszahlungen für Juni 2018
bis Mai 2019 höher fest. Dagegen legte die Klägerin Einspruch ein.


4


Im Laufe des Einspruchsverfahrens reichte die Klägerin die Umsatzsteuer-Jahreserklärung für 2018 ein. Die darin
erklärten Umsätze zu 7 % und 19 % entsprachen denen, die den Bescheiden über die Umsatzsteuervorauszahlungen
zugrunde lagen.


5


Das FA wies die Einsprüche als unbegründet zurück (Einspruchsentscheidung vom 26.02.2020).6


Das Sächsische Finanzgericht (FG) wies mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2021, 244
veröffentlichten Urteil vom 23.09.2020 - 2 K 352/20 die Klage ab. Es entschied, das Frühstück und die
Parkplatzgestellungen seien keine Nebenleistungen zur Beherbergung, sondern selbständige Hauptleistungen. Aber
selbst dann, wenn diese Leistungen unselbständige Nebenleistungen zu den ermäßigt zu besteuernden
Übernachtungsleistungen wären, habe das FA die Umsätze zu Recht aufgeteilt. Frühstück und Parkplatz gehörten zu
den Leistungen, die im Sinne von § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) nicht unmittelbar der
Vermietung dienten und deshalb von der Steuerersatzmäßigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ausgenommen
seien. § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG sei mit den unionsrechtlichen Vorgaben vereinbar.


7


Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung materiellen Rechts und macht im Wesentlichen geltend, sowohl
das Frühstück als auch die Bereitstellung von Parkplätzen seien jeweils unselbständige Nebenleistungen zur
Beherbergungsleistung. Das Frühstück und die Möglichkeit, einen Parkplatz kostenfrei zu nutzen, seien ebenso wie
die Möglichkeit, im Hotel zu duschen und Handtücher zu nutzen, Mittel, um die Hauptleistung "Übernachtung" unter
optimalen Bedingungen in Anspruch nehmen zu können. Die Gäste hätten ein Gesamtpaket (bestehend aus
Übernachtung, Frühstück und Parkplatz) gebucht, ob sie es genutzt hätten oder nicht. Die Übernachtung sei nur mit
Frühstück buchbar gewesen. Nur wenn Gäste auf Anfrage eine Übernachtung ohne Frühstück gewünscht hätten, sei
der Preis für die Übernachtung um 4,50 € pro Person und Nacht reduziert worden. Im Übrigen hätten den Gästen
auch im öffentlichen Bereich kostenfreie Parkplätze in Hotelnähe zur Verfügung gestanden.


8


Das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG enthaltene Aufteilungsgebot sei unionsrechtswidrig. Der Gerichtshof der
Europäischen Union (EuGH) habe mit seinem Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22
ein Verbot der künstlichen Aufteilung in Haupt- und Nebenleistung und Besteuerung zu unterschiedlichen
Steuersätzen ausgesprochen.


9


Die Klägerin beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung aufzuheben und den Umsatzsteuerbescheid für 2018 vom
06.02.2020 und die Bescheide über Umsatzsteuervorauszahlungen für Januar 2019 bis Mai 2019, alle in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 26.02.2020, dahingehend zu ändern, dass die Leistungen für Frühstück und
Parkplatzüberlassung mit 7 % besteuert werden.


10


Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.11


Das FA verteidigt die angefochtene Vorentscheidung und führt unter anderem (u.a.) aus, bei dem im Streitfall in
Rede stehenden Frühstück habe es sich im Übrigen um eine selbständige Leistung gehandelt, die von den Gästen
habe abgewählt werden können und in den Rechnungen entsprechend ausgewiesen worden sei. Weder das
Frühstück noch die Parkplatzüberlassung dienten unmittelbar der Beherbergung. Das EuGH-Urteil Stadion
Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 sei nicht zu einem nationalen Aufteilungsgebot ergangen. Der
EuGH habe in seinem Urteil Kommission/Frankreich vom 06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253 die Zulässigkeit
eines nationalen Aufteilungsgebots, das Vorrang vor dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Leistung habe,
ausdrücklich gebilligt.


12


Auf übereinstimmenden Antrag der Beteiligten hat der vorlegende Senat mit Beschluss vom 22.03.2022 -
XI R 34/20 das Ruhen des Verfahrens bis zur Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-516/21 angeordnet. Nach
Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X (Auf Dauer eingebaute Vorrichtungen und Maschinen) ‑‑künftig: Finanzamt
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Entscheidungsgründe


B.


X‑‑ vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 wurde das Revisionsverfahren unter dem Aktenzeichen
XI R 11/23 (XI R 34/20) fortgesetzt.


Die Klägerin sieht sich durch das EuGH-Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 in ihrer
Rechtsauffassung bestätigt. Der EuGH lehne eine künstliche Aufspaltung von einheitlichen Leistungen ab.


14


Das FA wendet dagegen ein, dass das EuGH-Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 für den
Streitfall nicht relevant sei. Sowohl das Frühstück als auch die Parkplatzüberlassung seien selbständige Leistungen
und nicht Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden. Selbst wenn diese Leistungen als
Nebenleistungen zu einer Beherbergungsleistung anzusehen wären, würde der Grundsatz, dass eine unselbständige
Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung teile, vom nationalen Aufteilungsgebot verdrängt. Aus der
Entscheidung des EuGH Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 folge nicht, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11
Satz 2 UStG gegen Unionsrecht verstoße.


15


Der Senat setzt das Verfahren aus und legt dem EuGH die im Tenor genannte Frage gemäß Art. 267 Abs. 3 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) zur Vorabentscheidung vor.


16


I. Maßgebliche Rechtsvorschriften17


1. Unionsrecht18


Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
(Mehrwertsteuersystemrichtlinie ‑‑MwStSystRL‑‑) in ihrer auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


Art. 2


(1) Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsätze:


…


c) Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt erbringt;


…


Art. 24


(1) Als "Dienstleistung" gilt jeder Umsatz, der keine Lieferung von Gegenständen ist.


…


Art. 98


(1) Die Mitgliedstaaten können einen oder zwei ermäßigte Steuersätze anwenden.


(2) Die ermäßigten Steuersätze sind nur auf die Lieferungen von Gegenständen und die Dienstleistungen der in
Anhang III genannten Kategorien anwendbar. Die ermäßigten Steuersätze sind nicht anwendbar auf elektronisch
erbrachte Dienstleistungen.


(3) Zur Anwendung der ermäßigten Steuersätze i.S. des Absatzes 1 auf Kategorien von Gegenständen können die
Mitgliedstaaten die betreffenden Kategorien anhand der Kombinierten Nomenklatur genau abgrenzen.


Anhang III:


Verzeichnis der Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, auf die ermäßigte MwSt-Sätze gemäß
Artikel 98 angewandt werden können


…


12. Beherbergung in Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich der Beherbergung in Ferienunterkünften,
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und Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das Abstellen von Wohnwagen;


…


2. Nationales Recht20


Umsatzsteuergesetz vom 21.02.2005 (BGBl I 2005, 386) in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


§ 1 Abs. 1 Nr. 1


(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Umsätze:


1. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines
Unternehmens ausführt. …


§ 12


(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der Bemessungsgrundlage …


(2) Die Steuer ermäßigt sich auf sieben Prozent für die folgenden Umsätze:


…


11. die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden
bereithält, sowie die kurzfristige Vermietung von Campingflächen. Satz 1 gilt nicht für Leistungen, die nicht
unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten
sind; …


21


II. Beurteilung von Vorfragen (Einheitlichkeit der Leistung)22


Das FG hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise angenommen, dass es sich bei dem Frühstück um
eine selbständige Hauptleistung handelt, während seine tatsächliche Würdigung, auch die Parkplatzgestellung sei
eine selbständige Hauptleistung, revisionsrechtlicher Überprüfung nicht standhält.


23


1. Nach der Rechtsprechung des EuGH, der sich der Bundesfinanzhof (BFH) angeschlossen hat, ist bei einem Umsatz,
der verschiedene Einzelleistungen und Handlungen umfasst, eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen, um zu
bestimmen, ob dieser Umsatz für Zwecke der Mehrwertsteuer zwei oder mehr getrennte Leistungen oder eine
einheitliche Leistung umfasst (vergleiche ‑‑vgl.‑‑ zum Beispiel ‑‑z.B.‑‑ EuGH-Urteile Q-GmbH vom 25.03.2021 - C-
907/19, EU:C:2021:237, Randziffer ‑‑Rz‑‑ 19, mit weiteren Nachweisen ‑‑m.w.N.‑‑; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-
516/21, EU:C:2023:372, Rz 28; zum Verhältnis von Haupt- und Nebenleistung allgemein, vgl. z.B. EuGH-Urteile CPP
vom 25.02.1999 - C-349/96, EU:C:1999:93, Rz 30; Mapfre asistencia und Mapfre warranty vom 16.07.2015 - C-
584/13, EU:C:2015:488, Rz 54; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 29 ff.‑‑; BFH-Urteile vom
24.04.2013 - XI R 7/11, BFHE 241, 459, BStBl II 2013, 648, Rz 61; vom 27.02.2014 - V R 14/13, BFHE 245, 272,
BStBl II 2014, 869, Rz 20; vom 26.01.2022 - XI R 19/19 (XI R 12/17), BFHE 275, 440, BStBl II 2022, 582, Rz 46 ff.;
vom 16.03.2023 - V R 17/21, BFH/NV 2023, 965, Rz 18 ff.).


24


a) Jeder Umsatz ist zwar im Hinblick auf die Mehrwertsteuer in der Regel als eigenständige und selbständige
Leistung zu betrachten; ein Umsatz, der eine wirtschaftlich einheitliche Leistung darstellt, darf aber im Interesse
eines funktionierenden Mehrwertsteuersystems nicht künstlich aufgespalten werden. Eine einheitliche Leistung
liegt vor, wenn mehrere Einzelleistungen oder Handlungen des Steuerpflichtigen für den Kunden so eng
miteinander verbunden sind, dass sie objektiv eine einzige untrennbare wirtschaftliche Leistung bilden, deren
Aufspaltung wirklichkeitsfremd wäre (vgl. z.B. EuGH-Urteile Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w Warszawie vom
16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 31; Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22, Rz 22,
m.w.N., Q-GmbH vom 25.03.2021 - C-907/19, EU:C:2021:237, Rz 20, m.w.N.; The Escape Center vom 22.09.2022 - C-
330/21, EU:C:2022:719, Rz 25, m.w.N.; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 29). Das ist
namentlich dann der Fall, wenn ein Teil oder mehrere Teile als Hauptleistung anzusehen sind, während andere
Teile als eine oder mehrere Nebenleistungen einzustufen sind, die steuerlich ebenso zu behandeln sind wie die
Hauptleistung. Insbesondere ist eine Leistung als Nebenleistung einer Hauptleistung anzusehen, wenn sie für die
Kunden keinen eigenen Zweck darstellt, sondern das Mittel, um die Hauptleistung des Leistungserbringers unter
optimalen Bedingungen in Anspruch zu nehmen (vgl. z.B. EuGH-Urteile Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w
Warszawie vom 16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 31; Q-GmbH vom 25.03.2021 - C-907/19, EU:C:2021:237,
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Rz 21, m.w.N.; Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 30). Zur Klärung der Frage, ob die
erbrachten Leistungen mehrere voneinander unabhängige Leistungen oder eine einheitliche Leistung darstellen,
sind die charakteristischen Merkmale des betreffenden Umsatzes zu ermitteln (vgl. z.B. EuGH-Urteile BGŻ Leasing
vom 17.01.2013 - C-224/11, EU:C:2013:15, Rz 32; Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w Warszawie vom 16.04.2015 -
C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 32).


b) In diesem Zusammenhang sind hinsichtlich der Vermietung von Immobilien zwei Fallgruppen zu unterscheiden
(vgl. dazu EuGH-Urteil Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w Warszawie vom 16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229,
Rz 38).


26


aa) Erstens, wenn der Mieter über die Möglichkeit verfügt, die Lieferanten und/oder die Nutzungsmodalitäten der in
Rede stehenden Gegenstände oder Dienstleistungen auszuwählen, können die Leistungen, die sich auf diese
Gegenstände oder Dienstleistungen beziehen, grundsätzlich als von der Vermietung getrennt angesehen werden.
Insbesondere wenn der Mieter über seinen Verbrauch von Leistungen, die in Abhängigkeit des Verbrauchs
abgerechnet werden können, entscheiden kann, können die Leistungen, die sich auf diese Gegenstände oder
Dienstleistungen beziehen, grundsätzlich als von der Vermietung getrennt angesehen werden. Bei Dienstleistungen
wie der Reinigung der Gemeinschaftsräume eines im Miteigentum stehenden Gebäudes sind diese als von der
Vermietung getrennt anzusehen, wenn sie von jedem Mieter einzeln oder von den Mietern gemeinsam organisiert
werden können und wenn die an den Mieter versandten Rechnungen die Lieferung dieser Gegenstände und
Dienstleistungen getrennt von der Miete ausweisen (vgl. EuGH-Urteil Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w
Warszawie vom 16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 39).


27


bb) Zweitens kann, wenn ein zur Miete angebotenes Gebäude in wirtschaftlicher Hinsicht offensichtlich mit den
begleitenden Leistungen objektiv eine Gesamtheit bildet, davon ausgegangen werden, dass Letztere mit der
Vermietung eine einheitliche Leistung bilden. Das kann u.a. bei der Vermietung von Immobilien für kurze Zeiträume,
insbesondere für die Ferienzeit oder aus beruflichen Gründen, die mit diesen Leistungen angeboten wird, ohne dass
diese davon getrennt werden können, der Fall sein (vgl. EuGH-Urteile Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w
Warszawie vom 16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 42).


28


c) Da diese Grundsätze auch bei der Vermietung von Immobilien für kurze Zeiträume gelten, ist bei der kurzfristigen
Vermietung zur Beherbergung von Fremden im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG entsprechend zu unterscheiden:


29


aa) Eine Leistung ist nicht als Nebenleistung zur kurzfristigen Vermietung (Beherbergung von Fremden), sondern als
Hauptleistung anzusehen, wenn sie der Mieter (hier: Hotelgast) einzeln ‑‑wie zum Beispiel nach Anzahl der
Frühstücksleistungen oder Parkdauer‑‑ hinzubuchen oder abwählen kann und sich hierdurch das Entgelt
dementsprechend erhöht oder verringert. In einem solchen Fall sind Leistungen, die neben der Vermietung zur
kurzfristigen Beherbergung erbracht werden, grundsätzlich als von dieser getrennt zu betrachten.


30


bb) Ist dagegen die neben der kurzfristigen Vermietung zur Beherbergung erbrachte Leistung so eng mit dieser
verbunden, dass sie vom Leistungsempfänger weder hinzugebucht noch abgewählt werden kann, ist grundsätzlich
von einer unselbständigen Nebenleistung zur Hauptleistung auszugehen, die das Schicksal der Hauptleistung teilt.


31


cc) Die Möglichkeit, dass Teile einer einheitlichen Leistung unter anderen Umständen getrennt erbracht werden,
steht dieser Beurteilung nicht entgegen, sondern gehört zum Konzept des zusammengesetzten einheitlichen
Umsatzes (vgl. z.B. EuGH-Urteile Field Fisher Waterhouse vom 27.09.2012 - C-392/11, EU:C:2012:597, Rz 26;
Wojskowa Agencja Mieszkaniowa w Warszawie vom 16.04.2015 - C-42/14, EU:C:2015:229, Rz 41). Einer
Nebenleistung ist es wesensimmanent, dass sie nicht stets im Gefolge der Hauptleistung auftritt und die
Hauptleistung damit auch ohne Nebenleistung (und umgekehrt) erbracht werden kann (vgl. z.B. BFH-Urteil vom
10.12.2020 - V R 41/19, BFH/NV 2021, 949, Rz 19; BFH-Beschluss vom 18.10.2023 - XI B 41/23 (AdV),
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2024, 50, Rz 23 ff.).


32


d) Ob die betreffende Leistung unter den Umständen des konkreten Falles eine einheitliche Leistung darstellt,
haben im Rahmen der mit Art. 267 AEUV errichteten Zusammenarbeit die nationalen Gerichte festzustellen, die
dazu alle endgültigen Tatsachenbeurteilungen vorzunehmen haben (vgl. EuGH-Urteile Frenetikexito vom
04.03.2021 - C-581/19, EU:C:2021:167, Rz 36; Dyrektor Krajowej lnformacji Skarbowej vom 20.04.2023 - C-282/22,
EU:C:2023:312, Rz 31; siehe auch ‑‑s.a.‑‑ EuGH-Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372,
Rz 38).


33


2. Gemessen daran ist nach den Umständen des Ausgangsverfahrens bei der nach Art. 267 AEUV vom Senat zu34
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beurteilenden Vorfrage, ob unselbständige Nebenleistungen vorliegen, die auch hinsichtlich des anzuwendenden
Steuersatzes das Schicksal der Hauptleistung teilen können, zu differenzieren.


a) Das FG hat nach den vorgenannten Grundsätzen (siehe dazu unter B.II.1.) zu Recht angenommen, dass
hinsichtlich des Frühstücks, das vom Gast gegen Verrechnung eines Gegenwerts in Höhe von 4,50 € jeweils
abgewählt werden konnte, eine selbständige Leistung vorliegt (vgl. zum Charakter der Frühstücksleistungen als
Nebenleistungen zu den Beherbergungsleistungen auch FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.11.2018 -
7 K 7314/16, EFG 2019, 294, Rz 51).


35


Da diese selbständige Leistung nicht unter § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG fällt (und im Streitzeitraum § 12 Abs. 2
Nr. 15 UStG ‑‑aktuelle Fassung‑‑ nicht galt), ist auf das Frühstück im Streitfall der Regelsteuersatz anzuwenden,
unabhängig von der Antwort auf die in diesem Verfahren dem EuGH vorgelegte Frage. Eines Rückgriffs auf das
Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG bedarf es insoweit nicht.


36


b) Dagegen handelt es sich bei der Überlassung von Parkplätzen an Hotelgäste im Streitfall um eine Nebenleistung
zur Beherbergungsleistung, da sie weder hinzugebucht noch abgewählt werden konnte. Sie ist im Streitfall mit der
Hauptleistung (Beherbergung) untrennbar verbunden und hat im Streitfall für den Hotelgast keinen eigenen Zweck.
Hierfür spricht ‑‑anders als das FA und das FG meinen‑‑ insbesondere, dass die Klägerin in keiner Weise danach
differenziert, wie der Gast angereist ist. Hinzu kommt, dass die Klägerin geltend macht, dass in unmittelbarer Nähe
des Hotels ausreichend öffentliche Parkplätze kostenfrei zur Verfügung stehen, ohne dass ersichtlich wäre, dass
diese Parkplätze aus Sicht der Hotelgäste für das Abstellen von Fahrzeugen weniger geeignet gewesen wären als
der Parkplatz der Klägerin (vgl. dazu auch EuGH-Urteil Gemeinde A vom 13.07.2023 - C-344/22, EU:C:2023:580,
Rz 39).


37


c) An die abweichende tatsächliche Würdigung durch das FG ist der Senat in Bezug auf den Parkplatz nicht
gebunden.


38


aa) Zwar ist die Beurteilung, ob eine einheitliche Leistung oder ein einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang vorliegt,
im Wesentlichen das Ergebnis einer tatsächlichen Würdigung, die dem FG obliegt und an die der BFH grundsätzlich
gebunden ist (§ 118 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑).


39


bb) Der BFH hat aber im Rahmen der revisionsrechtlichen Nachprüfung auch nachzuprüfen, ob das FG die für die
rechtliche Beurteilung bedeutsamen Begleitumstände, insbesondere die Interessenlage der Beteiligten, erforscht
und berücksichtigt hat (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 10.02.2010 - XI R 49/07, BFHE 228, 456, BStBl II 2010, 1109,
Rz 33; vom 10.01.2013 - V R 31/10, BFHE 240, 380, BStBl II 2013, 352, Rz 35; vom 13.11.2013 - XI R 24/11, BFHE
243, 471, BStBl II 2017, 1147, Rz 44; vom 10.12.2020 - V R 41/19, BFH/NV 2021, 949, Rz 19). Daher kann im
Revisionsverfahren auch überprüft werden, ob das FG die Rechtsgrundsätze zur Bestimmung von Haupt- und
Nebenleistung beachtet hat (vgl. BFH-Urteile vom 05.09.2019 - V R 57/17, BFHE 266, 430, BStBl II 2020, 356,
Rz 34 f.; vom 10.12.2020 - V R 41/19, BFH/NV 2021, 949, Rz 19).


40


3. Ausgehend davon ist ‑‑anders als beim Frühstück‑‑ bezüglich der Parkplatzüberlassung die Bindungswirkung
nach § 118 Abs. 2 FGO entfallen; denn das FG hat insoweit bedeutsame Begleitumstände nicht berücksichtigt. Es
hat insbesondere nicht gewürdigt, dass die von der Klägerin angebotenen Parkplätze weder hinzugebucht noch
abgewählt werden konnten.


41


III. Zur Anrufung des EuGH in Bezug auf das nationale Aufteilungsgebot42


Der vorlegende Senat ist der Auffassung, dass seine Rechtsprechung, wonach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch
insoweit unionsrechtskonform ist, als er ein Aufteilungsgebot für Leistungen normiert, die nicht unmittelbar der
Vermietung dienen (vgl. dazu BFH-Urteil vom 24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86, Rz 57), nach
Ergehen der EuGH-Urteile Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 sowie Finanzamt X vom
04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 nicht mehr zweifelsfrei im Sinne des Art. 267 AEUV ist. Ein "acte clair" liegt
aus seiner Sicht nicht mehr vor.


43


1. Zur Vorlagefrage44


a) Die Steuer beträgt gemäß § 12 Abs. 1 UStG für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der
Bemessungsgrundlage (sogenannter Regelsteuersatz). Nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermäßigt sich die Steuer
auf 7 Prozent für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung
von Fremden bereithält, sowie die kurzfristige Vermietung von Campingflächen. Dies gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11


45


Seite 6 von 10







Satz 2 UStG nicht für Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit
dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind.


aa) § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG wurde durch das Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums vom 22.12.2009
(BGBl I 2009, 3950) mit Wirkung vom 01.01.2010 neu in das Umsatzsteuergesetz eingefügt. Der Gesetzgeber hat
damit ‑‑wie er in der Begründung des Gesetzentwurfs zum Ausdruck gebracht hat (Drucksachen des Deutschen
Bundestages ‑‑BTDrucks‑‑ 17/15, S. 20)‑‑ von der Option des Art. 98 Abs. 1 und 2 (seit dem 06.04.2022: Art. 98
Abs. 1 Unterabs. 1 bis 3) in Verbindung mit (i.V.m.) Anhang III Kategorie 12 MwStSystRL Gebrauch gemacht. In
Anhang III Kategorie 12 MwStSystRL heißt es: "Beherbergung in Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich
der Beherbergung in Ferienunterkünften, und Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das Abstellen von
Wohnwagen" (vgl. dazu BFH-Urteil vom 24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86, Rz 43; BFH-
Beschluss vom 07.03.2022 - XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473, BStBl II 2023, 198, Rz 26).


46


bb) In den Gesetzesmaterialien zu § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG wird ferner ausgeführt: "Nicht von der
Steuerermäßigung umfasst, da sie nicht unmittelbar der Beherbergung dienen, sind die Verpflegung, insbesondere
das Frühstück, der Zugang zu Kommunikationsnetzen (insbesondere Telefon und Internet), die TV-Nutzung ('pay per
view'), die Getränkeversorgung aus der Minibar, Wellnessangebote, Überlassung von Tagungsräumen, sonstige
Pauschalangebote usw., auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt für die Beherbergung abgegolten sind" (vgl.
Bericht des Finanzausschusses, BTDrucks 17/147, S. 9).


47


cc) Der vorlegende Senat hat daraus abgeleitet, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG ein nationales Aufteilungsgebot
für Leistungen enthält; der Grundsatz, dass die (unselbständige) Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung
teilt, wird von diesem Aufteilungsgebot verdrängt (vgl. BFH-Urteile vom 24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410,
BStBl II 2014, 86; vom 24.07.2013 - XI R 14/11, BFHE 242, 421, BStBl II 2014, 210; s.a. BFH-Beschlüsse vom
03.08.2017 - V R 60/16, BFHE 258, 558, BStBl II 2018, 37, Rz 41; vom 07.03.2022 - XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473,
BStBl II 2023, 198, Rz 28). Die Steuerermäßigung des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ist mithin auf reine
Vermietungs- beziehungsweise Beherbergungsleistungen beschränkt.


48


dd) Die deutsche Finanzverwaltung geht davon aus, dass insbesondere folgende in Abschnitt (Abschn.) 12.16. Abs. 5
des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) nicht abschließend genannten Leistungen auch dann keine
Beherbergungsleistungen im Sinne von § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG sind, wenn sie Nebenleistungen sind, und daher
nicht ermäßigt zu besteuern sind: Überlassung von Tagungsräumen; Überlassung von Räumen zur Ausübung einer
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit; Gesondert vereinbarte Überlassung von Plätzen zum Abstellen von
Fahrzeugen; Überlassung von nicht ortsfesten Wohnmobilen, Caravans, Wohnanhängern, Hausbooten und Yachten;
Beförderungen in Schlafwagen der Eisenbahnen; Überlassung von Kabinen auf der Beförderung dienenden Schiffen;
Vermittlung von Beherbergungsleistungen; Umsätze von Tierpensionen; Unentgeltliche Wertabgaben (z.B.
Selbstnutzung von Ferienwohnungen).


49


Keine Anwendung findet das Aufteilungsgebot hingegen gemäß Abschn. 12.16. Abs. 4 Satz 1 UStAE auf folgende
Leistungsbestandteile: Überlassung von möblierten und mit anderen Einrichtungsgegenständen (z.B. Fernsehgerät,
Radio, Telefon, Zimmersafe) ausgestatteten Räumen; Stromanschluss; Überlassung von Bettwäsche, Handtüchern
und Bademänteln; Reinigung der gemieteten Räume; Bereitstellung von Körperpflegeutensilien, Schuhputz- und
Nähzeug; Weckdienst; Bereitstellung eines Schuhputzautomaten; Mitunterbringung von Tieren in den überlassenen
Wohn- und Schlafräumen (vgl. Abschn. 12.16. Abs. 4 Satz 2 UStAE). Sie unterfallen daher mit der
Beherbergungsleistung dem ermäßigten Steuersatz.


50


ee) Hinsichtlich der Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes auf Nebenleistungen, die mit der Beherbergung
verbunden sind, gilt beispielsweise in Österreich dagegen anderes. Dort ermäßigt sich die Steuer nach § 10 Abs. 2
Nr. 3 Buchst. c des österreichischen Umsatzsteuergesetzes von 20 % auf 10 % für "die Beherbergung in
eingerichteten Wohn- und Schlafräumen und die regelmäßig damit verbundenen Nebenleistungen (einschließlich
Beheizung), wobei als Nebenleistung auch die Verabreichung eines ortsüblichen Frühstücks anzusehen ist, wenn
der Preis hierfür im Beherbergungsentgelt enthalten ist". Darüber hinaus gilt der ermäßigte Steuersatz in Österreich
nach dortiger Verwaltungsauffassung (vgl. Abschn. 1222 der österreichischen Umsatzsteuerrichtlinien) nicht nur für
im Preis inkludierte hoteltypische Leistungen (wie zum Beispiel Parkplatz, Kinderbetreuung und Animation,
Wellnessangebote, die Bereitstellung von Sporteinrichtungen), sondern zum Beispiel auch für die Bereitstellung von
Tennislehrern und der Abgabe von Liftkarten (vgl. dazu Grambeck, Neue Wirtschafts-Briefe ‑‑NWB‑‑ 2023, 3062).


51


b) Die im Ausgangsverfahren zu beurteilende Bereitstellung von Parkplätzen gehört nach der Rechtsprechung des
Senats zu den Leistungen, die unter das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG fallen und deshalb von


52
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der Steuersatzermäßigung ausgenommen sind (vgl. BFH-Beschluss vom 07.03.2022 - XI B 2/21 (AdV), BFHE 275,
473, BStBl II 2023, 198, Rz 27).


c) Das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG normierte Aufteilungsgebot für Leistungen, die nicht unmittelbar der
Vermietung dienen, hat der vorlegende Senat bisher als unionsrechtskonform angesehen (vgl. BFH-Urteil vom
24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86, Rz 51, m.w.N.). Daran hält er fest.


53


Der Senat war zunächst von der Vereinbarkeit des Aufteilungsgebots mit Unionsrecht zweifelsfrei überzeugt, weil
nach Art. 98 Abs. 1 und 2 MwStSystRL die Mitgliedstaaten unter der Voraussetzung, dass der Grundsatz der
steuerlichen Neutralität beachtet wird, der dem gemeinsamen Mehrwertsteuersystem zugrunde liegt, die
Möglichkeit haben, (nur) konkrete und spezifische Aspekte einer Kategorie von Dienstleistungen im Sinne des
Anhangs III MwStSystRL mit einem ermäßigten Mehrwertsteuersatz zu belegen (vgl. BFH-Urteil vom 24.04.2013 -
XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86, Rz 52, m.w.N.; BFH-Beschluss vom 07.03.2022 - XI B 2/21 (AdV), BFHE
275, 473, BStBl II 2023, 198, Rz 30). Der EuGH ist in seiner bisherigen Rechtsprechung davon ausgegangen, dass es
nicht als entscheidend für die Ausübung des den Mitgliedstaaten in Bezug auf die Anwendung des ermäßigten
Mehrwertsteuersatzes nach der Mehrwertsteuersystemrichtlinie belassenen Wertungsspielraums betrachtet werden
kann, ob ein Umsatz, der aus mehreren Bestandteilen besteht, als einheitliche Leistung anzusehen ist (vgl. EuGH-
Urteile Kommission/Frankreich vom 06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253, Rz 33; Stadion Amsterdam vom
18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22, Rz 34). Es brauchte daher vom EuGH im Urteil Kommission/Frankreich vom
06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253 nicht untersucht zu werden, ob die von Bestattungsunternehmen erbrachten
Dienstleistungen als einheitlicher Umsatz zu betrachten sind, sondern es war in diesem Zusammenhang vielmehr zu
prüfen, ob der Leichentransport mit einem Fahrzeug einen konkreten und spezifischen Aspekt der Kategorie von
Leistungen im Sinne von Anhang III Nr. 16 MwStSystRL darstellt, und ob die Anwendung dieses
Mehrwertsteuersatzes gegebenenfalls gegen den Grundsatz der steuerlichen Neutralität verstößt (vgl. dazu EuGH-
Urteile Kommission/Frankreich, EU:C:2010:253, Rz 34; Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16,
EU:C:2018:22, Rz 34).


54


d) Der vorlegende Senat ist allerdings der Auffassung, dass aufgrund der zwischenzeitlich ergangenen
Rechtsprechung des EuGH kein "acte clair" im Sinne des Art. 267 AEUV mehr vorliegt.


55


aa) Der EuGH ist nach Auffassung des vorlegenden Senats weder in seinem Urteil Stadion Amsterdam vom
18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 noch in seinem Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372
von seinem Urteil Kommission/Frankreich vom 06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253 abgewichen. Eine selektive
Anwendung des ermäßigten Steuersatzes ist daher nach Auffassung des vorlegenden Senats nach wie vor nicht
ausgeschlossen, sondern zulässig, sofern sie keine Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung nach sich zieht.


56


Sollte diese Auslegung zutreffend sein, hat der nationale Gesetzgeber mit § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 und 2 UStG
weiterhin von der Ermächtigung in Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 MwStSystRL
unionsrechtskonform in selektiver Weise dadurch Gebrauch gemacht, dass nicht sämtliche "Beherbergungen in
Hotels und ähnlichen Einrichtungen" einschließlich der dabei erbrachten Nebenleistungen dem ermäßigten
Steuersatz unterworfen werden, sondern nur die Leistungen, die unmittelbar der Vermietung dienen.


57


Ein Verstoß gegen den Grundsatz der steuerlichen Neutralität ist hierin auch weiterhin nicht zu erkennen. Das
Aufteilungsgebot im Falle des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG wirkt im Gegenteil Wettbewerbsverzerrungen sogar
entgegen (vgl. auch FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.11.2018 - 7 K 7314/16, EFG 2019, 294, Rz 45). Solche
Aufteilungsgebote dienen der Gleichbehandlung, da sie wie im Falle des § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG sicherstellen, dass
ein Hotel gleiche Leistungen (zum Beispiel Frühstück, Parkplatz, Spa) nicht zu einem günstigeren Steuersatz
anbieten kann als ein Unternehmer (zum Beispiel Gastronom, Parkhaus- oder Saunabetreiber) in der unmittelbaren
Nachbarschaft. Die gleiche Leistung wird durch das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG normierte Aufteilungsgebot
auch dann mit dem gleichen Steuersatz besteuert, wenn sie nur Nebenleistung zur kurzfristigen Beherbergung von
Fremden ist.


58


bb) Es ist allerdings nicht im Sinne eines "acte clair" zweifelsfrei, dass diese Deutung der Rechtsprechung des EuGH
durch den Senat zutreffend ist. Der EuGH hat in Rz 33 des Urteils Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16,
EU:C:2018:22 ausgeführt, dass eine einheitliche Leistung, die aus zwei separaten Bestandteilen, einem Haupt- und
einem Nebenbestandteil, besteht, für die bei getrennter Erbringung unterschiedliche Mehrwertsteuersätze gälten,
nur zu dem für diese einheitliche Leistung geltenden Mehrwertsteuersatz zu besteuern ist, der sich nach dem
Hauptbestandteil richtet, und zwar auch dann, wenn der Preis jedes Bestandteils, der in den vom Verbraucher für
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die Inanspruchnahme dieser Leistung gezahlten Gesamtpreis einfließt, bestimmt werden kann (vgl. auch BFH-
Beschluss vom 07.03.2022 - XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473, BStBl II 2023, 198, Rz 33).


Diese Formulierung könnte auch dahin verstanden werden, dass bei einheitlichen Leistungen
Steuersatzunterschiede jeglicher Art unionsrechtlich verboten sind. Bei dieser Sichtweise könnte § 12 Abs. 2 Nr. 11
Satz 2 UStG unionsrechtswidrig sein. Der Grundsatz, dass die unselbständige Nebenleistung stets das Schicksal der
Hauptleistung zu teilen hat, könnte das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG verdrängen (vgl.
Nieskens in Rau/Dürrwächter, Umsatzsteuergesetz, § 12 Abs. 2 Nr. 11 Rz 51; BFH-Beschluss vom 07.03.2022 -
XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473, BStBl II 2023, 198, Rz 33).


60


cc) Die Formulierung des EuGH wird in der Bundesrepublik Deutschland unterschiedlich gedeutet.61


(1) Andere Finanzgerichte gehen ‑‑ebenso wie die Finanzgerichte in den drei Ausgangsverfahren‑‑ davon aus, dass
das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch unter Berücksichtigung des EuGH-Urteils Stadion
Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 den unionsrechtlichen Vorgaben genügt (vgl. FG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 28.11.2018 - 7 K 7314/16, EFG 2019, 294, rechtskräftig; FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom
24.09.2020 - 6 K 2273/17, EFG 2020, 1887, Revision unter XI R 12/23 (XI R 35/20) anhängig; FG Nürnberg,
Beschluss vom 18.12.2020 - 2 V 1159/20, EFG 2021, 422, aufgehoben durch BFH-Beschluss vom 07.03.2022 -
XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473, BStBl II 2023, 198).


62


(2) Die Auffassungen im Schrifttum sind geteilt. Ein Teil des Schrifttums geht davon aus, dass dem gesetzlichen
Aufteilungsgebot im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch nach dem EuGH-Urteil im Verfahren Stadion
Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 Vorrang gegenüber den aus dem Grundsatz der
Einheitlichkeit der Leistung resultierenden Rechtsfolgen einzuräumen sei, weil damit zum allgemeinen Grundsatz
der gesonderten Betrachtung jeder einzelnen Leistung zurückgekehrt werde (vgl. u.a. Gieseler, Betriebs-Berater
2018, 734; Treiber, Deutsches Steuerrecht 2018, 1922; Korf, Zeitschrift für das gesamte Mehrwertsteuerrecht
‑‑MwStR‑‑ 2018, 266; derselbe in MwStR 2022, 515 nunmehr schwankend; Wäger, Umsatzsteuer-Rundschau ‑‑UR‑‑
2019, 41; Sterzinger, Umsatzsteuer direkt digital ‑‑UStDD‑‑ 6/2021, 4; Weber, Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-
Recht ‑‑UVR‑‑ 2022, 147, m.w.N. zum Streitstand; wohl auch Forster in Wäger, UStG, 2. Aufl., § 12 Abs. 2 Nr. 11
Rz 48; Waza in Offerhaus/Söhn/Lange, § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG Rz 57; Birkenfeld/Wäger, Umsatzsteuer-Handbuch,
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Rz 68). Jedoch wird auch teilweise die Auffassung vertreten, dass nunmehr Nebenleistungen zu
Übernachtungsleistungen im Hotelgewerbe an der Steuersatzermäßigung des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG
teilhaben müssten (vgl. u.a. Möser, MwStR 2018, 505; Nieskens, UR 2018, 181; derselbe in Rau/Dürrwächter,
Umsatzsteuergesetz, § 12 Abs. 2 Nr. 11 Rz 79; derselbe in UR 2022, 463; Oldiges, Der Betrieb ‑‑DB‑‑ 2018, 541;
derselbe in DB 2020, 2096; von Streit, Umsatz-Steuerberater 2018, 106; Prätzler, juris PraxisReport Steuerrecht
6/2018 Anm. 1; Nacke, NWB 2018, 2314; Lippross, Umsatzsteuer, 24. Aufl., S. 843; Janzen in Lippross/Seibel,
Basiskommentar Steuerrecht, § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG Rz 17).


63


(3) Der vorlegende Senat hat deshalb nach Ergehen des EuGH-Urteils Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-
463/16, EU:C:2018:22 die Vereinbarkeit mit Unionsrecht offen gelassen (BFH-Urteil vom 13.06.2018 - XI R 2/16,
BFHE 262, 187, BStBl II 2018, 678, Rz 24) sowie wegen ernstlicher Zweifel an der Rechtmäßigkeit im Verfahren des
vorläufigen Rechtsschutzes Aussetzung der Vollziehung gewährt (vgl. BFH-Beschluss vom 07.03.2022 -
XI B 2/21 (AdV), BFHE 275, 473, BStBl II 2023, 198; vgl. dazu auch Korf, MwStR 2022, 515; Nacke, UStDD 2022,
10/2022, 21; Brill, Kölner Steuerdialog 2023, Nr. 7, 23310; Masuch, NWB 2023, 1614; Nieskens, Umsatzsteuer-
Rundschau ‑‑UR‑‑ 2022, 463; Huschens, UVR 2023, 218; Bunjes/Heidner, UStG, 22. Aufl., § 12 Rz 230; Klenk in
Sölch/Ringleb, Umsatzsteuer, § 12 Rz 903).


64


dd) Die Zweifel, ob an der vorgenannten Rechtsprechung zu nationalen Aufteilungsgeboten festgehalten werden
kann, wurden durch das EuGH-Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 nicht beseitigt. Die
Aussagen des EuGH (Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372, Rz 38) und des BFH (vgl. Urteil
vom 17.08.2023 - V R 7/23 (V R 22/20), BFHE 282, 52, Rz 18) beziehen sich vorrangig auf Art. 135 Abs. 2 Satz 1
Buchst. c MwStSystRL und § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG. Gleichzeitig hat der BFH in seinem Nachfolgeurteil ausdrücklich
daran festgehalten, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG ein gesetzliches Aufteilungsgebot enthält (vgl. BFH-Urteil
vom 17.08.2023 - V R 7/23 (V R 22/20), BFHE 282, 52, Rz 19). Dessen unionsrechtliche Zulässigkeit ist aufgrund der
bestehenden Zweifel nun vom EuGH zu klären.


65


2. Auffassung des vorlegenden Senats zur Vorlagefrage66


Der vorlegende Senat ist der Auffassung, dass die Vorlagefrage zu verneinen ist.67
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a) Er ist insbesondere im Lichte des EuGH-Urteils The Escape Center vom 22.09.2022 - C-330/21, EU:C:2022:719
weiterhin der Auffassung, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch bei einheitlicher Leistung in Einklang mit dem
Unionsrecht steht.


68


aa) Der EuGH hat dort in Bezug auf die Überlassung von Sportanlagen zwar entschieden, dass Art. 98 Abs. 2
MwStSystRL i.V.m. mit deren Anhang III Kategorie 14 MwStSystRL dahin auszulegen ist, dass eine Dienstleistung,
die in der Überlassung von Sportgeräten eines Sportstudios und in einer Einzel- oder Gruppenanleitung besteht,
einem ermäßigten Mehrwertsteuersatz unterworfen werden kann, wenn diese Anleitung mit der Nutzung dieser
Anlagen verbunden und für die Sportausübung und die Körperertüchtigung erforderlich ist oder wenn es sich bei
der Anleitung um eine Nebenleistung zur Überlassung dieser Sportanlagen oder ihrer tatsächlichen Nutzung
‑‑mithin um eine einheitliche Leistung‑‑ handelt (vgl. EuGH-Urteil The Escape Center vom 22.09.2022 - C-330/21,
EU:C:2022:719, Rz 41).


69


bb) Der EuGH hat aber in Rz 34 dieser Entscheidung ‑‑unter Bezugnahme auf die EuGH-Urteile
Kommission/Frankreich vom 06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253, Rz 28 und Phantasialand vom 09.09.2021 - C-
406/20, EU:C:2021:720, Rz 25‑‑ betont, dass ein Mitgliedstaat die Anwendung dieses ermäßigten
Mehrwertsteuersatzes auf konkrete und spezifische Aspekte dieser Kategorie beschränken kann, wenn dabei der
Grundsatz der Neutralität beachtet wird. Der vorlegende Senat versteht diesen Hinweis dahin gehend, dass auch
nach Ergehen des EuGH-Urteils Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22 eine selektive
Anwendung des ermäßigten Steuersatzes auch bei einheitlicher Leistung zulässig ist, wenn der Grundsatz der
Neutralität gewahrt ist. Dies ist beim Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG der Fall.


70


b) Für die Auffassung des vorlegenden Senats, dass § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch bei einheitlicher Leistung in
Einklang mit dem Unionsrecht steht, spricht auch das zwischenzeitlich ‑‑vor Absetzen der Gründe dieser
Entscheidung‑‑ ergangene EuGH-Urteil Valentina Heights vom 08.02.2024 - C-733/22, EU:C:2024:126. Der EuGH hat
bestätigt, dass den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einer selektiven Anwendung des ermäßigten
Mehrwertsteuersatzes unter der zweifachen Bedingung zusteht, dass zum einen für die Zwecke der Anwendung des
ermäßigten Satzes nur konkrete und spezifische Aspekte der in Rede stehenden Kategorie von Leistungen
herausgelöst werden und zum anderen der Grundsatz der steuerlichen Neutralität beachtet wird (vgl. EuGH-Urteil
Valentina Heights vom 08.02.2024 - C-733/22, EU:C:2024:126, Rz 44). Da dies der nationale Gesetzgeber bei § 12
Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG beachtet hat, steht das Unionsrecht dem sich aus dieser Vorschrift ergebenden
Aufteilungsgebot bei einheitlicher Leistung nicht entgegen.


71


3. Entscheidungserheblichkeit72


Die Vorlagefrage ist entscheidungserheblich. Wäre die Vorlagefrage zu verneinen, wäre die Revision der Klägerin
als unbegründet zurückzuweisen. Wäre die Vorlagefrage zu bejahen, wäre die Vorentscheidung aufzuheben und der
Klage teilweise stattzugeben. Die Anwendung des Regelsteuersatzes auf die Überlassung von Parkplätzen wäre
dann zu Unrecht erfolgt.


73


4. Rechtsgrundlage der Vorlage74


Rechtsgrundlage für die Anrufung des EuGH ist Art. 267 Abs. 3 AEUV.75


IV. Verfahrensaussetzung76


Die Aussetzung des Verfahrens beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 74 FGO.77
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EuGH-Vorlage vom 10. Januar 2024, XI R 14/23 (XI R 22/21)
EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung
(hier: Parkplätze, Fitness- und Wellnesseinrichtungen, W-LAN)


ECLI:DE:BFH:2024:VE.100124.XIR14.23.0


BFH XI. Senat


UStG § 1 Abs 1 Nr 1, UStG § 12 Abs 1, UStG § 12 Abs 2 Nr 11 S 2, FGO § 74, FGO § 121 S 1, EGRL 112/2006 Art 2, EGRL
112/2006 Art 24 Abs 1, EGRL 112/2006 Art 98 Abs 1, EGRL 112/2006 Art 98 Abs 2, EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 1,
EGRL 112/2006 Art 135 Abs 2 S 2, EGRL 112/2006 Anh 3 Nr 12, AEUV Art 267 Abs 3, UStG § 3 Abs 9, UStG VZ 2011


vorgehend BFH , 29. März 2022, Az: XI R 22/21


Leitsätze


Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich ‑‑wie hier mit der Bereitstellung von Parkplätzen, Fitness- und
Wellnesseinrichtungen sowie eines hoteleigenen drahtlosen lokalen Netzwerks (W-LAN)‑‑ um unselbständige
Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:


Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend
auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein
Mitgliedstaat von der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen,
die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch
dann ausnehmen darf, wenn es sich ‑‑wie hier mit der Bereitstellung von Parkplätzen, Fitness- und
Wellnesseinrichtungen sowie eines hoteleigenen drahtlosen lokalen Netzwerks (W-LAN)‑‑ um unselbständige
Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden handelt?


II. Das Verfahren wird bis zur Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union ausgesetzt.


Tatbestand


A.


 


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) betrieb im Jahr 2011 (Streitjahr) in A und B Hotels.1


Beide Hotels verfügen über Parkplätze für Kraftfahrzeuge. Diese konnten von den Übernachtungsgästen ebenso
ohne gesondert berechnetes Entgelt genutzt werden wie von weiteren Besuchern der Hotels und der Öffentlichkeit.
Daneben hielt die Klägerin in beiden Hotels ohne gesondert berechnetes Entgelt ein drahtloses lokales Netzwerk
(W-LAN) für die Hotelgäste vor. In einem Hotel standen den Gästen außerdem Fitness- und Wellnesseinrichtungen
zur Verfügung. Gesonderte Entgelte erhob die Klägerin auch hierfür nicht.


2
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Soweit die Gäste indes ein Solarium, einen Tischfußball-Tisch, einen Dart-Automaten oder Massagen in Anspruch
nahmen, wurden ihnen die dafür entstehenden Entgelte gesondert und unter Ausweis von Umsatzsteuer zum
Regelsteuersatz in Rechnung gestellt. Die Nutzung des Zimmertelefons für externe Telefonate stellte die Klägerin
den Gästen ebenso zum Regelsteuersatz gesondert in Rechnung wie Reinigungsleistungen, die Leistungen des
hauseigenen Restaurants und die Lieferung von alkoholischen Getränken aus der Minibar. Entgeltliche
Nutzungsangebote für die in den Gästezimmern vorhandenen TV-Geräte machte die Klägerin nicht.


3


In ihrer Umsatzsteuererklärung für das Streitjahr erklärte die Klägerin Lieferungen und sonstige Leistungen zum
Regelsteuersatz von 19 % und Lieferungen und sonstige Leistungen zum ermäßigten Steuersatz von 7 %. Die
Überlassung von Parkplätzen sah die Klägerin als ermäßigt zu besteuernde Nebenleistung zur
Beherbergungsleistung an.


4


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) folgte dem nicht, wich insoweit von der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung der Klägerin ab und erließ dementsprechend einen Bescheid über Umsatzsteuer für das Streitjahr
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑).


5


Die Klägerin legte Einspruch ein und begehrte die erklärungsgemäße Besteuerung. Die kostenlose Überlassung von
Parkplätzen sei eine Nebenleistung zur Übernachtungsleistung, die wie diese dem ermäßigten Steuersatz
unterliege.


6


In einem zwischen den Beteiligten geführten Klageverfahren wegen Umsatzsteuer für das Jahr 2010 (Vorjahr), in
dem der vorlegende Senat unter Zurückverweisung der Sache an das Finanzgericht (FG) mit Urteil vom 01.03.2016 -
XI R 11/14 (BFHE 253, 438, BStBl II 2016, 753) entschieden hatte, dass die Einräumung von Parkmöglichkeiten an
Hotelgäste mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu besteuern sei, auch wenn hierfür kein gesondertes Entgelt
berechnet werde, erzielten die Beteiligten im zweiten Rechtsgang Einvernehmen über die Besteuerung der
Parkplatzüberlassung im Vorjahr. Das FA erließ daraufhin auch einen Umsatzsteuer-Änderungsbescheid für das
Streitjahr. Der Vorbehalt der Nachprüfung blieb bestehen. Der Änderungsbescheid wurde nach § 365 Abs. 3 Satz 1
AO Gegenstand des Einspruchsverfahrens.


7


Nach einer Außenprüfung bei der Klägerin für das Streitjahr nahm der Prüfer an, dass auch auf die Bereitstellung
von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen der Regelsteuersatz anwendbar sei.


8


Das FA folgte der Auffassung des Prüfers und erließ, zuletzt unter dem 21.11.2018, einen Umsatzsteuer-
Änderungsbescheid für das Streitjahr, mit dem es zugleich den Vorbehalt der Nachprüfung aufhob. Auch dieser
Änderungsbescheid wurde nach § 365 Abs. 3 Satz 1 AO Gegenstand des Einspruchsverfahrens.


9


Mit Einspruchsentscheidung vom 30.07.2019 wies das FA den Einspruch der Klägerin als unbegründet zurück. Das
FA führte unter anderem aus, dass auf die im Streit stehenden Leistungsbestandteile das Aufteilungsgebot des § 12
Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) anzuwenden sei. Diese Vorschrift stehe im Einklang mit der
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL).


10


Das FG wies mit seinem Urteil in Entscheidungen der Finanzgerichte 2022, 140 veröffentlichten Urteil vom
19.08.2021 - 5 K 174/19 die Klage ab. Die Klägerin habe durch die Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness-
und Wellnesseinrichtungen entgeltliche Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG an die Beherbergungsgäste
(und an die weiteren Besucher ihrer Hotels) erbracht. Dem stehe nicht entgegen, dass die Klägerin in ihren
Rechnungen keine gesonderten Entgeltbestandteile für diese Leistungen ausgewiesen und keine gesonderten
Vereinbarungen über die Inanspruchnahme der streitigen Leistungen mit ihren Gästen getroffen habe. Diese
steuerpflichtigen Leistungen seien gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG nicht mit dem ermäßigten Steuersatz zu
besteuern. Der deutsche Gesetzgeber habe mit § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG von der Ermächtigung in Art. 98 Abs. 1 und 2
in Verbindung mit Anhang III Kategorie 12 MwStSystRL selektiv Gebrauch gemacht. Nicht sämtliche
"Beherbergungen in Hotels und ähnlichen Einrichtungen" einschließlich der dabei erbrachten Nebenleistungen
würden dem ermäßigten Steuersatz unterworfen, sondern nur die Leistungen, die unmittelbar der Vermietung
dienen. Dies sei unionsrechtlich nicht zu beanstanden. Die Mitgliedstaaten seien nicht gezwungen, sämtliche in
einer Kategorie des Anhangs III MwStSystRL genannten Umsätze ermäßigt zu besteuern. Vielmehr sei eine
"selektive Auswahl" zulässig. Der Grundsatz, dass eine unselbständige Nebenleistung das Schicksal der
Hauptleistung teile, werde von diesem Aufteilungsgebot verdrängt.


11


Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung materiellen Rechts und macht geltend, das FG habe die
Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen rechtsfehlerhaft als entgeltliche
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Entscheidungsgründe


B.


Leistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG behandelt. Die Leistungsbereitschaft des Unternehmers, der nicht wisse,
welches seiner zusätzlichen Serviceangebote die Gäste zu nutzen beabsichtigten, reiche für eine
umsatzsteuerrechtlich beachtliche Leistung nicht aus. Ferner habe das FG verkannt, dass die zusätzlichen
Leistungsbestandteile im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG unmittelbar der Beherbergung dienen. Außerdem
habe das FG das unionsrechtlich anerkannte Prinzip der Einheitlichkeit der Leistungen außer Betracht gelassen.
Zwar ergebe sich aus dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) Kommission/Frankreich vom
06.05.2010 - C-94/09, EU:C:2010:253, dass die Mitgliedstaaten dazu berechtigt seien, nach Art. 98 MwStSystRL nur
punktuell bestimmte Teile einer Ziffer des Anhangs III MwStSystRL ermäßigt zu besteuern. Diese Rechtsprechung
stelle jedoch keine Einschränkung des Prinzips der Einheitlichkeit der Leistung dar, das sich aus Art. 2 MwStSystRL
ableite. Dies ergebe sich auch aus dem EuGH-Urteil Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16, EU:C:2018:22.
Sämtliche zusätzlichen Leistungen seien aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers auf die Vermietung des
Hotelzimmers als der eindeutig dominierenden Hauptleistung zurückzuführen. Dies erfordere nach der
Rechtsprechung des EuGH die Anwendung des für die Vermietung der Hotelzimmer geltenden ermäßigten
Steuersatzes auch auf diese zusätzlichen Leistungen. Im Übrigen müsse jede zusätzliche Leistung als der
Vermietungstätigkeit unmittelbar dienend angesehen werden, da mit ihnen die Zahl der Übernachtungen gesteigert
und damit das Vermietungsgeschäft gefördert werde.


Die Klägerin beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung, die Einspruchsentscheidung vom 30.07.2019 sowie die
Umsatzsteuer-Änderungsbescheide für das Streitjahr aufzuheben.


13


Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.14


Es verteidigt die angefochtene Vorentscheidung und führt unter anderem aus, die Klägerin habe durch die
Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen ihre dauerhafte Bereitschaft erklärt,
den Hotelgästen die angebotenen zusätzlichen Leistungen zu erbringen, und dadurch den umsatzsteuerrechtlichen
Leistungsbegriff erfüllt. Es beeinträchtige den unmittelbaren Zusammenhang zwischen erbrachter Leistung und
empfangener Gegenleistung nicht, dass die zusätzlichen Leistungen weder im Voraus bestimmt noch
individualisiert gewesen seien und das Entgelt in Form einer Pauschale zusammen mit dem Übernachtungsentgelt
entrichtet worden sei. Die Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen seien auch
nicht als unmittelbar der Beherbergung dienende Leistungen anzusehen. Es handele sich hierbei um Leistungen,
die nach dem gesetzgeberischen Willen nicht der Steuersatzermäßigung unterliegen sollen. Das in § 12 Abs. 2
Nr. 11 Satz 2 UStG normierte Aufteilungsgebot sei unionsrechtlich nicht zu beanstanden. Es führe dazu, dass die
unselbständigen Nebenleistungen nicht das Schicksal der Hauptleistung teilen und nicht dem ermäßigten
Steuersatz im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG unterliegen.


15


Auf übereinstimmenden Antrag der Beteiligten hat der vorlegende Senat mit Beschluss vom 29.03.2022 -
XI R 22/21 das Ruhen des Verfahrens bis zur Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-516/21 angeordnet. Nach
Ergehen des EuGH-Urteils Finanzamt X (Auf Dauer eingebaute Vorrichtungen und Maschinen) ‑‑künftig:
Finanzamt X‑‑ vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 wurde das Revisionsverfahren unter dem Aktenzeichen
XI R 14/23 (XI R 22/21) fortgesetzt.


16


Die Klägerin sieht sich in ihrer Rechtsauffassung bestätigt. Übertragen auf den vorliegenden Rechtsstreit müssten
die hier streitigen Nebenleistungen ebenfalls dem ermäßigten Steuersatz des § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG unterfallen.


17


Das FA wendet dagegen ein, dass das EuGH-Urteil Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 auf den
hier zu beurteilenden Sachverhalt nicht übertragbar sei. Die dort erbrachten Leistungen hätten unmittelbar der
Vermietungsleistung gedient, während die hier streitigen Leistungen kein wesentliches Merkmal der reinen
Beherbergungsleistung seien. Ein unmittelbarer Rückschluss darauf, ob eine selektive Anwendung des ermäßigten
Steuersatzes des § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG möglich sei, ergebe sich aus dem EuGH-Urteil nicht.


18


Der Senat setzt das Verfahren aus und legt dem EuGH die im Tenor genannte Frage gemäß Art. 267 Abs. 3 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zur Vorabentscheidung vor.
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I. Maßgebliche Rechtsvorschriften20
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1. Unionsrecht21


Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) in
ihrer auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


Art. 2


(1) Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsätze:


…


c) Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt erbringt; …


Art. 24


(1) Als "Dienstleistung" gilt jeder Umsatz, der keine Lieferung von Gegenständen ist.


…


Art. 98


(1) Die Mitgliedstaaten können einen oder zwei ermäßigte Steuersätze anwenden.


(2) Die ermäßigten Steuersätze sind nur auf die Lieferungen von Gegenständen und die Dienstleistungen der in
Anhang III genannten Kategorien anwendbar. Die ermäßigten Steuersätze sind nicht anwendbar auf elektronisch
erbrachte Dienstleistungen.


(3) Zur Anwendung der ermäßigten Steuersätze im Sinne des Absatzes 1 auf Kategorien von Gegenständen können
die Mitgliedstaaten die betreffenden Kategorien anhand der Kombinierten Nomenklatur genau abgrenzen.


Anhang III: Verzeichnis der Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, auf die ermäßigte MwSt-Sätze
gemäß Artikel 98 angewandt werden können


…


12. Beherbergung in Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich der Beherbergung in Ferienunterkünften,
und Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das Abstellen von Wohnwagen;


…


22


2. Nationales Recht23


Umsatzsteuergesetz vom 21.02.2005 (BGBl I 2005, 386) in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung


§ 1 Abs. 1 Nr. 1


(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Umsätze:


1. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines
Unternehmens ausführt. …


§ 12


(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der Bemessungsgrundlage …


(2) Die Steuer ermäßigt sich auf sieben Prozent für die folgenden Umsätze:


…


11. die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden
bereithält, sowie die kurzfristige Vermietung von Campingflächen. Satz 1 gilt nicht für Leistungen, die nicht
unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten
sind; …


24


II. Beurteilung von Vorfragen25
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1. Das FG ist zutreffend davon ausgegangen, dass die Klägerin auch die Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen,
Fitness- und Wellnesseinrichtungen als Nebenleistungen zur Beherbergungsleistung gegen Entgelt erbracht hat.


26


a) Wegen der Grundsätze zur Bestimmung von Haupt- und Nebenleistung verweist der vorlegende Senat zur
Vermeidung von Wiederholungen auf seine Ausführungen unter B.II.1. im Vorabentscheidungsersuchen vom
10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20).


27


b) Danach handelt es sich bei der Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen, die
weder zu- noch abgewählt werden konnten und deren Inanspruchnahme nicht separat, sondern als Pauschalpreis
abgerechnet wurde, um mit der Hauptleistung ‑‑die Beherbergung des die Hotels der Klägerin aufsuchenden
Gastes‑‑ untrennbar verbundene Nebenleistungen. Insoweit liegt eine einheitliche Leistung mit der Beherbergung
vor.


28


c) Entgegen der Auffassung der Klägerin führt der Umstand, dass die Klägerin hierfür kein gesondertes Entgelt
erhebt, nicht dazu, dass diese Nebenleistungen unentgeltlich erbracht würden (vergleiche ‑‑vgl.‑‑ EuGH-Urteil Deco
Proteste - Editores vom 05.10.2023 - C-505/22, EU:C:2023:731).


29


2. Entgegen der Auffassung der Klägerin hindert auch der Umstand, dass die Hotelgäste die angebotenen
Zusatzleistungen teilweise nicht tatsächlich in Anspruch genommen haben, das Vorliegen einer Leistung gegen
Entgelt nicht.


30


a) Als (ausgeführte) entgeltliche Leistung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG, Art. 2 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL ist
auch eine (fortbestehende) Leistungsbereitschaft des Unternehmers anzusehen, so dass es auf den Umfang der
Inanspruchnahme der Leistung nicht ankommt (vgl. EuGH-Urteile Air France - KLM und Hop!-Brit Air vom
23.12.2015 - C-250/14 und C-289/14, EU:C:2015:841, Rz 28; Meo - Serviços de Comunicações e Multimédia vom
22.11.2018 - C-295/17, EU:C:2018:942, Rz 40; Marcandi vom 05.07.2018 - C-544/16, EU:C:2018:540, Rz 32;
UniCredit Leasing vom 03.07.2019 - C-242/18, EU:C:2019:558, Rz 74; BFH-Urteile vom 02.08.2018 - V R 37/17,
BFHE 263, 63, Rz 17; vom 18.12.2019 - XI R 21/18, BFHE 267, 560, BStBl II 2020, 723, Rz 46). Hat der
Leistungsempfänger ‑‑wie hier‑‑ gemäß den vertraglichen Verpflichtungen mit dem leistenden Unternehmer das
Recht, eine bestimmte Leistung zu beanspruchen, liegt eine steuerbare Leistung auch dann vor, wenn der
Leistungsempfänger sein Recht aus einem von ihm zu vertretenden Grund nicht ausüben will oder kann.


31


b) Dies unterscheidet den Streitfall von Fällen des sogenannten Angelds, das im Falle eines Rücktritts des
Hotelgasts vom Vertrag vom Hotelier als Entschädigung einbehalten wird und nach der Rechtsprechung des EuGH
(vgl. EuGH-Urteil Société thermale d'Eugénie-Les-Bains vom 18.07.2007 - C-277/05, EU:C:2007:440) keine
Gegenleistung für eine eigenständige, bestimmbare Leistung darstellt. Der auf eine oder mehrere bestimmte
Zusatzleistungen entfallende Entgeltanteil ist im Falle der vollständigen oder teilweisen Nichtinanspruchnahme der
Zusatzleistungen keine Entschädigung für deren vollständige oder teilweise Nichtinanspruchnahme, sondern
Entgelt für die Möglichkeit zur tatsächlichen Inanspruchnahme aller angebotenen Zusatzleistungen.


32


c) Daher kann dahinstehen, ob die Hotelgäste die mit dem Pauschalpreis für die Übernachtung abgegoltene
Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen tatsächlich in Anspruch genommen
haben.


33


III. Zur Anrufung des EuGH34


Der vorlegende Senat hat Zweifel, ob er nach Ergehen der EuGH-Urteile Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-
463/16, EU:C:2018:22 sowie Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21, EU:C:2023:372 an seiner Rechtsprechung
festhalten kann, wonach das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG unionsrechtskonform ist (vgl. dazu
BFH-Urteil vom 24.04.2013 - XI R 3/11, BFHE 242, 410, BStBl II 2014, 86, Rz 57).


35


1. Zur Vorlagefrage und zur Rechtsauffassung des Senats36


Der vorlegende Senat verweist zur Vermeidung von Wiederholungen auf seine Begründung der Vorlagefrage unter
B.III.1. und 2. in dem die Parkplatzgestellung als unselbständige Nebenleistung zur kurzfristigen Beherbergung von
Fremden betreffenden Vorabentscheidungsersuchen vom 10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20).


37


2. Zur Entscheidungserheblichkeit38


Die Vorlagefrage ist auch im Streitfall entscheidungserheblich. Wäre die Vorlagefrage zu verneinen, wäre die39
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Revision der Klägerin vom vorlegenden Senat als unbegründet zurückzuweisen. Wäre die Vorlagefrage zu bejahen,
wäre die Anwendung des Regelsteuersatzes auf die Bereitstellung von W-LAN, Parkplätzen, Fitness- und
Wellnesseinrichtungen zu Unrecht erfolgt, so dass die Klage insoweit Erfolg hätte.


3. Im Übrigen verweist der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen auf sein Vorabentscheidungsersuchen vom
10.01.2024 - XI R 11/23 (XI R 34/20), unter B.III.4. und B.IV.
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